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er wünsche sich kein deutsches Europa, sondern ein europäisches Deutschland, sagte Helmut 
Kohl einmal. Von diesem Ziel sind wir leider weit entfernt. Auf der einen Seite missbraucht 
Deutschland seine starke Stellung in der EU oft, um z. B. strengere Umweltschutzgesetze zu 
verhindern. Auf der anderen Seite nimmt – in Deutschland und auch im restlichen Europa – 
eine ablehnende Haltung gegenüber der EU immer mehr zu. Und das liegt sicherlich auch an 
den zahlreichen Defiziten, welche die EU aktuell aufweist. Das liegt aber vor allem an einer ir-
rationalen Renaissance des Nationalismus. Dabei lässt sich keine der großen Herausforderun-
gen wie z. B. der Schutz des Klimas auf nationaler Ebene lösen, sondern nur auf globaler. Wir 
brauchen dringend eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit der Nationen. Dafür muss 
das Konkurrenzdenken zwischen ihnen überwunden werden. Doch es nimmt stattdessen zu. 

Was sind die Ursachen des neuen Rechtspopulismus? Die „Mutter aller Probleme“ ist sicherlich 
nicht die Migration, wie Horst Seehofer behauptete. Die Migration ist nur ein Symptom. Die 
„Mutter aller Probleme“ ist die zunehmende Neoliberalisierung. Sie befeuert seit Jahrzehnten 
das Konkurrenzdenken und sorgt für wachsende Ungleichheit – zwischen den Menschen und 
zwischen den Staaten. Sie macht die Reichen reicher und die Armen ärmer. Wut, Hass und 
politische Radikalität gedeihen dort, wo Menschen immer stärker unter Druck geraten, wo ihre 
Angst wächst, überflüssig und aussortiert zu werden. Rechtspopulismus ist eine Form des Pro-
tests – aber ohne jede Moral. Es wird gegen Sündenböcke und gegen die Globalisierung gehetzt – 
aber seltsamerweise nicht gegen den Neoliberalismus, dabei macht er die Globalisierung zu 
etwas Destruktivem und löst massenhafte Migration aus. 

Was Rechtspopulismus und Neoliberalismus gemeinsam haben, beschreibt der Psychologe Rai-
ner Mausfeld in seinem neuen Buch: „Beide verbindet ein Sozialdarwinismus mit Glorifizierung 
der Starken und Verachtung der Schwachen. Beide verlangen eine vollständige Unterordnung 
unter eine Fiktion, den freien Markt auf der einen Seite, das ethnisch homogene ‚Volk‘ auf der an-
deren Seite. Neoliberalismus und Rechtspopulismus bilden, aus unterschiedlichen Perspektiven, 
heute wesentliche ideologische Zentren einer Gegenaufklärung.“ Diesem Kulturverfall gilt es 
traditionelle Werte wie Aufklärung, Vernunft, Demokratie und soziale Gerechtigkeit entgegen- 
zuhalten. Und die Vision eines vereinten, friedlichen Europas. Eines Europas, in dem jedoch 
nicht das Profitinteresse einzelner Konzerne, Branchen und Regierungen im Mittelpunkt steht, 
sondern das Gemeinwohl. 

Viel Spaß und Erkenntnisgewinn beim Lesen dieses Hefts wünschen Ihnen
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Ökolumne  von Ulrich Brehme

Kohleausstieg

Umwelt & Gesellschaft  von Ulrich Brehme
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Mit ihrem Anteil von einem Drittel 
an den gesamten globalen CO2-
Emissionen und einem Viertel al-
ler Treibhausgasemissionen ist die 
Kohleverbrennung der wichtigste 
Treiber des Klimawandels. Anläss-
lich der Weltklimakonferenz Ende 
2017 schlossen sich 18 Staaten – 
darunter Großbritannien, Kanada 
und Frankreich – zu einer Allianz 
für den Kohleausstieg zusammen. 
Von der EU ist die Hälfte aller Mit-
gliedsstaaten dabei. Deutschland 
fehlt. Denn diese 18 Staaten wollen 
bis spätestens 2030 aus der Kohle-
verbrennung aussteigen.

Bei der Verbrennung von Braun-
kohle entstehen doppelt so hohe 
CO2-Emissionen wie bei der Ver-
brennung von Erdgas. Für Stein-
kohle liegt der Emissionsfaktor 
dazwischen. Der Ausstieg aus der 
deutschen Steinkohleförderung wur- 
de von der EU bereits vor mehr 
als zehn Jahren erzwungen, weil 
sie die Milliarden-Subventionen 
dafür nicht mehr akzeptierte. Die 
Braunkohleförderung im Tagebau 
ging jedoch weiter. Und so wird in 
Deutschland mehr Braunkohle ge-
fördert und verbrannt als in China, 
etwa 2,5-mal so viel wie in Russland 
oder in den USA. Bei konstanter För-
derung würden die Braunkohlevor-
räte noch über 20 Jahre reichen. Um 
neue Flächen für den Braunkohle-
abbau zu erschließen, will RWE den 
Hambacher Forst bei Köln roden. 

Zur Stromerzeugung importiert 
Deutschland zudem jährlich mehr 
als 50 Mio. Tonnen Steinkohle. Der 
größte Steinkohlelieferant Deutsch-

lands ist Russland, das auch 
Hauptlieferant beim Erdgas ist. Da 
Deutschland aktuell rund 70 % sei-
ner Primärenergie aus dem Ausland 
bezieht, dienen mehr erneuerbare 
Energie, mehr Energieeffizienz und 
ein schrittweiser Ausstieg aus der 
Kohleverstromung auch der lang-
fristigen Versorgungssicherheit. 

Um in Deutschland den Ausstieg 
aus der Kohleverbrennung auf den 
Weg zu bringen, wurde nun eine 
„Kohlekommission“ gegründet. Bis 

Ende 2019 soll ein Klimaschutz-
gesetz entstehen. Die Wirtschafts- 
und Energieminister von sechs 
Bundesländern haben sich aber 
bereits gegen eine vorzeitige Been-
digung der Kohleverstromung aus-
gesprochen, sodass eine Einigung 
wohl nicht möglich ist. Die AfD for-
dert offen die Beendigung der Ener-
giewende und die Bundesregierung 
tut praktisch alles, um sie abzuwür-
gen. So tragen die deutschen Koh-
lekraftwerke immer noch fast 40 % 
zur deutschen Stromerzeugung bei. 
Mit 31 % der in der EU installierten 
Kohlekraftwerksleistung (49 GW) 
ist Deutschland der führende Koh-
lekraftwerkbetreiber, gefolgt von 
Polen mit 18 % (29 GW) und Tsche-
chien mit 6 % (9 GW). 

Weil die EU-Kommission im 
Sommer 2017 nach harten Auseinan-
dersetzungen mit den Lobbyisten 

der Kohlewirtschaft die Schadstoff-
grenzwerte für Stickoxide, Schwefel-
dioxid, Feinstaub und Quecksilber 
verschärfte und die große Mehrzahl 
der deutschen Braunkohlekraft-
werke die neuen Grenzwerte ver-
fehlt, müssten an diesen technische 
Nachrüstungen vorgenommen wer-
den, um sie einzuhalten. Allerdings 
hat die Bundesregierung die neue 
EU-Richtlinie bisher noch nicht in 
deutsches Recht umgesetzt. 

Profitabel bleibt Kohlestrom 
nur, solange der Kohle im heutigen 
Strommarkt die Umweltschäden 
nicht angemessen angelastet wer-
den. Das Umweltbundesamt (UBA) 
errechnete Ende 2017 für die exter-
nen Umweltkosten der nationalen 
Kohleverstromung durch Treib-
hausgase und Luftschadstoffe für 

das Jahr 2016 rund 46 Mrd. Euro. 
Nach einer Studie des Forums Öko-
logisch-Soziale Marktwirtschaft 
(FÖS) würde der Ausstieg aus der 
deutschen Braunkohle jährliche 
Klima- und Gesundheitskosten so-
wie staatliche Subventionen und 
Vergünstigungen von 28 Mrd. Euro 
einsparen.

Der Kohlestrom belegt Leitungs-
kapazitäten der Stromnetze, die für 
neue Windkraft- und Photovoltaik-
Anlagen benötigt werden. Die Koh-
lestromerzeugung blockiert damit 
den Ausbau von Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen. Das gesamte Strom-
netz in Deutschland muss flexibler 
werden. Eine zukunftsfähige Ener-
gieversorgung mit Erneuerbaren 
Energien muss für die Kopplung 
der Sektoren Strom, Wärme und 
Mobilität sorgen und den Einsatz 
von Energiespeichern ausbauen.

In Deutschland wird mehr Braunkohle 
gefördert und verbrannt als in China.

Europäischer Gerichtshof:  
Gentechnik ist Gentechnik 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat sein Urteil 
zur rechtlichen Einordnung neuer Gentechnikmetho-
den gefällt: Damit hergestellte Tiere und Pflanzen gel-
ten nun auch rechtlich als Gentechnik und müssen als 

solche reguliert, gekennzeichnet und überwacht wer-
den. Dieses Urteil ist ein Sieg für die Wahlfreiheit von 
Landwirten, Züchtern und Verbrauchern sowie für den 
Schutz der Umwelt. Agrarindustrie, Gentechnik-Kon-
zerne sowie deutsche und französische Behörden hat-
ten lange behauptet, die neuen Gentechnikmethoden 
seien gar keine Gentechnik. Dies widerspricht sowohl 
dem Vorsorgeprinzip als auch dem prozess-orientierten 
Ansatz der EU, bei dem entscheidend ist, wie ein Pro-
dukt hergestellt wurde, und nicht, ob die angewendete 
Technik nachweisbar ist. Nach dem Urteil nahm das 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit (BVL) seinen Freifahrtschein für den Ver-
suchsanbau von gentechnisch verändertem, herbizid-
resistentem Raps der US-amerikanischen Firma Cibus 
zurück.

» http://t1p.de/erru

US-Gericht verurteilt Monsanto 
zu Schmerzensgeldzahlung 
Der Chemiekonzern Monsanto wurde zu einer Schmer-
zensgeldzahlung in Höhe von 289 Mio. Dollar (253 Mio. 
Euro) verurteilt. Geklagt hatte ein ehemaliger Haus-
meister, der bei seiner Arbeit regelmäßig Glyphosat 
ausbrachte und dann an Lymphdrüsenkrebs erkrankte. 

Das Gericht kam zu dem 
Schluss, dass Monsanto 
nicht ausreichend vor den 
Krebsrisiken seines Un-
krautvernichters gewarnt 
habe. Die Verhandlungen 
von 5.000 ähnlichen Kla-
gen, die zu einer Sammel-
klage zusammengefasst 
wurden, stehen noch aus. 

» http://t1p.de/08ew

Klage wegen hoher 
Nitratwerte im Grundwasser
Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) hat wegen der teils 
hohen Nitratbelastung im Grundwasser gegen die Bun-
desrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundes-
landwirtschaftsministerium, beim Oberverwaltungsge-
richt Berlin-Brandenburg Klage eingereicht. In der EU 
hat nur Malta mehr Nitrat im Grundwasser, kritisiert 
die DUH und bezeichnet die 2017 verschärfte Dünge-
verordnung als „ungeeignet“, die hohe Nitratbelastung 
ausreichend zu reduzieren. Der EU-Grenzwert von 
50 mg/l wird an knapp einem Drittel der Messstationen 

teilweise deutlich überschritten. Der Europäische Ge-
richtshof hatte erst im Juni 2018 geurteilt, Deutschland 
habe jahrelang nicht genug gegen die zu hohe Nitratbe-
lastung in seinen Gewässern unternommen und damit 
gegen die europäische Nitratrichtlinie verstoßen. 

» http://t1p.de/3zt9

Kampagne für eine Wende 
in der EU-Agrarpolitik
Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU (GAP) ist der mit 
Abstand größte Topf des EU-Haushalts. Derzeit wird 
über die Jahre 2021 bis 2027 verhandelt. Aktuell zahlt 
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jeder EU-Bürger dafür 114 Euro pro Jahr an Steuergeld. 
Verteilt werden diese Gelder überwiegend pauschal 
pro Hektar – egal, wie umweltfreundlich oder umwelt-
schädlich die Flächen bewirtschaftet sind. Der Natur-
schutzbund Deutschland (NABU) startete deshalb die 
Kampagne „Neue Agrarpolitik jetzt!“ und fordert eine 
gezielte Förderung für nachhaltigen Umbau statt pau-
schaler Flächenprämien, eine Intensivierung von Na-
turschutzmaßnahmen und faire Preise für hochwertige 
Produkte.

» www.neueagrarpolitik.eu

Verfassungsbeschwerde 
gegen staatliche Datenzugriffe 
Die Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF) hat eine 
Verfassungsbeschwerde gegen den seit 2017 erlaubten 
automatisierten Zugriff auf Biometriedaten in den 
Lichtbilddatenbanken der Personalausweis- und Pass-
behörden eingereicht. Durch das Gesetz ist sämtlichen 
Polizeien in Bund und Ländern, allen Geheimdiensten, 

aber auch der Zoll- und Steuerfahndung ohne Eingren-
zung erlaubt, diese Informationen auf digitalem Wege 
ohne eine Protokollierung in der datengebenden Stelle 
einzuholen.

» http://t1p.de/cb15

Kreuzfahrt-Ranking prangert 
Schweröl-Motoren an
Nur ein Kreuzfahrtschiff verzichtet auf den Antrieb 
mit giftigem Schweröl und setzt stattdessen auf einen 
schadstoffärmeren Kraftstoff: die AIDAnova. Sie wird 
als erstes Kreuzfahrtschiff der Welt mit Flüssiggas be-
trieben und landet im Kreuzfahrt-Ranking des Natur-
schutzbunds Deutschland (NABU) auf Platz 1. Alle an-
deren der 76 untersuchten Schiffe, darunter auch acht 

der neun Schiffe, die 2018 fertiggestellt wurden, halten 
am dreckigsten aller Kraftstoffe fest: dem Schweröl. 
Besonders negativ fallen die Branchenriesen MSC 
Cruises, Celebrity Cruises und Royal Caribbean auf. 
Der NABU ruft die Schifffahrtsbranche auf, mit Nach-
druck Antriebssysteme und Kraftstoffe zu entwickeln 
und einzusetzen, die den Schadstoff- und CO2-Ausstoß 
deutlich reduzieren. Für die Häfen fordert der NABU 
ein Einfahrverbot für dreckige Schiffe ab 2020. 

» http://t1p.de/c4jr

US-Studie beweist Krebsrisiko 
durch Mobilfunkstrahlung
Klare Beweise für ein erhöhtes Krebsrisiko durch Mo-
bilfunkstrahlung erkennt eine unabhängige Überprü-
fungskommission in einer wissenschaftlichen Studie 
des National Toxicology Program (NTP). Kommissi-
onsmitglied James C. Lin betonte in einem Fachartikel, 
dass die Ergebnisse der Studie darauf hindeuten, dass 

die derzeitigen Richtlinien zum Schutz der menschli-
chen Gesundheit unzureichend sind. Er empfiehlt der 
Internationalen Agentur für Krebsforschung (IARC), 
die Forschung neu zu bewerten und die HF-Strahlung 

von „möglicherweise krebserregend für den Menschen“ 
auf „wahrscheinlich krebserregend“ hochzustufen. 

» http://t1p.de/1xs2

Große Mehrheit der Deutschen 
für mehr Klimaschutz
Eine Umfrage des ARD-Deutschland-Trends ergab: 
84 % halten beim Thema „Kohle“ die Berücksichtigung 
des Klimaschutzes für den wichtigsten Aspekt, 48 % die 
Versorgungssicherheit, 47 % den Erhalt von Arbeits-
plätzen und 16 % den Strompreis. Eine große Mehr-

heit der Deutschen ist für ein stärkeres Engagement 
der Bundesregierung beim Klimaschutz: 74 % sind der 
Meinung, die Regierung sollte in diesem Feld mehr tun. 

» http://t1p.de/4gzv

Deutsche Ärzte warnen vor 
neuem Mobilfunknetz 5G
Der „Ärztearbeitskreis digitale Medien Stuttgart“ for-
dert in einem offenen Brief an Andreas Scheuer, Bun-
desminister für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
einen Stopp des Ausbaus der 5G-Infrastruktur und 
verweist dabei auf eine aktuelle Studie, die besorgnis-
erregende Effekte gefunden hat. Die Studie untermau-
ert die eindringliche Forderung des von mehr als 200 
Wissenschaftlern unterschriebenen Appells, das 5G 
nicht ohne Nachweis einer Gesundheitsverträglichkeit 
einzuführen. Am Ende des Briefes heißt es: „Wir se-
hen in der galoppierenden Ausbreitung dieser draht-
losen Kommunikationstechnologie eine Gesundheits-
bedrohung der ganzen Bevölkerung und eine Ursache 
für die Zunahme des Krankenstandes einschließlich 
chronischer Krankheiten wie Krebs und degenerativer 
Nervenkrankheiten. Bei allen bisher erwiesenen biolo-
gischen Schäden des menschlichen Organismus weit 

unterhalb der jetzigen Grenzwerte halten wir den hem-
mungslosen und überstürzten Ausbau dieser Technolo-
gien für unverantwortlich.“ Als Alternative empfehlen 
die Ärzte den Ausbau der Glasfaser-Netze. 

» http://t1p.de/2l0f

EU-Kommission legt Aktionsplan 
für Bioökonomie vor
Um einen Systemwechsel bei der Produktion und dem 
Verbrauch von Ressourcen einzuleiten, hat die EU-
Kommission einen Aktionsplan für den Aufbau einer 
nachhaltigen und kreislauforientierten Bioökonomie 
vorgelegt. Sie hat das Potenzial, bis 2030 eine Million 
neue, umweltfreundliche Arbeitsplätze zu schaffen. Um 
hierfür Impulse zu geben, wird die EU-Kommission 
2019 konkrete Maßnahmen in die Wege leiten.

» http://t1p.de/ge3b

Umweltbundesamt 
will Fußverkehr stärken 
Ein Fünftel aller Wege, die mit dem Auto zurückgelegt 
werden, sind kürzer als 2 km und könnten problemlos 
zu Fuß zurückgelegt werden. Das stärkt die Gesund-
heit, spart Geld und schont die Umwelt. Trotzdem wird 
der Fußverkehr in Deutschland bisher stiefmütterlich 
behandelt. Obwohl das Gehen die natürlichste und 
grundlegendste Form der Mobilität ist, leiden Fußgän-
ger in Deutschland oft unter Abgasen, Lärm und Enge – 
und sind oft stark unfallgefährdet: 36 % der innerört-

lichen Verkehrstoten waren Fußgänger. Deshalb will 
das Umweltbundesamt (UBA) den Fußverkehr stärken 
und hat im Oktober 2018 unter dem Titel „Geht doch!“ 
Grundzüge einer Fußverkehrsstrategie vorgestellt. 

» http://t1p.de/cr3h
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Bücher

Globalisierung & Armut
Jason Hickel
Die Tyrannei des Wachstums
Wie globale Ungleichheit die Welt 
spaltet und was dagegen zu tun ist
dtv, März 2018
432 Seiten, 28.00 Euro
978-3-423-28163-8

Arme Länder des globalen Südens 
seien an ihrem Elend weitgehend selbst schuld, könnten 
aber durch eine vernünftige Entwicklungspolitik aufho-
len – so lautet eine verbreitete These, die gerne mit Zah-
len der Weltbank und der UNO über angebliche Erfolge 
im Kampf gegen Armut und Hunger unterfüttert wird. 
Dieses Buch zeigt, warum diese Zahlen irreführend sind 
und warum die von den westlichen Industrienationen 
propagierten Strategien nicht greifen. So leben heute 
4,3 Mrd. Menschen in Armut – 60 % der Weltbevöl-
kerung. Und die Situation verschlimmert sich. Abhilfe 
könnten nur radikale politische Veränderungen brin-
gen, vor allem faire Welthandelsregeln. 	        (gh)

Verschwörungstheorien & 
Wissenschaft 
Michael Butter
„Nichts ist, wie es scheint“
Über Verschwörungstheorien
Suhrkamp, März 2018
271 Seiten, 18.00 Euro
978-3-518-07360-5

Offensichtliches anzweifeln und 
neue Erklärungstheorien zu entwi-
ckeln – das gehört zu den Methoden auch seriöser Wis-
senschaftler. Verschwörungstheoretiker unterscheiden 
sich von ihnen dadurch, dass sie einzelne Personen oder 
Gruppen für so einflussreich halten, dass sie Ereignis-
se bis ins kleinste Detail durchplanen und unerkannt 
den Lauf der Geschichte über einen langen Zeitraum 
bestimmen können. Statt die Wirklichkeit als komple-
xes System zu sehen, in dem der Zufall eine große Rolle 
spielt, glauben sie an die Möglichkeit totaler Determi-
nierung. Doch nicht alles, was als Verschwörungstheo-
rie bezeichnet wird, ist auch eine. Der Vorwurf dient oft 
dazu, unbequeme Fragensteller zu diskreditieren und 
die eigene Deutungshoheit zu verteidigen. 	        (gh)

Ökosysteme &  
Nahrungsmittelversorgung
Andreas H. Segerer, Eva Rosenkranz
Das große Insektensterben
Was es bedeutet und 
was wir jetzt tun müssen
oekom, August 2018
208 Seiten, 20.00 Euro
978-3-96238-049-6

Die Zahl der Insekten nimmt dramatisch ab. Und damit 
auch die Zahl der Frösche, Vögel und anderer Kleintie-
re, die sich von ihnen ernähren. Der Insektenschwund 
bedroht das Fundament unserer Ökosysteme und auch 
unserer Nahrungsmittelversorgung. Das Buch erläutert 
die Ursachen und Zusammenhänge – und zeigt auf, 
was jetzt passieren muss. Bei der ÖDP München hielt 
der Autor darüber im August 2018 einen Vortrag, der im 
Internet zu sehen ist: http://t1p.de/vrbb.	       (gh)

Suffizienz & Lebensqualität
Fumio Sasaki
Das kann doch weg!
Das befreiende Gefühl,  
mit weniger zu leben
Integral, Februar 2018 
256 Seiten, 18.00 Euro
978-3-7787-9285-8

„Suffizienz“ ist in der Postwachs-
tumstheorie ein Schlüsselbegriff. Er bedeutet „Genüg-
samkeit“ und wird mit ökologischen Notwendigkeiten 
begründet. Diese interessieren den Autor, einen japani-
schen Journalisten, allerdings nicht. Er geht das Thema 
konsequent von der anderen Seite an und konzentriert 
sich ganz auf das Mehr an Lebensqualität, das sich 
durch ein Weniger erzielen lässt. Aus seinen eigenen 
Erfahrungen formte er eine strukturierte Anleitung für 
einen minimalistischen Lebensstil. 		        (gh)

Demokratie & Autokratie
Steven Levitsky, Daniel Ziblatt
Wie Demokratien sterben 
Und was wir dagegen tun können
DVA, Mai 2018
320 Seiten, 22.00 Euro
978-3-421-04810-3

Früher wurden Demokratien jäh 
mit einem großen Knall beendet: 

durch einen Militärputsch oder eine Revolution. Heu-
te siechen Demokratien leise vor sich hin, sodass ihr 
Schwinden kaum wahrgenommen wird. Demokratisch 
gewählte, aber autoritär eingestellte Politiker höhlen sie 
langsam von innen aus. Deren Vorgehensweise wird im 
Buch genau dargestellt. Sie ist überall auf der Welt ähn-
lich: Demokratische Spielregeln werden angezweifelt 
und abgelehnt, der politische Gegner wird als Volks-
feind oder Krimineller verunglimpft, kritische Medien 
werden angegriffen und neutralisiert, Gewalt wird tole-
riert und legitimiert. 			          (gh)

Neoliberalismus & 
Meinungssteuerung
Rainer Mausfeld
Warum schweigen die Lämmer?
Wie Elitendemokratie und Neolibe-
ralismus unsere Gesellschaft und 
unsere Lebensgrundlagen bedrohen
Westend, Oktober 2018
304 Seiten, 24.00 Euro
978-3-86489-225-7

Wie es möglich ist, dass die große Mehrheit der Be-
völkerung bei Wahlen immer wieder eine Politik un-
terstützt, die ihren Interessen eigentlich zuwiderläuft? 
Dieses irrationale Verhalten lässt sich verstehen, wenn 
man die Funktionsweise der menschlichen Psyche 
kennt – und die Techniken, mit denen sie sich manipu-
lieren lässt. Das Buch beschreibt, mit welchen Metho-
den das öffentliche Bewusstsein gesteuert wird. Bei der 
ÖDP München hielt der Autor darüber im Juni 2018 
und im Mai 2017 Vorträge, die im Internet zu sehen 
sind: http://t1p.de/vrbb			          (gh)

Persönlichkeit & Gemeinwohl 
Gunther Moll, Sarah Benecke,  
Günter Grzega
Die Vorstufe zum Paradies 
für uns alle 
Warum wir sie erreichen können –  
und wie sie finanzierbar wäre
Papeto, August 2018
122 Seiten, 10.00 Euro
978-3-9815347-3-3

Der Buchtitel klingt kitschig und größenwahnsinnig, 
greift aber nur ironisch einen CSU-Wahlkampfslogan 
auf – und hinterfragt ihn kritisch. Ein Kinderpsychi-
ater, eine Journalistin sowie ein ehemaliger Bankvor-

stand erläutern kurz und knapp und leicht verständ-
lich, an welchen „Stellschrauben“ kräftig gedreht 
werden müsste, damit die Welt sich dem von der CSU 
behaupteten Zustand tatsächlich annähert. Natürlich 
spielt dabei die Gemeinwohl-Ökonomie eine wichtige 
Rolle. 					           (gh)

Rechtspopulismus & 
Machtstreben
Franziska Schreiber
Inside AfD
Der Bericht einer Aussteigerin
Europa, August 2018
220 Seiten, 18.00 Euro
978-3-95890-203-9

Seit September 2017 ist die AfD mit 
92 Abgeordneten im Bundestag ver-
treten. Sie inszeniert dort einen me-
dienwirksamen Konfrontationskurs zu den etablierten 
Parteien und treibt sie vor sich her. Doch was treibt die 
AfD selbst an? Welches Selbstverständnis und welche 
Ziele hat sie? Was eint sie und welche Konflikte gibt es in 
ihr? Die Autorin, eine 28-jährige Juristin, war von 2013 
bis 2017 AfD-Mitglied, hatte dort wichtige Ämter inne 
und berichtet nun ausführlich über das Innenleben der 
Partei. 					            (gh)

Landwirtschaft & Natur 
Christian Göldenboog 
Die Weisheit des Misthaufens 
Expeditionen in die biodynamische 
Landwirtschaft 
C.H.Beck, März 2018 
201 Seiten, 14.95 Euro 
978-3-406-72044-4

Dem Wein- und Champagner-Ex-
perten fiel immer wieder die hohe 
Qualität biodynamisch angebauter Trauben auf. Das 
bewog ihn dazu, sich intensiv mit dieser auf Rudolf 
Steiner zurückgehenden Landwirtschaftsform zu be-
schäftigen. In seinem Buch beschreibt er das Leben und 
Selbstverständnis der Landwirte des Dottenfelderho-
fes bei Frankfurt, reflektiert über Ursprung, Sinn und 
Grenzen der anthroposophischen Lehren, kritisiert die 
heute übliche Landwirtschaft mit ihrem massiven Ein-
satz von Stickstoff und Glyphosat – und nimmt die Le-
ser am Ende auf eine „Genusstour“ in die „neue Welt 
der Bio-Weine“ mit. 			          (gh)
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Abgeordneter im Europaparlament

„Ich habe nicht erwartet,  
dass man so viel erreichen kann“

Bei den Europawahlen im Mai 2014 errang die ÖDP erstmals ein Mandat. Ihr Abgeordneter trat 
der Fraktion „Die Grünen/Europäische Freie Allianz“ bei und ist im Europaparlament Mitglied 
in mehreren Ausschüssen und Unterschüssen. Inzwischen sind 90 % der Legislaturperiode vorbei 
und im Mai 2019 stehen die nächsten Europawahlen an. Zeit für eine Bilanz. 

Interview mit Prof. Dr. Klaus Buchner MdEP

ÖkologiePolitik: Herr Prof. Buch-
ner, welche Bilanz ziehen Sie nach 
viereinhalb Jahren Arbeit im Euro-
paparlament?

Prof. Dr. Klaus Buchner MdEP: 
Ich habe nicht erwartet, dass man 

als einzelner Abgeordneter so viel 
erreichen kann. Sicher haben dazu 
meine hervorragenden Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter ganz we-
sentlich beigetragen. So konnte ich 
eine Reihe wichtiger Verordnungen 
mitgestalten und auch auf meinen 
Reisen freundschaftliche Kontakte 
zu anderen Regierungen knüpfen. 
Das ist z. B. in der jetzigen Situation 
im Iran besonders wichtig.

Als erster ÖDP-Abgeordneter 
überhaupt im Europaparlament 
konnten Sie im Gegensatz zu den 
meisten anderen Abgeordneten 
nicht auf die Erfahrungen von Par-
teifreunden zurückgreifen. Was wa-
ren in der Anfangszeit die größten 
Herausforderungen?

Vor meinem Mandat war ich 
schon öfter in Brüssel und Straß-

burg. Daher kannte ich den Betrieb 
schon einigermaßen gut. Trotzdem 
musste ich natürlich erst lernen, wo 
man welche Informationen abrufen 
kann. Meine schwedischen Büro-
Nachbarn waren dabei sehr hilf-

reich. Die größte Herausforderung 
war die chaotische Parlamentsver-
waltung, die viel unnötige Arbeit 
verursacht hat.

Sie sind Mitglied der Fraktion 
„Die Grünen/Europäische Freie 
Allianz“, obwohl Sie sich vor der 
Wahl noch sehr skeptisch über diese 

Fraktion geäußert haben. Was war 
für diese Entscheidung ausschlag-
gebend?

Ich bin ein „unabhängiges Mit-
glied“ dieser Fraktion, die ja nicht 
nur aus den Grünen besteht. Das 

bedeutet, dass ich in den Bereichen 
mit der Fraktion stimme, in denen 
kaum Unterschiede zur ÖDP be-
stehen. Aber auch die Europäische 
Freie Allianz stimmt manchmal an-
ders als die Grünen. Meine Skepsis 
bezog sich vor allem auf die recht 
unkritische Stellung der Grünen 
zur gegenwärtigen Verfassung der 
EU. Ich hatte auch verlockende 
Angebote von anderen Fraktionen, 
doch bei denen wäre es mir sehr 
schwer gefallen, fast ständig gegen 
die Fraktion zu stimmen.

Wie verläuft die Zusammen-
arbeit innerhalb der Fraktion, 
besonders mit der deutschen Ab-
geordneten der Grünen sowie den 
Abgeordneten der Piratenpartei?

In jeder Fraktion muss man sich 
seinen Platz erkämpfen, wenn man 

kein Hinterbänkler sein will. Im 
Gegensatz zu einigen anderen Frak-
tionen ist aber das Klima bei uns 
sehr freundschaftlich. In unserer 
recht kleinen Fraktion mit nur gut 
50 Mitgliedern ist man meist froh, 

wenn jemand wichtige Arbeiten 
übernimmt. Die fest angestellten 
Fraktionsmitarbeiter sind seit vie-
len Jahren in ihrem Spezialgebiet 
eingearbeitet und deshalb eine un-
entbehrliche Unterstützung. Ohne 
sie wäre die Menge der Arbeiten 
nicht zu bewältigen. Dabei entwi-
ckeln sich natürlich auch persön-
liche Freundschaften. Julia Reda, 
die Vertreterin der Piratenpartei, ist 
im Bereich Urheberrecht eine aner-
kannte Spezialistin und hat die ent-
sprechende EU-Verordnung stark 
in unserem Sinn beeinflusst. Ich 
komme sehr gut mit ihr aus.

Inwieweit hat sich durch die 
parlamentarische Arbeit Ihr Blick-
winkel auf die Politik im Allge-
meinen und die Europapolitik im 

Besonderen verändert? Was hat Sie 
am meisten überrascht?

Früher wusste ich zwar, dass es 
in vielen Ländern gravierende Men-
schenrechtsverletzungen gibt. Aber 
es ist etwas anderes, ob man dar-

über in einer Zeitung liest oder ob 
man den Leuten die Hand schüttelt, 
die dafür verantwortlich sind. Das 
hat mir zu Beginn meines Mandats 
sehr zu schaffen gemacht. Vor mei-
ner Wahl war mir auch nicht klar, 
in welchem Maß die EU-Kommis-
sion die neoliberale Wirtschaft in 
Europa vorantreibt und wie wenig 
sie sich in Afrika um die elementa-
ren Menschenrechte kümmert. Sie 
schafft Fluchtursachen.

Nachdem das Bundesverfas-
sungsgericht sowohl die 5- als 
auch die 3-Prozent-Hürde für die 

Europawahl gekippt hatte, mach-
te das Europaparlament kürzlich 
über den Umweg des europäischen 
Rechts den Weg für eine erneute 
Prozent-Hürde frei. Glauben Sie, 
dass diese schon bei der Wahl 2019 
gelten wird? Und dass sie sich per 
Gerichtsbeschluss wieder kippen 
lässt?

Es dürfte schwer sein, die neue 
Prozent-Hürde durch ein Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zu kip-
pen. Denn europäisches Recht sticht 

deutsches Recht. Und vor dem Eu-
ropäischen Gerichtshof kann man 
hier nicht klagen, weil Demokratie 
in den EU-Verträgen nicht geschützt 
wird. Die Bundesregierung hat ja 
sehr große Anstrengungen unter-

nommen, dieses europäische Gesetz 
zu bekommen, das der Ministerrat 
einstimmig beschließen musste. Da-
für hat sie einigen Regierungschefs 
Versprechungen gemacht. Offenbar 
waren wir sieben deutsche Abge-
ordnete aus Parteien, die mit we-
niger als 3 % ins Europaparlament 
kamen, für die Bundesregierung zu 
erfolgreich. Ich denke aber nicht, 
dass die Prozent-Hürde schon 2019 
kommt, denn die „Venedig-Konven-
tion“ verbietet Änderungen eines 
Wahlgesetzes innerhalb der 12 Mo-
nate vor der Wahl. Diese Konventi-

on ist zwar nicht verpflichtend, aber 
die Bundesregierung wird sich wohl 
nicht die Blöße geben, sie zu miss-
achten.

Ihre Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sind auf drei Städte in zwei 
Ländern verteilt: Brüssel, München 
und Berlin. Die in Brüssel reisen 
auch mit zu den Sitzungswochen 
nach Straßburg. Wie hat sich diese 
Arbeitseinteilung bewährt?

In Berlin, am Sitz der Regierung 
und des Deutschen Bundestags, 

Prof. Dr. Klaus Buchner, 
Jahrgang 1941, war von 1973 bis 2006 
Professor an der TU München und 
erhielt für seine wissenschaftliche Arbeit 
zahlreiche Auszeichnungen. In die ÖDP 
trat er 1983 ein, war von 2003 bis 2010 
ihr Bundesvorsitzender und errang 2014 
als ihr Spitzenkandidat ein Mandat im 
Europaparlament. Seine Schwerpunkte 
dort sind Auswärtige Angelegenheiten, 
Menschenrechte, Sicherheit und Interna-
tionaler Handel.

www.klausbuchner.eu 

„Vor meiner Wahl war mir nicht klar,  
in welchem Maß die EU-Kommission die 

neoliberale Wirtschaft vorantreibt …“ 

„… und wie wenig sie sich in Afrika 
um die elementaren Menschenrechte kümmert. 

Sie schafft Fluchtursachen.“ 

„Offenbar waren wir sieben deutsche 
Abgeordnete aus Parteien, die mit 

weniger als 3 % ins Europaparlament kamen, 
 für die Bundesregierung zu erfolgreich.“

„Ein Großteil der neuen deutschen 
Gesetze ist nur eine Umsetzung 

von EU-Richtlinien in deutsches Recht.“
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müssen wir präsent sein. Theore-
tisch habe ich sogar einen Schreib-
tisch im Bundestag. Und weil ich 
lange Zeit der einzige Münchener 
EU-Abgeordnete war, müssen wir 
auch in München eine Ansprech-
partnerin haben. Diese Aufteilung 
hat sich bewährt. Viele Anfragen an 
das Berliner Büro würden kaum an 
das Münchener Büro gestellt werden 
und umgekehrt. Unsere Arbeit koor-
dinieren wir in Telefonkonferenzen.

Sie sind Mitglied in mehreren 
Ausschüssen, auch in dem für die 
Freihandelsabkommen zuständi-
gen „Ausschuss für Internationalen 
Handel“ (INTA). Welche Möglich-
keiten gibt es dort, Einfluss auf die 
Ausgestaltung der Vertragstexte zu 
nehmen?

Theoretisch kann das Europa-
parlament zu den Freihandelsab-
kommen nur Ja oder Nein sagen. 
Praktisch hat sich jedoch bei CETA 
gezeigt, dass der massive Wider-
stand der Bevölkerung, der sich 

auch in Teilen des Parlaments wi-
derspiegelte, in letzter Minute noch 
wichtige Verbesserungen bewirkte. 
Kurz: Das Europaparlament al-
lein kann wenig erreichen, weil die 
CDU/CSU, die SPD, die FDP und 

alle Parteien rechts davon wenig 
hilfreich sind. Aber zusammen mit 
den Massenprotesten, die auch wir 
sehr unterstützt haben, konnten wir 
doch etwas bewegen. 

Ihr wohl größter Erfolg war die 
Verabschiedung der „Dual-use-
Verordnung“, mit der der Export 
von Überwachungstechnologie aus 
der EU an autokratische Staaten 
stark eingeschränkt wird. Sie waren 
als Berichterstatter maßgeblich an 
der Ausarbeitung der Verordnung 

beteiligt. Wie genau kam es dazu? 
Und gab es Druck von Lobbyisten 
aus der Industrie?

Wenn man Berichterstatter 
wird, muss die Fraktion eine be-
stimmte Zahl von ihren „Punk-

ten“ abgeben, die sie je nach ihrer 
Größe bekommt. Ich hatte Glück, 
dass unsere Fraktion zum richtigen 
Zeitpunkt genügend Punkte zur 
Verfügung hatte und dass ich auch 
innerhalb der Fraktion Vorrang hat-
te, weil ich bis dahin noch für keine 
Gesetzgebung verantwortlich war. 
Natürlich wollten viele Lobbyisten 
mit mir sprechen. Die meisten da-
von hat mein Mitarbeiter Paul Die-
gel empfangen. Nachdem sie aber 
bei mir nicht viel ausrichten konn-

ten, haben sie sich an die anderen 
Fraktionen gewandt, vor allem an 
die Europäische Volkspartei (EVP), 
der auch die CDU/CSU angehört. 
Die haben deren Vorlagen teils 
wörtlich als Änderungsanträge ein-

gebracht. Ihr Ziel war natürlich, die 
Verordnung praktisch unwirksam 
zu machen. Schließlich konnten 
wir aber fast alle Kollegen für eine 
ungeschmälerte Verordnung über-
zeugen, sodass ich in der Endab-
stimmung etwa 90 % Zustimmung 
erhielt. 

Manchmal hat man den Ein-
druck, dass in der ÖDP das Thema 
„EU“ keine hohe Priorität besitzt. 
Ist das ein Manko im Hinblick auf 
zukünftige Europawahlkämpfe? 

Der Bundesarbeitskreis „Demo-
kratie, Außen- und Europapolitik“ 
arbeitet inzwischen wieder sehr gut. 
Trotzdem ist es natürlich wichtig, 
noch mehr ÖDP-Mitglieder für die 
EU zu interessieren. Schließlich ist 
ein Großteil der neuen deutschen 
Gesetze nur eine Umsetzung von 
EU-Richtlinien in deutsches Recht. 
Mit unseren Praktika geben wir vor 
allem unseren jüngeren Mitgliedern 
die Möglichkeit, das Europaparla-
ment einige Tage bzw. einige Mona-
te hautnah mitzuerleben.

Vor Kurzem erschien Ihr Buch 
„Die Diktatur der Märkte“. Was hat 
Sie motiviert, es zu schreiben?

Da nach dem Ende des Kommu-
nismus der Westen nicht mehr be-
weisen musste, dass hier das Leben 
besser ist, konnte sich auch in Euro-
pa eine radikale Form des Kapitalis-

„Die einzelnen europäischen Staaten  
hätten keine Chance, sich wirtschaftlich oder 

politisch gegen die Großmächte USA,  
Russland oder China durchzusetzen.“

„Es gibt zu einem vereinten Europa 
keine Alternative. Das heißt aber nicht, 
dass in der EU alles in Ordnung ist.“ „Das gravierende Demokratiedefizit hat 

zu Entscheidungen geführt,  
die die Wut vieler Bürger herausfordert.“

mus ausbreiten, die manchmal als 
Neoliberalismus bezeichnet wird. 
Sie stellt unser Sozialwesen, unsere 
Demokratie und den Umweltschutz 
infrage. Um ihn zu bekämpfen, 
muss man die grundlegenden Tat-

sachen über ihn wissen. Und die 
soll das Buch vermitteln. Es gibt 
zwar schon viele gute Bücher über 
alle Aspekte dieses Themas. Aber 
kaum jemand hat Zeit, auch nur ei-
nige davon zu lesen. Deshalb habe 
ich versucht, möglichst knapp und 
leicht lesbar das Wichtigste darüber 
zusammenzufassen.

Wodurch unterscheidet sich Ihr 
Buch von den vielen anderen Bü-
chern zu diesem Thema?

Mein Buch beschreibt nicht nur 
die Grundsätze und die praktische 
Auswirkung des Neoliberalismus, 
sondern bietet auch konkrete Lö-
sungsvorschläge an und möchte 
damit neue Entwicklungen anre-

gen. Dabei ist mir das letzte Kapitel 
besonders wichtig, wo ich versuche 
darzustellen, warum unsere jetzige 
Form der Demokratie kaum in der 
Lage ist, der Bedrohung durch den 
Neoliberalismus standzuhalten. 
Neue technische Möglichkeiten 
können aber eingesetzt werden, um 
die Bürger besser an den politischen 
Entscheidungsprozessen mitwirken 

zu lassen. Das wird heute schon in 
der EU in einer einfacheren Form 
verwirklicht.

Angesichts des Brexit und der 
vielen EU-Kritik und EU-Skepsis 
dieser Tage: Wäre Europa ohne die 
EU ein besseres oder ein schlechte-
res Europa?

Die einzelnen europäischen 
Staaten hätten keine Chance, sich 
wirtschaftlich oder politisch gegen 
die Großmächte USA, Russland 
oder China durchzusetzen. Des-
halb gibt es zu einem vereinten 
Europa keine Alternative. Das heißt 
aber nicht, dass in der EU alles in 
Ordnung ist. Das gravierende De-
mokratiedefizit hat zu Entschei-
dungen geführt, die die Wut vieler 
Bürger herausfordert. Außerdem ist 
die EU-Kommission geradezu auf 

die Mitarbeit von Wirtschaftsver-
bänden angewiesen, die natürlich 
auch ihre neoliberalen Grundsätze 
durchsetzen wollen. Leider sind die 
EU-Kommission und die großen 
Fraktionen im Europaparlament 
reform-resistent.

Herr Prof. Buchner, herzlichen 
Dank für das interessante Ge-
spräch. 			              n

Klaus Buchner
Diktatur der Märkte
Aufbruch in die sozio-
ökologische Wende
Tectum,  
September 2018
180 Seiten, 19.95 Euro
978-3-8288-4161-1
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Andreas Wehr, Jahrgang 1954, studierte 
Rechtswissenschaften und war in den 
1990er-Jahren unter anderem Leiter 
des Büros von Berlins Regierendem 
Bürgermeister Walter Momper sowie 
der Dienststelle des Europabeauftragten 
des Berliner Senats. Von 1999 bis 2014 
arbeitete er als wissenschaftlicher Mit-
arbeiter in der Konföderalen Fraktion 
der Vereinigten Europäischen Linken/
Nordischen Grünen des Europäischen 
Parlaments. 

www.andreas-wehr.de 
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Aufstieg & Krisen

„Die EU ist kein Staat 
und wird auch keiner werden“

Ist die EU ein stabiles oder ein fragiles Gebilde? Im vergangenen Jahrzehnt haben verschiedene 
Krisen dazu geführt, dass ihre rasante Erfolgsgeschichte ins Stocken geriet. Rechts- und 
linkspopulistische EU-Skeptiker gewannen immer mehr an Einfluss und zogen in vielen 
Mitgliedsstaaten in die nationalen Parlamente ein. Negativer Höhepunkt: der Brexit.

Interview mit Andreas Wehr

ÖkologiePolitik: Herr Wehr, wo lie-
gen die größten Probleme der EU?

Andreas Wehr: Zur Beantwor-
tung der Frage sollten wir einen 
Blick auf die inzwischen mehr als 
60-jährige Geschichte der EU wer-
fen. Sie lässt sich in verschiedene
Phasen gliedern. Zwischen 1985,
als das Binnenmarktkonzept star-
tete, bis 2005, als der EU-Verfas-
sungsvertrag scheiterte, gab es eine
lange Phase der forcierten Integra-
tion. Diese Jahre waren zugleich
die Hochzeit des Neoliberalismus.
Danach setzte eine bis heute dau-
ernde Phase der Rückschläge und
Krisen ein. 2007 begann die immer
noch schwelende Eurokrise, die zu
erheblichen Spannungen zwischen
den Kernstaaten und den Südeu-
ropäern führte. 2015/16 kam die
Flüchtlingskrise hinzu. Auslöser
war die einseitige Grenzöffnung
Deutschlands. Die Forderung nach
einer EU-weiten Umverteilung von
Flüchtlingen traf auf den Wider-
stand vor allem der Osteuropäer.
Die Eurokrise und die Flüchtlings-
krise erzeugten in vielen Ländern
eine starke EU-Skepsis. In Südeu-
ropa profitieren davon vor allem
linkspopulistische Parteien und 
Bewegungen, in Mittel-, Nord und
Osteuropa rechtspopulistische. Die

deutsche AfD wurde gegründet aus 
Kritik an der Eurorettungspolitik, 
ihr politischer Durchbruch gelang 
ihr aber durch die Flüchtlingskri-
se. Mit der Brexit-Entscheidung im 
Sommer 2016 kam eine weitere Kri-
se mit noch unbekanntem Ausgang 
hinzu: gütliche Trennung oder har-
ter Bruch? Die EU hat auf all diese 

Krisen bis heute keine Antworten 
gefunden. Versuche, die Lage durch 
Vorstöße für eine schnellere Inte-
gration zu verbessern – wie etwa 
der Vorschlag des französischen 
Präsidenten Emmanuel Macron für 
eine engere Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion –, finden kaum Unter-
stützer. Auch die von den europäi-
schen Verteidigungsministern Ende 
2017 ausgerufene Verteidigungsuni-
on steht bisher nur auf dem Papier. 
Keine der als Gegenoffensive auf die 
vielfältigen Krisen der EU gedach-
ten Initiativen kommt voran.

Was für ein Gebilde ist die EU 
überhaupt?

Die EU ist ein Vertragssystem, 
das souveräne Staaten miteinander 

abgeschlossen haben. Sie haben 
damit zwar Rechte an gemeinsame 
Einrichtungen wie die Europäische 
Kommission, den Europäischen Ge-
richtshof oder das Europäische Par-
lament abgegeben, ihre Souveränität 
haben sie jedoch nicht aufgegeben. 
Anders als z. B. die Bundesstaaten 
der USA sind die Mitgliedsstaa-

ten der EU selbstständige Staaten 
geblieben. Der Brexit ruft es ein-
drucksvoll in Erinnerung: Der Aus-
tritt eines Mitgliedsstaates ist jeder-
zeit möglich. Die EU ist kein Staat 
und wird auch keiner werden. 

Wozu war und ist die EU gut? 
Anfangs beschränkte sich die EU 

darauf, einen gemeinsamen Binnen-
markt zu schaffen. Deshalb wurden 
die „Europäische Gemeinschaft“, 
wie die heutige EU zunächst hieß, 
auch oft als „Gemeinsamer Markt“ 
bezeichnet. Es begann mit der 
Schaffung einer Zollunion: der 
Abschaffung aller Binnenzölle und 
der Übertragung der Kompetenz 
für das Erheben von Außenzöllen 
auf die Wirtschaftsgemeinschaft. 

Es folgte der Abbau nicht-tarifärer 
Handelshemmnisse zwischen den 
Mitgliedsstaaten. Grundlage dafür 
waren die Prinzipien der vier in den 
europäischen Verträgen veranker-
ten liberalen Grundfreiheiten: der 
Freiheit für Waren, für Kapital, für 
Dienstleistungen und für Personen. 
Mit der Einführung der gemein-
samen Währung Euro wurde der 
„Gemeinsame Markt“ dann auf 
eine qualitativ völlig neue Ebene 
gehoben: Die Eurostaaten über-
trugen die Zuständigkeit für ihre 
Geldpolitik auf die Europäische 
Zentralbank. Eine funktionieren-
de Wirtschafts- und Währungs-
union erfordert aber auch einen 
gemeinsamen Rechtsrahmen. So 
übertrug man der EU justizielle 

und innenpolitische Kompetenzen. 
Und schließlich wurden auch ihre 
außenpolitischen Kompetenzen er-
weitert. Beschlossen wurde das al-
les 1992 auf dem historischen Gip-
fel von Maastricht. 

Welche außenpolitischen Ziele 
verfolgt die EU? 

Das Bild vom „Gemeinsamen 
Haus Europa“ stand nach Ende 
des „Kalten Krieges“ für die Hoff-
nung, dass eine neue europäische 
Friedensordnung etabliert werden 
könnte. Das hätte aber die Auflö-

sung der NATO und die Bildung 
eines kollektiven Sicherheitssystems 
unter Einbeziehung Russlands ver-
langt. Es war Michail Gorbatschow, 
der vom „Gemeinsamen Haus 
Europa“ sprach. Doch es kam be-
kanntlich anders: Der Warschauer 
Pakt und die Sowjetunion lösten 
sich auf, die NATO aber nicht. Im 
Gegenteil: Obwohl Gorbatschow 
zugesichert worden war, dass sich 
die NATO nicht nach Osten aus-
weiten werde, nahm sie ein osteu-
ropäisches Land nach dem anderen 
auf. Spätestens ab Beginn der Präsi-
dentschaft Wladimir Putins im Jahr 
2000 wird von der westlichen Poli-
tik und den dortigen Massenmedi-
en das alte Freund-Feind-Denken 
gegenüber Russland wieder bedient. 

Ist Putin an den schlechten Be-
ziehungen nicht maßgeblich betei-
ligt?

Russland hat aufgrund seiner 
historischen Erfahrungen starke 
und berechtigte Ängste vor Einkrei-
sungen und Invasionen. Denken 
wir an den deutschen Angriff im 
Zweiten Weltkrieg, der fast 10 Mio. 
sowjetischen Soldaten und 15 Mio. 

Zivilisten das Leben kostete. Oder 
an den Ersten Weltkrieg, als 1918 
zunächst das Deutsche Kaiserreich 
und anschließend die westlichen 
Staaten unter Führung von Groß-
britannien, Frankreich und den 
USA versuchten, die junge Sowjet-
union zu erwürgen. Gehen wir in 
der Geschichte weiter zurück, so 
sehen wir die Eroberung Moskaus 
zu Beginn des 19. Jahrhunderts 
durch Napoleon. Und auch in den 
Jahrhunderten zuvor hatte es in 
Russland verheerende Invasionen 

gegeben. Sie alle haben in seinem 
nationalen Bewusstsein tiefe Spu-
ren hinterlassen. Heute stehen die 
Armeen der NATO-Staaten direkt 
an der russischen Westgrenze. Die 
Eingliederung der Halbinsel Krim 
in den russischen Staatsverband 
wird als Bruch des Völkerrechts be-
zeichnet – nicht geredet wird aber 
über den vorangegangenen Putsch 
in der Ukraine unter aktiver Mit-
hilfe des Westens. Der so wichtige 
Hafen der russischen Schwarzmeer-
flotte in Sewastopol auf der Krim 
drohte damit für Russland verloren 
zu gehen. Es wird heute nicht zu 
Unrecht von einem neuen „Kalten 
Krieg“ gesprochen. Die Staaten der 
EU zeigen leider keine Bereitschaft, 
in dieser gefährlich zugespitzten Si-
tuation eine eigenständige Haltung 
einzunehmen. Man folgt der von 
den USA vorgegebenen Linie. 

Auch Großbritannien verfolgt 
hier keine andere Linie. Warum will 
es aus der EU austreten?

Ausschlaggebend ist die Sor-
ge vieler Briten um die nationale 
Selbstbestimmung ihres Landes. 
Dass in Brüssel die Europäische 

„Die Eurokrise und die Flüchtlingskrise erzeugten 
in vielen Ländern eine starke EU-Skepsis.“

„Mit der Brexit-Entscheidung kam eine weitere 
Krise mit noch unbekanntem Ausgang hinzu.“

14 ÖkologiePolitik  Nr. 178  2018 15ÖkologiePolitik  Nr. 178  2018

http://www.andreas-wehr.de


17ÖkologiePolitik  Nr. 177  2018  |  TITELTHEMA: QUO VADIS, EUROPA?

Kommission und in Luxemburg 
der Europäische Gerichtshof über 
ihre Köpfe hinweg entscheiden, ist 
für sie unerträglich. Nicht nur die 
Rechtspopulisten der „United King-
dom Independent Party“ setzten 

sich deshalb für den Austritt ein, 
auch die linke Tageszeitung „Mor-
ning Star“ und linke Gewerkschaf-
ter plädierten für ein „Leave“. Ein 
weiterer Beweggrund: Nach dem 
Beitritt der osteuropäischen Länder 
zur EU kamen von dort innerhalb 
kurzer Zeit so viele arbeitssuchen-
de Menschen ins Land wie in kein 
anderes der alten EU. Zusammen 
mit Irland und Schweden hatte 
Großbritannien unter der neolibe-
ralen Führung von Premierminister 
Tony Blair auf Übergangsregelun-
gen, wie sie etwa Deutschland und 
Österreich in Anspruch nahmen, 
verzichtet. Die Folge war die völlig 
freie Zuwanderung von Millionen 
ausländischer Arbeitskräfte. Dies 
führte zu einer Verschärfung der 

ten, dass sich die EU unaufhaltsam 
um immer neue Mitgliedsstaaten 
erweitert und am Ende mit dem 
Kontinent Europa nahezu identisch 
ist. Für die EU stellt der Brexit eine 
strategische Niederlage dar, von der 
sie sich nur schwer erholen kann. 
Mit Großbritannien verlässt auch 
nicht irgendein Land die EU, son-
dern das von seiner Bevölkerung 
und Wirtschaftskraft zweitwichtigs-
te. Seine ökonomische Bedeutung 
entspricht der der 20 schwächsten 
EU-Mitglieder zusammen. Zudem 
ist es ständiges Mitglied des UNO-
Sicherheitsrats und sein Militär 
gilt als das kampfstärkste der EU. 

Der Brexit dämpft daher auch die 
außen- und sicherheitspolitischen 
Ambitionen der EU. 

Dient das Schüren von Ängs-
ten vor angeblichen Bedrohungen 
dazu, die EU-Staaten enger zusam-
menzuschweißen und weitere Aus-
tritte zu verhindern?

Das Propagieren von Feindbil-
dern stellt stets den Versuch dar, in 
Krisensituationen die Aggressionen 
nach außen zu lenken und so für ei-
nen Burgfrieden im Inneren zu sor-
gen. Nach diesem Schema verfahren 
Staaten – und so verfährt auch die 
EU. Dass ausgerechnet jetzt so viel 
über eine „russische Gefahr“ und 
die Notwendigkeit einer europä-
ischen Militärunion gesprochen 
wird, soll das Versagen der EU bei 
der Bewältigung ihrer gegenwär-
tigen Krisen überdecken. Und na-
türlich will man damit verhindern, 
dass das britische Beispiel Schule 
macht. Auch deshalb verhandelt 
Brüssel so unnachgiebig und hart 

mit London. Jedem potenziellen 
Nachahmer soll vor Augen geführt 
werden, was ihn erwartet, sollte er 
dem britischen Weg folgen. 

Welche Bedeutung hat die 
Flüchtlingsthematik für die Zu-
kunft der EU?

Eine enorme! Da die EU ganz 
offensichtlich die Migrationskrise 
als Gemeinschaft nicht bewältigen 
kann, entwickeln die National-
staaten ihre eigenen spezifischen 
Antworten. Begonnen hatten da-
mit die osteuropäischen Visegrád-
Staaten, vor allem Ungarn. Stand 
es anfangs noch weitgehend isoliert 
da, so findet es inzwischen immer 
mehr Verständnis und Nachahmer. 
Unter Führung Sloweniens und 
Österreichs wurde die Balkanroute 
geschlossen. Italien weigert sich in-
zwischen, über das Mittelmeer kom-
mende Flüchtlinge und Migran- 
ten aufzunehmen. Es reagierte da-
mit auf den Umstand, dass von 
ihm zwar verlangt wird, gemäß dem 
Abkommen von Dublin als Erst-
aufnahmeland die Ankommenden 
ins Asylverfahren zu nehmen, sich 
die übrigen EU-Staaten aber wei-

gern, Italien Migranten abzuneh-
men. Auch Deutschland macht bei 
den nationalen Alleingängen keine 
Ausnahme: Die „Willkommens-
kultur“ war ohne Rücksprache mit 
den anderen EU-Ländern einseitig 
verkündet und das Abkommen der 
EU mit der Türkei von Bundeskanz-
lerin Angela Merkel im Alleingang 
ausgehandelt worden. Bleibt es bei 
der Unfähigkeit der EU, die Migrati-
onsproblematik durch gemeinsame 
Anstrengungen zu bewältigen, so 

scheitert sie zugleich bei ihrem Be-
mühen, eine kohärente EU-Innen- 
und -Rechtspolitik zu etablieren, 
denn eine gemeinsame Asyl- und 
Migrationspolitik bildet deren 
Kern. Die Unfähigkeit zur Lösung 
dieser Frage stellt auch bisherige 
Erfolge der EU infrage. So wird sich 
die im Schengenraum weitgehend 
realisierte Aufhebung der Binnen-
grenzen nicht aufrechterhalten las-
sen, sollten wieder überall Grenz-
kontrollen eingeführt werden. 

Braucht die EU eine tief greifen-
de Reform?

Darüber gehen die Meinungen 
unter den Mitgliedsstaaten ausei-
nander. Der französische Präsident 
Emmanuel Macron hat kurz nach 
seinem Amtsantritt im September 
2017 einen ehrgeizigen Reform-
plan vorgelegt. Dieser sieht unter 
anderem vor, die Wirtschafts- und 
Währungsunion auszubauen und 
dafür die Kompetenzen des wäh-
rend der Eurokrise geschaffenen 
Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus (ESM) zu erweitern und ihn 
zu einer EU-Institution zu machen. 
Dies entspricht der seit Langem 

von Frankreich eingenommenen 
Position, der EU mehr Kompeten-
zen in der Wirtschaftspolitik zu 
geben. Auf diese Weise will es das 
überlegene ökonomische Potenzial 
Deutschlands stärker einer euro-
päischen Kontrolle unterwerfen. 
Seit Einführung des Euro fordert 
Frankreich auch immer wieder, im 
Euroraum eine Wirtschaftsregie-
rung zu etablieren. Die deutschen 
Antworten waren stets hinhalten-
de und es gab nur nichtssagende 

Formelkompromisse. So verfährt 
Deutschland auch jetzt. Nur bei ei-
nigen wenigen Reformvorschlägen 
ist es bereit, Macron entgegenzu-
kommen: etwa beim Ausbau der 
militärischen Zusammenarbeit und 
in der Migrationspolitik. Bei der 
entscheidenden Frage – der Kon-
trolle des ESM – will es Deutsch-
land jedoch bei der nationalen Auf-
sicht belassen. Da sich einige andere 
Staaten – etwa die Niederlande und 
Finnland – strikt gegen den Umbau 
des ESM ausgesprochen haben, ver-
weist Deutschland jetzt auf diesen 
Widerstand und sicherte lediglich 
zu, dass man sich im Europäischen 
Rat im Herbst 2018 noch einmal mit 
seinen Vorschlägen befassen werde. 
Doch da ist kein Durchbruch zu 
erwarten. Es wird heißen, die Zeit 
für die Ausarbeitung grundlegen-
der Reformvorschläge sei zu kurz, 
da im Mai 2019 das Europäische 
Parlament neu gewählt und eini-
ge Monate später die neu bestellte 
Europäische Kommission ins Amt 
kommen wird. Zu einer tief greifen-
den Reform der EU wird es in ab-
sehbarer Zeit nicht kommen. 

Herr Wehr, herzlichen Dank für 
das interessante Gespräch. 	            n

„Die Arbeitnehmerfreizügigkeit führt in den 
Kernstaaten zu einer starken Konkurrenz unter den 

Lohnabhängigen und sozial Schwachen …“ 

„… und entzieht den Auswanderungsländern 
gleichzeitig qualifizierte Arbeitskräfte, was deren 

ökonomischen Aufholprozess bremst.“ 

„Für die EU stellt der Brexit  
eine strategische Niederlage dar, von der sie 

sich nur schwer erholen kann.“
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Konkurrenz auf dem britischen Ar-
beitsmarkt und zu Engpässen bei 
sozialen Dienstleistungen, im Ge-
sundheitssystem und auf dem Woh-
nungsmarkt. Man kann in diesem 
Zusammenhang durchaus von einer 

weiteren Krise der EU sprechen: Die 
Arbeitnehmerfreizügigkeit führt in 
den Kernstaaten zu einer starken 
Konkurrenz unter den Lohnabhän-

gigen und sozial Schwachen – und 
entzieht den Auswanderungslän-
dern gleichzeitig qualifizierte Ar-
beitskräfte, was deren ökonomi-
schen Aufholprozess bremst. 

Welche Bedeutung hat der Bre-
xit für die EU?

Der Brexit bedeutet einen Rück-
schlag für all jene, die erwartet hat-
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Brexit

Chance zur inhaltlichen Reform
Die Brexit-Entscheidung war für die EU ein Schock. Die EU sollte den Beschluss aber akzeptieren  
und bei den Austrittsverhandlungen keine faulen Kompromisse eingehen, sondern konsequent 
ihre eigenen Interessen verfolgen. Schließlich eröffnet der Brexit auch neue Handlungsspielräume, 
um Defizite in Sozialpolitik und Demokratie zu beheben. 

von Paul Holmes

Es wäre ein Fehler zu glauben, 
der Brexit sei Sache alleine 
der Briten. Ein noch größerer 

Fehler wäre die Annahme, ab jetzt 
gehörten die Briten zum US-ame-
rikanischen Handelsraum. Soll- 
te es jemals so weit kommen, wer-
den die USA schnell feststellen, 
dass sie im United Kingdom (UK) 
auf bürokratischen Granit beißen: 
keine Wildnisse, keine Wüsten, 
keine Prärien, keine Schachbrett-
Siedlungen, keine ganz auf Auto-
verkehr optimierte Stadtplanung, 
dafür kleinteilige Landwirtschaft, 
viel Denkmalschutz, gut ausgebau-
te und auf Personenverkehr opti-
mierte Eisenbahnnetze, zahlreiche 
Naturschutzgebiete, die sich ihren 
Raum mit historischen Städten tei-
len, und vor allem Menschen, die 
sich als Bedenkenträger verstehen. 
Das UK ist durch und durch euro-
päisch. Irgendwann wird es zur eu-
ropäischen Familie zurückfinden – 
davon können wir ausgehen. Doch 
zunächst kommt nun der Bruch. 
Und der ist für die EU eine schwie-
rige Aufgabe. 

Nur transnationale  
Zusammenarbeit ist vernünftig

Europa-Skepsis grassiert mittler-
weile überall. Europa-Skeptiker 
regieren nicht nur im UK, sondern 
auch in Italien, Österreich, den 
Niederlanden, Dänemark, Schwe-

den und den sogenannten Vise-
grád-Staaten. Bei einem Drittel der 
Mitglieder des Europäischen Rates 
scheint Trumps „Me First“-Ideolo-
gie aufgegangen zu sein. Und der 
selbst ernannte Populisten-Anfüh-
rer Steve Bannon hat angekündigt, 
in Brüssel eine Stiftung zur Förde-
rung der „Me First“-Ideologie zu 
gründen – rechtzeitig zur kommen-
den Europawahl. Manche Stimmen 
in den Medien argwöhnen, die EU 
sei schon jetzt am Ende. 

Doch es gibt auch Gegenbewe-
gungen. Die „Me First“-Ideologie 
ist nur eine nationalistische Vari-
ante des neoliberalen Kerngedan-
kens „Jeder ist jedermanns Kon-
kurrent“ – und die kommt immer 

mehr in Verruf. Den Konkurrenz-
kampf der international agierenden 
Konzerne auf eine nationalstaat-
liche Ebene zu transformieren, 
ist keine zukunftsfähige Lösung. 
Trotzdem wird sie von Trump und 
den politischen Kräften um ihn he-
rum verfolgt und propagiert. Um-

weltpolitik ist ihnen vor allem auch 
deshalb ein Dorn im Auge, weil 
diese sich nur durch eine transna-
tionale Zusammenarbeit verwirk-
lichen lässt. Da sind die USA dann 
plötzlich nur einer von vielen und 
nicht mehr der alles bestimmende 
Weltpolizist. 

Eine transnationale Zusammen-
arbeit ist die einzig vernünftige 
Vorgehensweise, um für die großen 
ökologischen Herausforderungen 
tragfähige Lösungsstrategien entwi-
ckeln zu können. Dies muss der Leit-
gedanke der Europapolitik sein – 
und gerade von einer Partei wie der 
ÖDP betont werden! Es gilt, dafür 
Überzeugungsarbeit zu leisten und 
dies in die Fußgängerzonen der Re-

publik zu tragen! Es lohnt sich, für 
eine Weiterentwicklung der EU zu 
kämpfen! Ihre Anliegen kann die 
ÖDP auch durch Direkte Demo-
kratie nach Vorbild der erfolgrei-
chen europäischen Bürgerinitiative 
„Right2Water.eu“ in Europa ein-
bringen und verankern. 

Freihandelsabkommen wäre 
schädlicher Kompromiss
Eine 1:1-Umsetzung des von den 
Briten kürzlich erlassenen With-
drawal Act würde die EU in einen 
Freihandelsklub verwandeln, der 
mit einem gewaltigen bürokrati-
schen Aufwand den Warenverkehr 
zwischen EU und UK regelt. Hinzu 
käme ein Dauerstreit zwischen dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) 
und den britischen Gerichten, die 
dem EuGH gleichgestellt wären. 
Und EU-Bürger könnten gegenüber 
Briten behördlich diskriminiert 
werden. Der Withdrawal Act sollte 
die Hard Brexiteers in der Tory-
Partei befriedigen, doch wurde die 
Rechnung „Austrittsabkommen“ 
ohne den Wirt „EU“ gemacht. Das 
britische „Weißbuch“ würde die 

EU verwandeln – und die Ziele des 
Europaprogramms der ÖDP ins 
Abseits befördern. 

Wovor wir wirklich Angst ha-
ben sollten: Die EU sucht ange-
sichts der zunehmenden EU-Skep-
sis und ihrer Schwächung durch 
den Brexit nach Legitimierung. 
Fatalerweise sind es die EU-Tech-
nokraten, die hierbei den Ton an-
geben. Premierministerin Theresa 
May dürfe auf keinen Fall durch 
eine politische Krise von den Hard 
Brexiteers aus dem Amt gekippt 
werden, heißt es – eine politische 
Aussage, die nichts mit der künfti-
gen Gestaltung der EU und den In-
teressen der EU-Bürger zu tun hat. 
Im britischen Parlament bilden 
die bekennenden „Europa-Ver-
steher“ um Ken Clarke und Anna 
Soubry eine winzige Minderheit, 

in Brüssel dagegen hat fast jeder 
für die Engländer Verständnis – 
ein politischer Missstand! 

Die politische Unterstützung 
der EU-Unterhändler um Michel 
Barnier durch die EU-Staaten ist 

augenblicklich als Lippenbekennt-
nis einzustufen. Die Gefahr, dass 
sich die EU ans UK anpasst, ist al-
les andere als gebannt. Unter den 
Regierungen der EU-Staaten fin-

den etliche Gefallen daran, die EU 
zu schwächen. Dazu taugt ein im 
verschlafenen Zustand zusammen-
geschusterter Brexit-Kompromiss 
allemal. Die Schwächung der ohne-
hin schwachen EU ist ausdrückli-
cher Wunsch der Hard Brexiteers. 
Sie wähnen die Zeiten zurück, in 
denen das UK den Welthandel be-
stimmte. Der Freibeutergeist der al-
ten Seeräuber wird hochgepriesen. 
Das ist nicht im Sinne der EU und 
ihrer Mitgliedsstaaten.

EU braucht sozialpolitische und 
demokratische Korrekturen

Das Europaprogramm der ÖDP 
bekennt sich zu einer korrektiven 
Stärkung der EU in den Bereichen 
„Sozialpolitik“ und „Demokratie“. 
Die Machbarkeit wird durch den 
Abgang der Briten viel einfacher, 

weil diese hier immer gebremst ha-
ben. Diese Ziele sollte die EU-Politik 
rund um den Brexit bestimmen, 
statt irgendwelche faulen technokra-
tischen Kompromisse einzugehen, 
um das unwillige UK vermeintlich 

weiterhin an die EU zu binden. Lasst 
uns Europäer den Mut aufbringen, 
dem Brexit ganz ruhig entgegenzu-
sehen und dabei die Interessen des 
Mitgliedes Irland zu schützen! Um 
dieses zu gewährleisten, muss Nord-
irland zwingend in eine Zollunion 
mit der EU eingeschlossen werden – 
entsprechend dem Karfreitagsab-
kommen von 1998, das nunmehr für 
die gesamte irische Insel identitäts-
stiftend ist. Nicht nur den Briten, 
sondern auch uns stehen anstren-
gende Tage bevor. 		             n

Die korrektive Stärkung der EU in den Bereichen 
„Sozialpolitik“ und „Demokratie“ wird  

durch den Abgang der Briten viel einfacher.

Eine transnationale Zusammenarbeit  
ist die einzig vernünftige Vorgehensweise, 

um für die großen ökologischen 
Herausforderungen tragfähige Lösungs- 

strategien entwickeln zu können. 

Paul Holmes, 
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Bauprojektant tätig, 
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2006 bis 2016 Ordentliches Mitglied im 
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Europas Selbstverständnis

Wurzeln, Visionen 
und Handlungsfelder

Ein geeintes Europa war nach dem Zweiten Weltkrieg eine kühne politische Vision. Aus ihr  
entwickelte sich die EU – eine große politische und kulturelle Errungenschaft. Doch sie hat  
auch gravierende Fehler und wird in letzter Zeit immer mehr infrage gestellt. Deshalb 
sollte sie sich auf ihre Wertebasis besinnen – und ihr Handeln konsequent daran ausrichten.

von Dr. Reinhold Reck 

und bis tief in die altorientalische 
Welt hineinreicht: 

Da sind die mächtigen imperi-
alistischen Traditionen des Alten 
Orients, die sich in den ägyptischen, 
mesopotamischen und persischen 
Großreichen fortgepflanzt haben, 
bis sie mit Alexander den Sprung 
nach Europa geschafft haben. 

Da sind ausgeprägte Vorstellun-
gen einer Gesellschaftsordnung in 
Freiheit und Gerechtigkeit, in Wohl-
stand und Solidarität, die sich das 
kleine Volk der Israeliten unabhän-
gig von den benachbarten imperia-
len Mächten erringen wollte. 

Da sind die Ursprünge einer de-
mokratischen Staatsverfassung und 
anspruchsvollen philosophischen 
Denkens im alten Athen. Und da ist 
die hellenistische Kultur mit ihrer 
Weltsprache Griechisch – grund-
legend für das Blühen von Handel 
und Kultur im gesamten Orient 
und östlichen Mittelmeerraum. 

Da ist das Römische Reich: von 
Ägypten bis Großbritannien, von Sy-

rien bis Spanien den gesamten Mit-
telmeerraum umspannend. Bis heu-
te prägt das römische Rechtsdenken 
die kontinentaleuropäische Rechts-
wissenschaft. Bis in die frühe Neu-
zeit hat es nicht wieder ein vergleich-
bares Verkehrssystem und Postwesen 
gegeben. Aber auch der Glaube an 
die friedensstiftende Macht militä-

rischer Gewalt, als „Pax Romana“ 
propagiert, wurde über die unzäh-
ligen Kriege der abendländischen 
Geschichte bis zu den beiden Welt-
kriegen weitergetragen. Im „Kalten 
Krieg“ bekam er noch einmal eine 

neue, ungeheuerliche Dimension: 
mit der Drohkulisse totaler Vernich-
tung unserer gesamten Zivilisation 
durch riesige Atomwaffenarsenale, 
die bis heute existieren. 

Da sind die altgermanischen 
Wurzeln, deren Heldenmythen in 
Sagen, Denkmälern und Opern ge-
feiert werden, die dann eine wich-
tige Bezugsfläche der nationalsozi-
alistischen Ideologie bildeten und 
die derzeit in manchen Kreisen 
fröhlich Urständ feiern. 

Und da ist schließlich das Chris-
tentum: Trotz aller Verstümmelun-
gen und Verirrungen war es Im-
pulsgeber wichtiger Entwicklungen. 
Ich nenne nur die Entdeckung des 
Individuums, das aufklärerische 
Potenzial der biblischen Texte, das 
soziale und pädagogische Engage-
ment (Schulen, Waisenhäuser, Hos-
pitäler) und die wiederkehrenden 
Reformbewegungen. 

Manche dieser Wurzeln liegen, 
wie gesagt, nicht auf dem euro-
päischen Kontinent, hatten aber 

wesentlichen Einfluss auf die euro-
päische Herrschafts-, Kultur- und 
Sozialgeschichte. Auch dies macht 
deutlich, dass „Europa“ immer 
mehr war und ist als eine nur geo-
grafische Größe. Dass sich die ge-
nannten Wurzeln nicht bruchlos 
zu einem harmonischen Ganzen 
fügen, liegt auf der Hand. Sie waren 
und sind im ständigen Widerstreit. 
Es ist daher eben nicht klar, welches 
Gesellschaftsmodell, welche Kultur, 
welches Regierungssystem typisch 
ist für Europa. 

Visionen & Perspektiven
Mir war es von Kind an immer 
selbstverständlich, dass West-
deutschland Teil der EWG, der EG, 
der EU ist. Genauso selbstverständ-
lich war mir aber auch, dass ich als 

In meinem Heimatdorf gab es in 
meiner Jugend viele Baumschu-
len. Da habe ich gelernt, dass 

ein entscheidender Arbeitsschritt 
bei der Aufzucht junger Bäume das 
Okulieren ist: wenn dem wilden 
Stamm eine Knospe vom Reis der 
Edelsorte eingesetzt wird – denn 
ohne Veredelung bleibt die Wild-
kirsche eine Wildkirsche. Das Bild 
des Baums wird auch im Grund-
satzprogramm der ÖDP verwendet. 
Es will von den Wurzeln her den-
ken, ohne die ein Baum nicht wach-
sen und auch keine Früchte tragen 
kann. Und es nimmt die Krone als 
Bild für unsere Vision, unsere Vor-
stellung einer intakten Gesellschaft 
in einer intakten Umwelt, die ein 
gutes Leben für alle ermöglicht. Ich 
übertrage dieses Bild auf Europa 
und die Europapolitik und frage 
nach den Wurzeln dessen, was wir 
„Europa“ nennen, und nach den 
Früchten, die ich mir von diesem 
Baum in Zukunft wünsche.

Die Geschichte Europas zeigt ja 
sehr klar, dass dieser Baum nicht 
nur gute Frucht hervorgebracht hat. 
Neben phänomenalen Errungen-
schaften in Kunst und Bildung, in 
Landwirtschaft und Handwerk, in 
Naturwissenschaft, Technik, Medi-
zin und Pharmazie, in Armenfürsor-

ge und Unterrichtswesen, in Demo-
kratie und Rechtswesen kennt die 
europäische Geschichte auch viele 
schreckliche Auswüchse: Feudal-
system und Leibeigenschaft, Kolo-
nialismus und Sklavenhandel, eine 
endlose Reihe von Bürger-, Religi-

ons- und Weltkriegen, Hexenwahn, 
Judenpogrome, Patriarchat und Kle-
rikalismus, Kapitalismus und Kom-
munismus, Faschismus, Stalinismus, 
Nationalsozialismus, Völkermord 
und Holocaust – und da ließe sich 
noch manches andere nennen. 

Es ist also nicht ausgemacht, was 
Europa ist, auch wenn manche so 
tun, als wäre es das. Und es ist auch 
noch nicht ausgemacht, was Europa 
sein wird. Es muss stets neu darum 
gerungen werden. Jede Europäerin 
und jeder Europäer sollte sich klar-
machen, welches Europa sie bzw. er 
möchte, aus welchen der Wurzeln 
Kraft gezogen, welches Edelreis dem 
wilden Stamm eingepflanzt werden 

soll. Will ich Demokratie oder doch 
lieber Autokratie oder Plutokratie, 
die Herrschaft der Reichen? Will 
ich einen Rechtsstaat, Geltung der 
Menschenrechte, Religionsfreiheit? 
Will ich eine solidarische Gesell-
schaft, Bildung und medizinische 

Versorgung für alle, Chancengleich-
heit? Will ich Wohlstand auch auf 
Kosten von Menschen in anderen 
Weltgegenden, notfalls unter Ein-
satz von Gewalt? Will ich, dass mit 
Unrechtsregimen paktiert wird, 
solange es nur unseren wirtschaft-
lichen Interessen dient? Auch dieser 
Katalog kann leicht verlängert wer-
den. Die Grundfrage bleibt: Was 
soll für uns, für Europa maßgeblich 
sein? 

Vielfältige Wurzeln 
Wenn wir auf die Geschichte Eu-
ropas schauen, dann sehen wir ein 
weit verzweigtes Wurzelwerk, das 
über Jahrtausende gewachsen ist 

Es ist also nicht ausgemacht,  
was Europa ist. Und es ist auch noch nicht 

ausgemacht, was Europa sein wird.  
Es muss stets neu darum gerungen werden. 

Europas Wurzeln fügen sich nicht bruchlos 
zu einem harmonischen Ganzen. 

Sie waren und sind im ständigen Widerstreit. 

Es ist daher eben nicht klar, welches 
Gesellschaftsmodell, welche Kultur, welches 

Regierungssystem typisch ist für Europa. 
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Reisender an den nationalen Gren-
zen kontrolliert wurde, dass ich 
Schillinge und Lira, Francs und Gul-
den, Kronen und Peseten für meine 
D-Mark eintauschen musste. Und
dass der Eiserne Vorhang Deutsch-
land und Europa teilte und dass das
unabänderlich ist – gefühlt für alle
Ewigkeit. Umso unglaublicher war
die gewaltfreie Wende von 1989. Und 
umso größer war auch das Staunen, 
als mit dem Schengen-Abkommen

ab 1995 die Kontrollen an den EU-
Binnengrenzen entfielen und wir ab 
2002 in fast der gesamten EU eine 
einheitliche Währung hatten. 

All dies ist uns inzwischen ganz 
selbstverständlich geworden. Und 
zugleich erscheint es wieder äußerst 
gefährdet. Die Bankenkrise hat ele-
mentare Fehler bei der Einführung 

des Euro offenbart. Und vor dem 
Hintergrund der großen Fluchtbe-
wegungen von 2015 wurden erneut 
Kontrollen an verschiedenen EU-
Binnengrenzen eingeführt. Ich will 
aber dennoch auf dieses offene und 
vereinte Europa keinesfalls mehr 
verzichten – trotz mancher, auch 
gravierender Konstruktionsfehler. 
Daher muss die EU zügig konsoli-
diert und weiterentwickelt werden. 

Die unverzichtbaren Wurzel-
stränge, die die Zukunftsgestalt 
Europas nähren sollten, sind aus 
meiner Sicht: 
n die „Jerusalem“-Errungenschaf-
ten: Befreiung, Gerechtigkeit, Wohl-
stand und Solidarität
n die „Athen“-Errungenschaften:
Demokratie, Philosophie und Ratio- 
nalität
n die „Rom“-Errungenschaften:
Recht, Universalität, geografische

und soziale Mobilität in einem of-
fenen Verkehrs-, Kommunikations- 
und Wirtschaftsraum 
n die in der Neuzeit ausgereiften
Überzeugungen von der Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau, von
unveräußerlichen Menschenrech-
ten, der Wille zu Frieden und Völ-
kerverständigung, der Sozialstaat

Entschieden abwehren sollten 
wir hingegen: 
n alle imperialistischen Versu-
chungen – ganz gleich, ob militär-,
wirtschafts- oder kulturimperia-
listisch –, denn sie sind immer mit
immensen humanitären wie ökono-
mischen Kosten für alle verbunden,
auch für die Imperialisten selbst
n den Glauben an die friedenstif-
tende Macht militärischer Gewalt,

auch wenn er uns zutiefst einge-
impft ist, denn wahrer Friede ent-
steht anders 

Aus diesen Grundentscheidun-
gen ergeben sich für die EU politi-
sche Konsequenzen, die ich an fünf 
exemplarischen Handlungsfeldern 
skizziere. 

Handlungsfeld 1:  
Struktur & Organisation

Offensichtlich ist die EU längst 
mehr als ein Staatenbund, der dazu 
dient, spezifische Probleme gemein-
sam besser zu lösen, als ein Einzel-
staat das könnte. Daher ist es sehr 
entscheidend, wie dieser „Staaten-
verbund“ aufgebaut ist und nach 
welchen Verfahren er funktioniert. 
Schätzungen besagen, dass heute (je 
nach Ressort) zwischen einem und 
zwei Dritteln der Gesetzgebung des 
Deutschen Bundestages inhaltlich 
weitgehend durch Brüsseler Richt-
linien bestimmt sind. Nimmt man 
die EU-Verordnungen als unmittel-
bar geltendes Recht hinzu, so ist der 
Anteil der von Brüssel vorgegebenen 
Bestimmungen noch umfangreicher. 

Wenn aber die gesetzgeberische 
Funktion der EU derart weitrei-
chend ist, muss die demokratische 
Legitimation auf einem soliden 
Fundament stehen. Das tut sie der-
zeit nicht. Das Europäische Par-
lament hat nämlich kein Initiativ-
recht, kein Budgetrecht und keine 
wirkliche Kontrolle über die Kom-
mission. Und: Es bleibt bei den 
ganz wichtigen Entscheidungen 
(z. B. zur Außen- und Sicherheitspo-
litik) außen vor. 

Zudem fehlt es an der Gleichheit 
der Wahl. So wird in den einzelnen 
Mitgliedsstaaten an verschiedenen 
Tagen und nach unterschiedlichen 
Verfahren gewählt. Vor allem aber 
ist das Stimmgewicht enorm ver-
schieden. Je kleiner der Staat, desto 
größer ist es. So hat eine maltesische 

oder luxemburgische Stimme mehr 
als das zehnfache Stimmgewicht ei-
ner deutschen oder französischen. 
Damit will man den Kleinstaaten 
eine plurale Vertretung ermögli-
chen, doch der Preis dafür ist zu 
hoch, denn für die Legitimität und 
Akzeptanz eines Parlamentes ist die 
Gleichheit der Wahl elementar. Die 
Vertretung der kleineren Staaten 
wäre durch die „zweite Kammer“, 
den Ministerrat bzw. Europäischen 
Rat, dennoch gewährleistet.

Die entscheidende Aufgabe in 
naher Zukunft ist die Transformati-
on des Europäischen Parlaments zu 
einem Parlament mit allen Rechten. 

Handlungsfeld 2:  
Erhalt der Lebensgrundlagen

Die Gefährdung unserer gesamten 
Lebensgrundlagen ist dramatisch. 
Nach Hans Joachim Schellnhuber 
vom Potsdam-Institut für Klima-

folgenforschung sind die noch tole-
rablen Belastungsgrenzen für zwei 
von neun „Schlüsselelementen des 
planetarischen Getriebes“ längst 
überschritten – und zwar global: 
für das Artensterben und für die 
Störung des Stickstoff- und Phos-
phorkreislaufes. Zwei weitere, die 
Erderhitzung und der Wandel der 
Landnutzung, befinden sich im kri-
tischen Bereich. Und für noch ein-
mal zwei Bereiche, die Einführung 
neuer Substanzen und Lebensfor-
men und den Anstieg des Aerosol-
gehalts (Luftschwebstoffe) in der 
Atmosphäre, konnten noch keine 
verlässlichen Grenzwerte bestimmt 
werden. Zuverlässig im grünen Be-
reich liegen also nur noch drei der 

Zeitwohlstand, Beziehungsqualität 
und soziale Sicherheit. 

Handlungsfeld 3:  
Ordnungsrahmen für 
Wirtschaft und Handel

Ein entscheidender Schlüssel zum 
Umsteuern ist die Kostenwahrheit. 
Konkret: die Beendung der Auslage-
rung von Kosten an die Umwelt, an 
die Gesellschaft, an andere Weltge-
genden und deren BewohnerInnen, 
an künftige Generationen. Kosten-
wahrheit wird automatisch zu einer 
stärkeren Regionalisierung vieler 
Wirtschaftskreisläufe führen, wenn 
der Transport rund um die Erdkugel 
viel teurer wird, wenn für Strom aus 
Atomkraftwerken alle Haftungs- 
und Entsorgungsrisiken eingepreist 
werden, wenn auch die Näherinnen 
in Bangladesch und die Bergleute in 
Kolumbien faire Löhne für ein men-
schenwürdiges Leben und eine mit 
europäischen Standards vergleich-
bare Sozialversicherung bekommen, 
wenn auch in Indien die Abwässer 
vor der Einleitung in die Flüsse ge-
reinigt werden und der Elektronik-
schrott aus Europa nicht mehr auf 
Müllhalden in Afrika billigst abge-
laden werden kann. 

Weil die gesetzgeberische Funktion der EU 
weitreichend ist, muss die demokratische 

Legitimation auf einem soliden Fundament stehen. 
Das tut sie derzeit nicht. 

Das Europäische Parlament hat kein 
Initiativrecht, kein Budgetrecht, keine wirkliche 

Kontrolle über die Kommission und  
bleibt bei wichtigen Entscheidungen außen vor. 

Die entscheidende Aufgabe in naher Zukunft  
ist die Transformation des Europäischen Parlaments 

zu einem Parlament mit allen Rechten. 

neun Elemente: der Ozonabbau in 
der Stratosphäre, die Süßwassernut-
zung und die Ozeanversauerung. 

Eine radikale Wende unserer 
gesamten Lebens- und Wirtschafts-
weise ist daher drängender denn je. 

Sie wird aber nicht lokal, regional 
oder national gelingen. Wir brau-
chen ein massives Umsteuern auf 
globaler Ebene. Die EU kann für 
den Bereich ihrer eigenen Zustän-
digkeit umsteuern und sie kann auf-
grund ihrer Wirtschafts- und Han-
delsmacht global großen Einfluss 
nehmen. Überzeugend wird das 
allerdings nur sein, wenn sie ihr ei-
genes Wohlstandsmodell revidiert. 
Statt weiterhin auf ein Wachstum 
zu setzen, das immer mehr Energie 
und Rohstoffe verbraucht, benöti-
gen wir ein Wachstum an Qualität 
und Lebensdienlichkeit, brauchen 
wir eine echte Kreislaufwirtschaft, 
langlebige Gebrauchsgüter, gesun-
de Lebensmittel und, nicht zuletzt, 
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Der Glaube, dass all dies freiwil-
lig und aus Einsicht und dazu auch 
noch rechtzeitig geschehen wird, 
erscheint mir als große Illusion. In 
einer freien Marktwirtschaft, in der 
sich die Nachfrage in erster Linie an 
der Produktqualität und am Preis 
orientiert, kann das nicht funktio-

nieren. Ihre Akteure bewegen sich 
bestenfalls in dem gesetzlich vor-
gegebenen Ordnungsrahmen. Des-
halb können gesamtgesellschaftlich 
wirksame Veränderungen auch nur 
über die Veränderung dieses Ord-
nungsrahmens erreicht werden. Für 
viele Regelungsbereiche von Wirt-
schaft und Handel ist inzwischen 
die EU zuständig, und somit ist hier 
ein zentrales Feld der EU-Politik. 

Handlungsfeld 4:  
Arbeit, soziale Sicherheit,  
Binnenmigration

Seit einigen Jahren geistert das 
Drohgespenst von „Industrie 4.0“ 
und der angeblich damit drohen-
den Massenarbeitslosigkeit durchs 

Kapital müssen zu einer Anglei-
chung der Arbeits- und Lebensbe-
dingungen führen, sodass Binnen-
migration innerhalb der EU nicht 
mehr in erster Linie aus wirtschaft-
licher Not erfolgt. Es müssen sozia-
le Mindeststandards definiert wer-
den, die für alle Mitgliedsstaaten 
verbindlich sind, und der Mindest-
schutz der Arbeitnehmerrechte ent-
sprechend den Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorgani-
sation ILO ist zu gewährleisten. Bei 
grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungen sind die Umwelt-, Sozial- 
und Beschäftigungsstandards des 
Staates, in dem die Dienstleistungen 
erbracht werden, einzuhalten. 

Handlungsfeld 5:  
Friedenspolitik, globale  
Migration, Zuwanderung

Seit 2015 steht der Problemkomplex 
„Flucht/Migration/Einwanderung“ 
massiv im Rampenlicht der politi-
schen Öffentlichkeit. Nicht dass es 
diese Thematik zuvor nicht gege-
ben hätte. Aber durch den starken 
Zustrom von Geflüchteten nach 
Europa und speziell nach Deutsch-
land hat sie eine unerhörte Brisanz 
bekommen. Nachdem anfangs ent-
sprechende politische Signale und 
ein großes bürgerschaftliches En-
gagement die Bewältigung dieser 
Herausforderung erwarten ließen, 
haben sich die politisch Verant-
wortlichen zunehmend vom rech-
ten Rand treiben lassen und sind 
von der zunächst eingeschlagenen 
Linie möglichst zügiger Integration 
auf eine Flüchtlingszermürbungs- 
und -vergrämungspolitik umge-
schwenkt, deren soziale Folgen uns 
mittel- und langfristig noch enorm 
belasten werden. Zugleich wird 
an einer harten Abschottungspo-
litik gearbeitet, an einer „Festung 
Europa“, und es wird die Illusion 
genährt, durch Bekämpfung von 

Fluchtursachen könne man den Mi-
grationsdruck nach Europa kurz-
fristig entschärfen. 

Selbstverständlich müssen Flucht- 
ursachen bekämpft werden und 
nicht Geflüchtete. Angesichts von 
Kriegen, Bürgerkriegen und korrup-
ten Regimen, von Erdüberhitzung 
und Wassermangel, von Landgrab-
bing und Überfischung der Meere, 
angesichts der Perspektivlosigkeit 
junger Menschen werden sich aber 
auch trotz ernsthafter Bekämpfung 
von Fluchtursachen weiterhin viele 
auf die Suche nach einer besseren 
Zukunft machen. 

Die EU ist dieser Herausforde-
rung bisher nicht gut begegnet. Das 
Dublin-Abkommen ist nicht fair 
und kann deshalb auch nicht funk-
tionieren. Darum müssen schnell 
bessere Regeln für eine einheitli- 
che EU-Flüchtlingspolitik einerseits 
und für eine Einwanderungspoli-
tik andererseits vereinbart werden. 
Diese müssen der Genfer Flücht-
lingskonvention genügen, die faire 
Verteilung der Geflüchteten auf die 
Mitgliedsländer gewährleisten und 
auch ihre menschenwürdige Unter-
bringung und Behandlung. 

Die EU ist aber auch der anderen 
Aufgabe nicht gut begegnet: eine 
nachhaltige Friedens- und Entwick-

lungspolitik zu betreiben, durch 
wertegeleitete statt interessengelei-
tete Außenpolitik, durch strikte Aus-
fuhrkontrolle von Rüstungsgütern, 
durch faire Handelsbeziehungen. 

Schließlich fehlt weiterhin – auf 
Deutschland- wie auf EU-Ebene – 
ein transparentes Einwanderungs-
recht. Die Bundesregierung ist nun 

immerhin dabei, für Deutschland 
ein entsprechendes Gesetz einzu-
bringen. 

Werteorientierung  
und Vertrauen

Meine Vision von der Zukunft der 
EU speist sich nicht zuletzt aus der 
Erinnerung an die Katastrophe des 
Zweiten Weltkrieges und aus den 
Hoffnungen auf eine andere Zu-

kunft, die damals bei vielen Men-
schen lebendig waren, dann aber 
sehr bald im Frost des Kalten Krie-
ges erstarrt sind. Es waren Hoff-
nungen auf ein entmilitarisiertes 
Deutschland, auf ein geeintes Eu-
ropa, eine friedliche Welt und ein 
sicheres Leben. 

Im Vertrag über die EU heißt es 
im Artikel 2: „Die Werte, auf die sich 
die Union gründet, sind die Ach-
tung der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit, Rechts-
staatlichkeit und die Wahrung der 
Menschenrechte einschließlich der 
Rechte der Personen, die Minderhei-

ten angehören. Diese Werte sind al-
len Mitgliedstaaten in einer Gesell-
schaft gemeinsam, die sich durch 
Pluralismus, Nichtdiskriminierung, 
Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität 
und die Gleichheit von Frauen und 
Männern auszeichnet.“ 

Wir müssen diese Ideale po-
litisch verteidigen und zäh nach 

Wegen suchen, wie wir sie verwirk-
lichen können, anstatt uns einreden 
zu lassen, nur eine pragmatische 
Politik der Selbsterhaltung sei in 
der Welt von heute noch machbar. 

Was es für eine solche Weiterent-
wicklung des „europäischen Trau-
mes“ aber braucht, ist eine Grund-
haltung des Vertrauens. Vertrauen 
ist ein entscheidender Baustoff allen 
Zusammenlebens. Wie man Ver-

trauen systematisch zerstört, wird 
uns durch den amerikanischen Prä-
sidenten tagtäglich vorgeführt. Wie 
man Vertrauen aufbaut, kann man 
von den Anfängen des europäischen 
Einigungsprozesses nach dem 
Zweiten Weltkrieg lernen. Als man 
allen Grund für ein tiefes Misstrau-
en gehabt hätte, wagten Menschen 
wie Robert Schuman Vertrauen. Sie 
sind in Vorleistung gegangen und 
haben die Basis dafür gelegt, dass 
an die Stelle von Feindschaft und 
Krieg endlich Zusammenarbeit 
und friedlicher Interessenausgleich 
treten konnten. An diesem Weg ist 
entschieden festzuhalten. 	            n

Eine radikale Wende unserer gesamten Lebens- 
und Wirtschaftsweise ist drängender denn je. Sie wird  

aber nicht lokal, regional oder national gelingen. 

Wir brauchen ein massives Umsteuern auf globaler 
Ebene. Die EU kann aufgrund ihrer Wirtschafts- 

und Handelsmacht global großen Einfluss nehmen. 

Überzeugend wird das allerdings nur sein,  
wenn sie ihr eigenes Wohlstandsmodell revidiert, 

statt weiterhin auf ein Wachstum zu setzen. 

Dr. Reinhold Reck, 
Jahrgang 1958, ist 
Diplomtheologe und 
Supervisor DGSv. 
Nach langjähriger 
Tätigkeit in der 
beruflichen Fortbil-
dung arbeitet er derzeit als Asylsozialbe-
rater sowie als freiberuflicher Organisa-
tionsberater und Supervisor. Seit 2014 ist 
er Vorsitzender der Bundesprogramm-
kommission der ÖDP. 

www.reinholdreck.de 

Land. Wenn ich mich aber um-
schaue, dann sehe ich Arbeit in 
Hülle und Fülle, die niemand tut, 
obwohl sie getan werden müsste – 
ob nun in Erziehungs-, Sozial- und 
Pflegeberufen, im Dienstleistungs-
sektor oder auch im Handwerk. 
Diese Arbeit wird wohl kaum von 

der „Industrie 4.0“ übernommen 
werden. Das Problem ist nämlich 
ein anderes: die fehlende gesell-
schaftliche Wertschätzung für diese 
Berufe, die sich in schlechter Bezah-
lung, schwierigen Arbeitsbedingun-
gen und geringem sozialen Ansehen 
ausdrückt. 

Aktuell werden viele Lücken mit 
Arbeitsmigrantinnen und -migran-
ten aus Osteuropa geschlossen, weil 
diese aus der Not heraus bereit 
sind, im Niedriglohnsektor (und 
darunter) zu arbeiten. Das kann 
aber nicht auf Dauer die Lösung für 
den Arbeitskräftemangel hier und 
die Arbeitslosigkeit anderswo sein. 

Die offenen Grenzen für Perso-
nen, Waren, Dienstleistungen und 
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Handelspolitik

Nur sinnvolle Regeln erzeugen 
Wohlfahrt und Wohlstand

Das neoliberale Wirtschaftssystem ist nicht geeignet, für Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit zu 
sorgen. Wenn Europa jedoch seine gemeinsamen Wurzeln und sein kulturelles Erbe in die 
Waagschale wirft, dabei die wirtschaftliche Verschiedenartigkeit und Vielfalt würdigt, dann  
könnte es zu einer Musterregion der Wohlfahrt und des Wohlstands werden.

von Gerd Zeitler 

Wenn es ein Kriterium gibt, 
auf das sich das Stre- 
ben einer zukunftsfähigen 

Wirtschaftspolitik eingrenzen lässt, 
dann ist es die nachhaltige gesell-
schaftliche Wohlfahrt. Wohlfahrt 
ist kein statischer Zustand, son-
dern bezeichnet eine dynamische 
Entwicklung, die das dauerhafte 
Überleben einer Gesellschaft un-

ter bestmöglichen Bedingungen 
anstrebt und durch sozialpoliti-
sche, wirtschaftspolitische und 
umweltpolitische Maßnahmen auf-
rechterhalten wird. Wohlfahrt und 
Nachhaltigkeit sind Synonyme; 
Wohlfahrt ohne Nachhaltigkeit ist 
undenkbar.

Wohlfahrt ist zudem an kein be-
stimmtes Niveau der Bereitstellung 
und Nutzung materieller Güter ge-
bunden. Das Niveau kann sowohl 
traditionell niedrig sein, wie bei Na-
turvölkern, als auch sehr hoch, wie 
in Industriegesellschaften. Wohl-
stand bezeichnet dagegen schlicht-
weg einen Zustand der hohen Be-

friedigung materieller Bedürfnisse, 
unabhängig davon, ob der Wohl-
stand unter nachhaltigen sozialen 
und ökologischen Bedingungen 
erwirtschaftet wurde.

Westlicher Wertekanon
Im 19. Jahrhundert war es die Katho- 
lische Soziallehre, die als erste einen 
Zusammenhang zwischen den in-

dividuellen Menschenrechten und 
der gesellschaftlichen Wohlfahrt 
erkannte. Sie stellte den Menschen 
mit dem Personprinzip in den Mit-
telpunkt aller Belange, bekundete 
mit dem Solidaritätsprinzip die 
Verpflichtung zwischen Individu-
um und Gesellschaft, und wies mit 
dem Subsidiaritätsprinzip dem In-
dividuum, der Familie und Grup-
pen unterer Ebenen a priori eine 
Selbstverantwortung zu. Im so mar-
kierten Übergang von der feudalis-
tischen zur industriellen Ordnung 
entstanden folgerichtig die ersten 
gesetzlich-solidarischen Kranken- 
und Rentenkassen.

Unsere heutige Verpflichtung 
die Wohlfahrt betreffend erfordert 
es, das Subsidiaritätsprinzip ne-
ben der gesellschaftlichen auch auf 
die politische und, entscheidender 
noch, auf die wirtschaftliche Sphä-
re anzuwenden, um den Akteuren 
die genannte Selbstverantwortung 
auch in diesen beiden Sphären auf 
allen Ebenen zuzuweisen, und: das 
Nachhaltigkeitsprinzip als neues, 
viertes Prinzip hinzuzufügen. Er-
gänzend fügt es sich, dass in Eu-
ropa und den USA seither ein Be-
wusstsein für Freiheit, Gleichheit 
und Selbstbestimmung evolutionär 
entstanden ist, das den westlich-
moralischen Wertekanon neben 
Menschenrechten und Wohlfahrt 
um Demokratie und Marktwirt-
schaft erweitert.

Europas Einzigartigkeit
Was Europa so einzigartig macht, 
ist das Nebeneinander von aus-
geprägten Gemeinsamkeiten und 
ebenso ausgeprägten Unterschied-
lichkeiten bis hin zu Unverträglich-
keiten, vor allem das Wirtschaftsle-
ben betreffend.

Die stärkste Bindekraft unter 
den Bürgern Europas geht von dem 
Gefühl aus, einer kontinentalen Ge-
meinschaft anzugehören, die maß-

geblichen Einfluss auf den Lauf der 
Welt ausgeübt hat. Dieses Gefühl 
speist sich aus vielen Perioden der 
gemeinsamen Geschichte. Zu nen-
nen sind die Anfänge von Wissen-
schaft und Demokratie im antiken 
Griechenland, der Einfluss der 
römischen Eroberungen und der 
lateinischen Sprache (auch auf die 
Rechtsprechung), die Verbreitung 
des Christentums, der frühe weit-
räumige Handel, die aristokrati-
sche Heiratspolitik, die Künste, die 
Aufklärung und Säkularisierung, 
die Entstehung der modernen Geis-
tes- und Naturwissenschaften, die 

technische Revolution und die In-
dustrialisierung. Die Erfahrungen 
aus zwei Weltkriegen und aus der 
Teilung Europas haben dann das 
Bewusstsein für den Stellenwert der 
Menschenrechte und für ein friedli-
ches Zusammenleben hinzugefügt. 

Die Unterschiedlichkeiten zwi-
schen den europäischen Völkern 
hingegen, die in den feudalisti-
schen Staaten des Mittelalters un-
terdrückt und neutralisiert waren, 
traten erst mit der Bildung der 
modernen Nationalstaaten Anfang 
des neunzehnten Jahrhunderts 
deutlich hervor. Sie wurden ver-
stärkt durch die Nachwirkungen 
der Französischen Revolution, die 
das Streben der jungen Staaten 
nach Selbstbestimmung und ei-
ner alle Schichten einschließenden 
Volkssouveränität nachhaltig be-
stätigten. Nationalbewusstsein und 
Nationalstolz sorgten zunächst für 
emotionale Abgrenzung, aber auch 
für nationalistische Exzesse und die 
Kriege im neunzehnten und zwan-

zigsten Jahrhundert. Inzwischen 
sind die Emotionen weitgehend 
domestiziert.

Die Unterschiedlich-
keiten bestehen 
allerdings bis heu-
te fort. Zu nen-
nen sind im gesell-
schaftlich-kulturellen 
Bereich allen voran die 
Unterschiede in Sprache 
und Tradition, dann im 
Bildungs- und Sozialsys-
tem und auch im Umwelt-
bewusstsein, im politischen 
Bereich in Verfassung, Föde-

ralismus und direkter Bürgerbetei-
ligung, Rechts- und Steuersystem 
sowie Verwaltung, und im wirt-
schaftlichen Bereich die Unterschie-
de in der wirtschaftlichen Struktur, 
bei den Produktionsfaktoren Arbeit, 
Kapital und Naturressourcen sowie 

nachgeordnet bei Produktivität, 
Löhnen, Kaufkraft sowie Forschung 
und Entwicklung.

Trotz aller Unterschiede zeichnet 
es die Europäer aber aus, neben ih-
rem Nationalbewusstsein ein euro-
päisches Bewusstsein entwickelt zu 
haben, und das ist keinesfalls dem 
Entstehen der EU zu verdanken.

Europas Chance
Für die europäische Integration 
einschließlich der Gestaltung eines 

gegenseitig gewinn-
bringenden Außenhandels 

unter den Mitgliedsstaaten ist 
der Tatbestand entscheidend, dass 

einzig die Staatsvölker der demo-
kratisch verfassten Nationalstaaten 
souverän sind. Der Begriff Volks-
souveränität bezieht sich nur auf 
sie. Die EU ist dagegen kein Staat 
und kann kein Staat sein, weil die 
genannten nationalen Unterschiede 
die Verschmelzung zu einem euro-
päischen Staatsvolk auf absehbare 
Zeit nicht zulassen. Deshalb kann 
auf der supranationalen europäi-
schen Ebene auch keine Verfassung 
entstehen und keine Volkssouverä-
nität beansprucht werden. Damit 

verlieren die zentralistischen, teil-
weise sich selbst legitimierenden 
Institutionen der EU ihre Existenz-
berechtigung und es wird deutlich, 
welche Gefahr der Entdemokrati-
sierung von den bereits auf die EU 
übertragenen nationalen Vollmach-
ten ausgeht. Das Europäische Parla-
ment und die Europawahlen sind 
das Feigenblatt, hinter dem diese 
Entwicklung verborgen wird.  

Da die Voraussetzungen in Euro-
pa für die Verschmelzung der Nati-

Was Europa so einzigartig macht, ist das  
Nebeneinander von ausgeprägten Gemeinsamkeiten 

und ebenso ausgeprägten Unterschiedlichkeiten.

Trotz aller Unterschiede zeichnet es die Europäer 
aus, neben ihrem Nationalbewusstsein ein 

europäisches Bewusstsein entwickelt zu haben.

Den Bürgern der EU werden demokratische 
Rechte von einer Oligarchie verwehrt, die sich auf 

supranationaler Ebene verschanzt hat. 
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onalstaaten zu einem einheitlichen 
Bundesstaat fehlen, gebietet es die 
politische Vernunft, bundesstaatli-
che Illusionen aufzugeben und sich 
der einzigartigen Chance zur Ge-
staltung eines europäischen Staaten-
bundes souveräner Nationalstaaten 
zuzuwenden. Dabei ist es unabding-
bar, eine klare Trennung vorzuneh-
men zwischen Vollmachten, die 
unverträgliche Bereiche betreffen 
und national wahrgenommen wer-
den müssen, und Vollmachten und 
Zielvorgaben, die, ohne sofortige 
Einstimmigkeit vorauszusetzen, 

national oder in europäischen Inte-
rimsprojekten auf Widerruf und in 
ständiger supranationaler Abstim-
mung umgesetzt werden können, 
weil sie auf mehrheitlich überein-
stimmenden Inte-ressen beruhen.

Das heißt, die europäische Ebene 
kann in Ausübung einer politischen 
Funktion derzeit nicht mehr und 
nicht weniger darstellen als eine 
Plattform zur Planung und Durch-
führung gemeinsamer Projekte 
auf der Grundlage widerrufbarer 
Vollmachten (z. B. zur Verteidigung, 
Strafverfolgung und Vertretung in 
internationalen Gremien) sowie zur 
Vereinbarung gemeinsamer norma-
tiver Zielvorgaben jeweils zwischen 
gleichberechtigten Vertretern souve-
räner Nationalstaaten, hier speziell 
bezüglich förderlichem Außenhan-
del und binnenwirtschaftlicher 
Struktur. Die anschließende Um-
setzung der Optionen muss grund-
sätzlich unter Beibehaltung der 
nationalen Souveränitäten erfolgen. 
Jedenfalls braucht eine erfolgreiche 
und demokratisch legitimierte An-

Zugriffs von einer Oligarchie ver-
wehrt werden, die sich mit Unter-
stützung nationaler Profiteure auf 
supranationaler Ebene verschanzt 
hat. Eine Umkehr vom neoliberalen 
Weg ist deshalb im demokratischen 
Kleinkrieg fast aussichtslos, einzig 
ein Ausstieg aus den EU-Verträgen 
scheint ein gangbarer Weg zu sein, 
vorzugsweise durch Volksabstim-
mung. Wie viel Mut, Durchhalte-
vermögen und Zielstrebigkeit das 
verlangt, lassen die Brexit-Verhand-
lungen erahnen, ungeachtet des Ein-
drucks, dass die britische Regierung 
offenbar nicht weiß, wohin sie will.

Angetrieben wird das neolibe-
rale System vom Macht-, Expan-
sions- und Gewinnstreben einer 
Wirtschaftselite, die sich in einem 
transnationalen wirtschaftspoliti-
schen Vakuum jenseits nationaler 
oder supranationaler Regelung und 
Verantwortung eingerichtet hat. 
Der von ihr euphemistisch als Li-
beralisierung bezeichnete Prozess 
begann mit dem Scheitern der regel-
basierten Nachkriegsordnung, dem 

Bretton-Woods-System, bereits in 
den 1970er-Jahren. Mit ihrer Verhei-
ßung von Wachstum, Wohlstand, 
Beschäftigung und Gleichvertei-
lung ist es ihr bis heute gelungen, 
weitgehend deregulierten interna-
tionalen Handel und Wettbewerb 
durchzusetzen, einschließlich freier 
Wechselkurse, Zollfreiheit, freier 
Preisbildung und dem Dollar als 
Leitwährung. Und schließlich ha-
ben die europäischen Vertreter mit 
dem Euro eine neoliberale Muster-
zone errichtet und so den schran-
kenlosen wirtschaftlichen Darwi-

nismus zur Vollendung gebracht. 
Wie zu erwarten, fällt die neoli-

berale Bilanz ernüchternd aus. Ins 
Auge springen Unterbeschäftigung, 
prekäre Löhne, Ungleichverteilung 
und Armut, steigende Sozialkosten, 
zunehmende Umweltbelastungen 

sowie die De-Industrialisierung 
außerhalb der Ballungsgebiete. All 
das ist eine Folge der fortschrei-
tenden Zentralisierung von wirt-
schaftlicher Macht und wirtschaft-
lichem Kapital, die dem absurden 
Kostendruck und Verdrängungs-
wettbewerb auf „liberalisierten“ 
Weltmärkten in der Leitwährung 
US-Dollar geschuldet ist. Dazu 
kommt die schleichende Entdemo-

kratisierung infolge der Entmach-
tung nationaler Parlamente und 
Regierungen. 

Da verwundert es nicht, dass 
auch die demografische Entwick-
lung von den Profiteuren des Sys-
tems recht eigennützig ausgelegt 

wird. Da sie ein starkes Interesse 
an Lohnwettbewerb und niedrigen 
Löhnen haben, fordern sie die Zu-
wanderung junger Arbeitskräfte 
mit einer doppelbödigen Begrün-
dung: Der Wirtschaft mangele es 
wegen der steigenden Lebenser-
wartung (vulgo: Überalterung) an 
Menschen im arbeitsfähigen Alter 
und zugleich gefährde der Mangel 
die Rentenfinanzierung. Da jedoch 

auch junge Zuwanderer bei westli-
chen Lebensbedingungen „überal-
tern“, wäre für die Behebung des 
behaupteten Mangels endlose Zu-
wanderung notwendig – mit der 
Folge, dass die Bevölkerungsdichte 
nach wenigen Jahrzehnten jedes er-
trägliche Maß übersteigen würde.

Umkehr in 2 Schritten
Für die dringend notwendige Um-
kehr in Richtung eines der Wohl-
fahrt verpflichteten Wirtschafts-
systems kann man sicher nicht auf 
einen baldigen Konsens der EU-
Länder bauen, von einem globalen 
Konsens ganz zu schweigen. Des-
halb beschreibe ich hier im Prin-
zip den einfacheren Fall, dass sich 
Deutschland und Griechenland als 
wirtschaftlich extrem unterschied-
liche Länder einigen, ihre außen-
wirtschaftlichen Schnittstellen und 
binnenwirtschaftlichen Strukturen 
beispielhaft anzupassen, um aus 

Länder der Eurozone müssen das Europäische 
System der Zentralbanken (ESZB) verlassen und  

zur eigenen Währung zurückkehren. 

Gleichzeitig müssen sie alle auf die EU-Ebene 
übertragenen Vollmachten auf die nationalen 

föderalistischen Ebenen zurückholen.

Wohlfahrt und Wohlstand sind nur durch das 
Zusammenwirken von gesellschaftlicher, politischer 

und wirtschaftlicher Subsidiarität zu erzielen.

näherung der sehr unterschiedli-
chen nationalen Verhältnisse einen 
langen Atem und die Einsicht, dass 
einzelne Gebiete nur mit national 
unterschiedlicher Geschwindigkeit 
anzunähern sind und: dass das 
Ende des Prozesses völlig offen ist.

Neoliberale Doktrin
Um zu verstehen, warum die eu-
ropäische Integration so undemo-
kratisch, also ohne Beteiligung der 
Bürger verläuft, warum Entschei-
dungen in Brüsseler Hinterzim-
mern ausgekungelt werden und wie 

hoch die Hürden sind, die den Weg 
zu einem der Wohlfahrt verpflich-
teten Außenhandel versperren, ist 
es unerlässlich, zuvor den neuzeitli-
chen wirtschaftlichen Neoliberalis-
mus zu durchleuchten. Neuzeitlich 

deshalb, weil der Begriff einer ande-
ren, in den 1930er-Jahren aktuellen 
Doktrin entlehnt ist.

Der neuzeitliche Neoliberalis-
mus ist der beherrschende Einfluss-
faktor auf die gesellschaftlichen, 
politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklungen weltweit, beför-
dert von einer Oligarchie aus un-
ternehmerischen, politischen und 
wirtschaftswissenschaftlichen Pro-
fiteuren. Für die Bürger der EU ist 
die Entwicklung besonders ent-
mündigend, weil ihnen ihre demo-
kratischen Rechte fern des direkten Fo
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ihrem bilateralen Handel gegensei-
tigen Nutzen zu ziehen und andere 
Länder zu bewegen, sich dem Bei-
spiel anzuschließen.

Erster Schritt: Mit der außen-
wirtschaftlichen Anpassung wer-
den die natürlichen Unterschiede 
zwischen Wirtschaftsräumen bei 
Ressourcen, Produktivitäten und 
Preisen mittels des Wechselkurses 
preislich neutralisiert, sodass ge-
genseitig profitabler Handel mög-
lich wird. Länder der Eurozone 

müssen deshalb zwecks Anpassung 
zurück zu ihrer ehemals unabhän-
gigen nationalen Zentralbank, in-
dem sie das Europäische System der 
Zentralbanken (ESZB) verlassen 
und damit zugleich zur eigenen 
Währung zurückkehren. Gleich-
zeitig müssen sie alle auf die EU-
Ebene übertragenen Vollmachten 
auf die nationalen föderalistischen 
Ebenen zurückholen.

Deutschland und Griechenland 
fixieren also zum einen die Kurse 
von D-Mark und Drachme zu Euro 
und Dollar so, dass der neoliberale 
Handel mit allen anderen Ländern 
mit möglichst geringen Verdrän-
gungen weiterläuft, gefolgt von 
Verhandlungen mit diesen Ländern 
über weitergehende Anpassungen. 
Zum anderen erstellen sie für ihren 
bilateralen Handel einen gemeinsa-
men Warenkorb der zu handelnden 
Produkte und errechnen den jewei-
ligen Durchschnittspreis sowohl 
in D-Mark als auch in Drachmen 
(Summe aller Produktpreise geteilt 
durch Anzahl aller Produkte, wobei 

einseitig zu handelnde Produkte auf 
der Gegenseite einen Schätzpreis er-
halten). Die beiden Durchschnitts-
preise in D-Mark und Drachmen 
ergeben den Wechselkurs, sodass 
durchschnittlich teure Produkte bei 
Anwendung des Kurses in beiden 
Währungen denselben Geldwert 
haben.

Produkte, die in einem Land 
bei Anwendung des Wechselkurses 
relativ preisgünstiger sind, werden 
für das andere Land zu einem po-

tenziell gewinnbringenden Import-
Kandidaten. Dazu gestehen sich 
beide Länder zu, alle Importe mit 
autonom kalkulierten Zöllen und 
Kontingenten belegen zu können, 
sodass Verdrängungen zwar ver-

mieden, aber Anreize für betroffene 
Unternehmen geschaffen werden, 
ihre Produktivität zu erhöhen, um 
zukünftig selbst exportieren zu 
können. Gleichzeitig wird durch die 
geregelten Importe die Vielfalt des 
binnenwirtschaftlichen Angebots 
erhöht. Ergänzend gestehen sich 
beide Länder ebenso Autonomie 
für den grenzüberschreitenden Ka-
pitalverkehr zu, sodass jedes Land 
neben seiner Handels- und Dienst-
leistungsbilanz auch seine Leis-
tungsbilanz jederzeit eigenständig 
ins Gleichgewicht bringen kann. 

Zweiter Schritt: Wie die in den 
EU-Verträgen beschworene, aber 
praktisch hintertriebene politische 
Subsidiarität beweist, ist das Prin-
zip kein Selbstläufer. Es muss im-
mer wieder gegen zentralistische 
Bestrebungen verteidigt und durch-
gesetzt werden. Das neoliberale 
Negativbeispiel bestärkt zudem die 
Überzeugung, dass Wohlfahrt und 
Wohlstand nur durch das Zusam-
menwirken von gesellschaftlicher, 
politischer und wirtschaftlicher 
Subsidiarität zu erzielen sind.

Mit dem ersten Schritt, der au-
ßenwirtschaftlichen Anpassung, ist 
die Voraussetzung geschaffen, die 
Subsidiarisierung der binnenwirt-
schaftlichen Strukturen frei von 
Fremdeinflüssen in Angriff zu neh-
men. Subsidiarisierung ist als dyna-
mischer Prozess zu verstehen, der die 
Betriebe mittels progressiver Besteu-
erung anhand branchenspezifischer 
Referenzkriterien laufend in ihre 
produktionstechnisch kleinstmögli-
che Größe zurückführt bzw. dezen-
trale Neugründungen steuerlich be-

günstigt. Es entsteht eine Hierarchie 
wirtschaftlicher Wertschöpfung mit 
von unten nach oben abnehmender 
Arbeitsintensität und zunehmen-
der Kapitalintensität. Zum Beispiel 
können dann einfache handwerkli-
che Leistungen in sehr vielen über 
das Land verstreuten Kleinbetrie-
ben auf lokaler Ebene erbracht 
werden, aufwendige industrielle 
Fertigungen siedeln sich dagegen an 
wenigen zentralen Standorten an, 
anspruchsvolle Forschungsprojekte 
sogar auf supranationaler Ebene. 
Der Prozess der Subsidiarisierung 

muss die Geschäftsbanken ein-
schließen, damit die Geldkreisläu-
fe aus Spareinlagen, Darlehen und 
Zinsen die Wertschöpfung und die 
Produktivität auf jeder Ebene un-
mittelbar fördern.

Die progressive Besteuerung 
stärkt den konstruktiven (Preis-) 
Wettbewerb im Innern zwischen 
Unternehmen sowohl horizon-
tal, also innerhalb hierarchischer 
Ebenen, als auch vertikal zwischen 
arbeits- und kapitalintensiven Ebe-
nen. Sie fördert die Entwicklung 
dezentral einsetzbarer Technologien 
und ermöglicht Technologietransfer 
wie auch den freien, vom materiel-
len Handel unabhängigen Handel 
mit geistigem Eigentum. Die anstei-
gende Steuerlast bei zunehmender 
Betriebsgröße zwingt Unternehmer, 
ihren Betrieb früher oder später auf-
zuspalten und einen Teil zu veräu-
ßern. Auf diese Weise werden jun-
gen Menschen laufend Chancen zur 
Unternehmensgründung geboten.

Die Vorteile subsidiärer Wirt-
schaftsstrukturen liegen auf der 
Hand: Sie sichern die uneinge-
schränkte Teilnahme aller Bürger 
am Wirtschaftsleben in ihrer lo-
kalen und regionalen Umgebung 
sowie ihre existenzsichernde Teil-

die im Geiste des gemeinsamen 
europäischen Erbes und mit un-
verkrampftem nationalen Selbst-
bewusstsein ein demokratisches 
Zusammenwachsen des Kontinents 
in aller Unterschiedlichkeit und er-
haltenswerten Vielfalt anstrebt. Der 
Weg dorthin führt zu einem Staa-
tenbund autonomer Nationalstaa-
ten. Die Bürger Europas sind auf-
gerufen, diese Politik einzufordern.

Dabei muss die zukunftsorien-
tierte wirtschaftspolitische Rege-
lung im Vordergrund stehen, denn 
ohne Wohlfahrt und Wohlstand 
droht politischer Extremismus. 
Dazu bedarf es einer geregelten 
Außen- und Binnenwirtschaft. Das 
hierfür notwendige ökonomische 
Wissen ist vorhanden – es muss nur 
angewendet werden. Nur so können 
Handelspartner selbst bei extremem 
Produktionsgefälle gegenseitige Ge-
winne erzielen, z. B. Deutschland 
und Griechenland. Nur so kann 
ihr Wettbewerb sich auf qualitative, 
dem Fortschritt dienliche Kriterien 
verlagern. Und nur so kann lang-
fristig das schwächere Land seine 
Produktivität durch Erwerb geisti-
gen Eigentums erhöhen. 	            n

Gerd Zeitler, 
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internationale 
Unternehmensalli-
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„Der Freihandelskrieg“ sowie seit 2008 
im Internet sein „Kompendium der 
marktwirtschaftlich-sozialökologischen 
Ökonomik“. 

https://gerdzeitler.wordpress.com

Es kann nicht um „mehr oder weniger“ 
Europa gehen, sondern um ein demokratisches 

Zusammenwachsen in aller  
Unterschiedlichkeit und erhaltenswerten Vielfalt. 

Der Weg dorthin führt zu einem Staatenbund  
autonomer Nationalstaaten. Die Bürger Europas 

sind aufgerufen, diese Politik einzufordern.

habe durch produktivitätsbezogene 
Löhne als Ergebnis einer Machtba-
lance zwischen Vertretern von Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern. Sie 
sorgen für eine leistungsgerechte 
Gleichverteilung der privaten Ein-
kommen und Vermögen als Voraus-
setzung für florierende Wirtschafts-
kreisläufe und sie binden die Bürger 
sozial und ökologisch verantwort-
lich ein, was eine Voraussetzung ei-
nerseits für ehrenamtliche Tätigkeit 
und andererseits für Stoffkreisläufe 
zum Substanzerhalt der Naturres-
sourcen ist. Kurz gesagt, stehen sub-
sidiäre Strukturen für Vollbeschäfti-
gung und Umweltschutz.

Fazit
Die Überzeugung, dass etwas 
schiefläuft bei der Integration Eu-
ropas, ist weit verbreitet und die 
Kluft zwischen den Bürgern und 
der etablierten Politik wird immer 
tiefer. Einerseits ist da die Angst vor 
dem persönlichen Abstieg, anderer-
seits die Parole von „mehr Euro-
pa“. Vermeintliche demokratische 
Ohnmacht steht gegen neoliberale 
Verblendung und Profitsucht. Bei 
dieser Ausgangslage kann es nicht 
um „mehr oder weniger“ Europa 
gehen, sondern um eine Politik, 
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Demokratie

Wo bitte geht’s zum Lagerfeuer?
Die Kritik an der EU nimmt zu. Die Situation ist verfahren. Und es gibt keinen öffentlichen Ort,  
wo ergebnisoffen über Europa diskutiert werden kann, kein „Lagerfeuer“, um das sich die Europäer 
scharen könnten, um miteinander zu bereden, was ihre nächsten Schritte sein sollten.  
Jede noch so konstruktive Kritik steht schnell unter dem Verdacht der „Re-Nationalisierung“.

von Stefan Padberg

Seit der Flüchtlingskrise 2015, 
dem Rechtsruck bei den pol-
nischen Parlamentswahlen im 

Oktober 2015 und dem Brexit im 
Juni 2016 ist in zahlreichen Mit-
gliedsstaaten der EU ein starkes 
Anwachsen populistischer und na-
tionalistischer Kräfte zu beobach-
ten. Sie lehnen wahlweise den Euro, 
das Schengener Abkommen oder 
gleich die ganze EU ab. Es liegt im 
Bereich des Möglichen, dass bei den 
Wahlen zum EU-Parlament im Mai 
2019 ein deutlicher Prozentsatz von 
ausgewiesenen Anti-Euro- oder An-
ti-EU-Abgeordneten gewählt wird. 
Manche Beobachter sprechen von 
bis zu 25 %.

EU-Kommission und 
„Methode Monnet“

Diese Entwicklungen haben auch 
mit der Struktur der EU selbst zu 
tun. Die ungewöhnlichste Beson-
derheit in ihrem Institutionengefü-
ge ist, dass die EU-Kommission das 
alleinige Initiativrecht für Gesetzes-
vorhaben hat. Weder das EU-Par-
lament noch der Europäische Rat 
können streng genommen von sich 
aus aktiv werden. Dies hat vor allem 
historische Gründe: Weil man in 
der frühen Phase der europäischen 
Integration den nationalen Regie-
rungen nicht zutraute, wirklich 
„europäische“ Vorschläge zu entwi-
ckeln, lagerte man diese Aufgabe an 

die „Hohe Behörde“, dem Vorläufer 
der EU-Kommission, aus. In dieser 
stark von europäischem Integrati-
onsgeist durchdrungenen Behörde 
wurde die Integration Schritt für 
Schritt geplant. Die Regierungen 
mussten die Vorschläge zwar mit 
Einstimmigkeit beschließen, doch 
das war im französisch dominier-
ten Nachkriegseuropa lange kein 
Problem.

Der erste Präsident der Ho-
hen Behörde war Jean Monnet. 
Er schlug nach dem Krieg vor, die 
westeuropäische Montanindustrie 
zusammenzuschließen, und zwar 
unter Einbeziehung der deutschen 
Schwerindustrie. Sein Plan ist dann 

1950 als Schumann-Plan in die 
Geschichte eingegangen und war 
die eigentliche Geburtsstunde der 
institutionellen Vereinigung Euro-
pas. Auf ihn geht das Integrations-
konzept der „Dynamik in kleinen 

Schritten von nachhaltiger Bedeu-
tung“ zurück, heute auch als „Ge-
meinschaftsmethode“ bezeichnet:
n Schaffung gemeinsamer Interes-
sen durch möglichst konkrete Inte-
grationsprojekte 
n Begrenzte Übertragung von rea-
len Kompetenzen
n	 Nebulöse Bestimmung des 
Zwecks („Konstruktive Mehrdeu-
tigkeit“)
n Ökonomische Instrumente als
Mittel der politischen Integration
n Verknüpfung von konkreten Po-
litikprojekten mit institutionellen 
Fortschritten 
n „Eliten“-Entscheidungen im
Konsens statt polarisierender Mehr-
heitsentscheidungen
n Einigung vor allem als Friedens- 
und nicht nur als Wirtschaftspro-
jekt 
n Deutsch-französische Freund-
schaft als Kern der europäischen
Einigung

Diese Methode war überaus er-
folgreich. Mit jeder Vertragsände-
rung wurde das Institutionengefüge 
dichter und zog mehr Kompetenzen 
an sich. So blieb es im Wesentlichen 
bis heute und prägte die Struktur 
der heutigen EU.

EuGH und Vorrang des  
Gemeinschaftsrechts

Der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) hat durch viele Grund-

satzurteile Einfluss auf den Inte-
grationsprozess genommen. Zwei 
Urteile aus den Jahren 1963 und 
1964, mit denen der Vorrang des 
Gemeinschaftsrechts vor dem nati-
onalen Recht der Mitgliedsstaaten 

begründet wurde, waren wegwei-
send. Mit ihnen wurde der beson-
dere Charakter der EU als einzige 
internationale Organisation mit 
Recht setzendem Charakter be-
gründet. 

Bei zwischenstaatlichen Ver-
trägen ist es eigentlich so, dass die 
Vereinbarungen erst in nationales 
Recht umgesetzt werden müssen, 
bevor sie Rechtskraft erlangen. Wer-
den sie nicht im vertraglich fest-

gesetzten Zeitrahmen umgesetzt, 
kann der Staat vor dem Schiedsge-
richt verklagt werden, das norma-
lerweise mit dem Vertrag begründet 
wird. Mit der sogenannten „Van-
Gend-&-Loos-Entscheidung“ von 
1963 und der „Costa/ENEL-Ent-
scheidung“ von 1964 entschied der 
EuGH allerdings, dass das Gemein-
schaftsrecht Vorrang gegenüber 
dem nationalen Recht hat. Die „vier 
Freiheiten“ sollten unmittelbar in 
jedem Staat gelten. 

Der ehemalige Verfassungs-
richter Dieter Grimm kommen-
tiert: „Die Urteile verwandelten 
sie (die gemeinschaftsrechtlichen 
Verpflichtungen, S.P.) von objektiv-

rechtlichen Pflichten der Staaten, 
ihre Rechtsordnung den gemein-
schaftsrechtlichen Vorgaben an-
zupassen, in subjektive Rechte der 
Wirtschaftsakteure. Offen blieb 
nach dem ersten Urteil, was bei 
einer Kollision zwischen Gemein-
schaftsrecht und nationalem Recht 
zu geschehen hätte. Diese Frage 
beantwortete das zweite Urteil, 
indem es für das Gemeinschafts-
recht Vorrang vor dem nationalen 
Recht beanspruchte, selbst vor dem 
höchsten nationalen Recht, der Ver-
fassung. Ob eine Kollision vorlag 
oder nicht, entschied der EuGH, an 
den die nationalen Gerichte Verein-
barkeitsfragen überweisen mussten 
und an dessen Spruch sie dann ge-
bunden waren. Fortan konnte der 
EuGH die Integration in die eigene 
Hand nehmen.“

In der Folge hat der EuGH den 
Weg der Integration durch Ver-
tragsinterpretation sehr erfolgreich 

weiter ausgebaut. Dies hatte aber 
„eine legitimatorische Kehrseite“. 
Grimm: „Während die negative In-
tegration, also die Beseitigung nati-
onaler Regelungen, auf administra-
tivem und judikativem Weg erfolgt, 
ohne dass die politischen Organe 
Rat und Parlament intervenieren 
könnten, verlangt die positive In-
tegration durch Setzung von Uni-
onsrecht einen politischen Akt von 
Kommission, Rat und Parlament, 
für den die Konsensschwellen hoch 
liegen.“ Dies blieb von der Öffent-
lichkeit weitgehend unbemerkt, da 
juristische Materie nur für Exper-
ten verständlich ist. Aber mit den 
Konsequenzen müssen wir leben.

Die Besonderheit im Institutionengefüge ist, 
dass die EU-Kommission das alleinige  

Initiativrecht für Gesetzesvorhaben hat. 

1964 entschied der Europäische Gerichtshof, 
dass das Gemeinschaftsrecht Vorrang gegenüber 

dem nationalen Recht hat. 

Plenarsaal des EU-Parlaments in Straßburg
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Konsultationsverfahren und 
Demokratiedefizit 
Diese beiden Wege der Integrati-
on sind in der Vergangenheit er-
folgreich gewesen. Die Menge und 
Dichte der Entscheidungen, die 
mittlerweile auf europäischer Ebe-

ne getroffen werden, erfordert, dass 
die bisherigen Wege und Verfahren 
überdacht und flexibilisiert werden. 
Sie müssen vor allem echten deli-
berativen Prozessen geöffnet wer-
den. Die Idee und das Versprechen 
der parlamentarischen Demokratie 
sind, dass in einem öffentlichen 
Verfahren die verschiedenen Initia-
tiven in einem repräsentativen Par-
lament diskutiert und abgestimmt 
werden. Alternativen sind zugelas-
sen, die Medien berichten darüber, 
es gibt eine öffentliche Meinungs-
bildung und nach der Abstimmung 
akzeptiert die unterlegene Tendenz 
die Mehrheitsentscheidung, weil sie 
die gleichen Möglichkeiten hatte, 
sich Gehör zu verschaffen wie die 
Mehrheit.

In letzter Zeit versuchte die EU-
Kommission verstärkt, sich durch 
Konsultationsverfahren den Bür-
gerinnen und Bürgern mehr zu 
öffnen. In der Diskussion über die 
Abschaffung der jährlichen Som-
merzeitumstellung wurden drei Al-
ternativen identifiziert:
n Sommerzeit beibehalten
n Sommerzeit abschaffen
n Winterzeit abschaffen

Aus demokratiepolitischer Pers-
pektive ist einzuwenden: Es würde 
nichts nützen, wenn sich die EU-
Kommission eine dieser Positionen 
zu eigen macht und in den Gesetz-

gebungsprozess der EU einschleust, 
denn die Anhänger der jeweils nicht 
berücksichtigten Position würden 
sich dann übergangen fühlen. Das 
Konsultationsverfahren ist ja frei-
willig und es ist mehr oder weni-
ger vom Zufall abhängig, wer von 

der Konsultation erfahren hat und 
dann auch noch an ihr teilnimmt. 
Das Verfahren ist in keinster Weise 
transparent und repräsentativ.

Hier zeigt sich die Stärke der Idee 
der parlamentarischen Demokratie. 
Die Bürgerinnen und Bürger haben 
im Idealfall ein Parlament gewählt, 
dass das Meinungsspektrum in der 
Bevölkerung genau genug abbildet. 
Diese bringen Vorschläge und Ge-
genvorschläge ins Parlament ein, es 
gibt dort öffentliche Diskussionen 
und am Ende eine öffentliche Ab-
stimmung. Diese wirkt dann ganz 
anders in die Gesellschaft hinein. 
Sie beruhigt die Gemüter, weil jede 
Strömung sich sagen kann, dass sie 
gehört wurde.

Im vorliegenden Falle wird die 
Kommission empfehlen, die Richt-
linie zur einheitlichen Sommerzeit-
umstellung in Europa zu streichen, 
sodass die einzelnen Mitglieds-
staaten wieder selbst entscheiden 
können, ob sie an der Sommerzeit-
umstellung teilnehmen wollen oder 
nicht. Auch wenn diese Empfeh-
lung vernünftig erscheint, offenbart 
sie bei genauerem Nachdenken ein 
weiteres Problem dieser Entschei-
dungsprozesse: Wer legt eigentlich 
fest, welche Ebene für welche Fra-
gen zuständig ist? Im vorliegenden 
Fall ist es offenbar die EU-Ebene, 
die dies entscheidet. Erst wenn sie 

ihren Kompetenzvorrang aufgibt, 
kann die darunter liegende Ebene 
wieder aktiv werden. 

Das ist nun paradox: Der Sou-
verän hat bestimmte Kompetenzen 
an die EU-Ebene abgegeben, kann 
sie aber aus eigener Initiative nicht 
mehr zurückholen. Erst wenn die 
EU-Ebene einsieht, dass sie diese 
Kompetenzen nicht mehr nutzen 
möchte, kann die nationale Ebene 
wieder aktiv werden. Föderalismus 
geht anders!

Neues Bild Europas:  
demokratisch, schlank,  
dezentral

Aus diesem Grund sollte der ins-
titutionelle Aufbau der EU refor-
miert werden. Wir Bürgerinnen 
und Bürger Europas haben jenseits 

aller Interessengegensätze, die es im 
Alltag geben mag, viele Aufgaben 
und Probleme gemeinsam. Wir le-
ben alle im gemeinsamen „europä-
ischen Haus“. Und deshalb müssen 
wir uns über den Bauplan dieses 
Hauses verständigen. Der Bauplan: 
Das sind die Spielregeln, Grundsät-
ze und Werte, nach denen die De-
mokratie auf europäischer Ebene 
funktionieren soll. 

Eine Neufundierung der EU 
wird nur gelingen, wenn sie sich 
deutlich abhebt von dem bisheri-
gen Weg. Die Macht auf EU-Ebene 
bedarf einer stärkeren Legitimation 
als bisher. Darüber hinaus brau-
chen wir eine Diskussion über eine 
Neuverteilung der Macht zwischen 
den verschiedenen politischen 
Ebenen. Das Ziel muss dabei sein, 
wieder mehr Kompetenzen an die 
Ebenen zurückzugeben, die den 
Menschen näher sind. Nicht nur 
die EU-Ebene, sondern auch die 
Nationalstaaten sind hier in der 
Pflicht, Kompetenzen nach unten 
zurückzureichen. Das „europäische 
Haus“ braucht deshalb vier Stütz-
pfeiler.

Stützpfeiler 1: demokratisch 
legitimierte Verfassung

Die Vereinigung Europas muss 
auf der Grundlage gemeinsamer 
Grundsätze erfolgen, wie sie üb-
licherweise in einer Verfassung 
niedergeschrieben werden. Diese 
Verfassung ist der Platz, in dem die 
Aufgaben und Entscheidungsver-
fahren der verschiedenen Institu-
tionen der EU festgehalten sind. Sie 
enthält außerdem die Bezugnahme 
auf die zugrunde liegenden Werte 
und beschreibt auch die Verfahren, 
mit denen die Bürgerinnen und 
Bürger sie ändern können. In einem 
Mehr-Ebenen-System muss sie 
zwingend auch einen Kompetenzar-
tikel enthalten, in dem festgehalten 

ist, für welche Aufgaben diese Ebe-
ne und diese Verfassung gilt.

Eine solche Verfassung kann 
nicht am Schreibtisch oder in einer 
Klausur entstehen. Die Zeiten, in 
denen eine Versammlung von 70 
Honoratioren in zwei Wochen ein 
Grundgesetz schreiben kann, sind 
vorbei. Sinnvoll wäre stattdessen ein 
direkt gewählter Bürgerkonvent, der 
in einem transparenten und ergeb-
nisoffenen Verfahren eine EU-Ver-
fassung erarbeitet. Dabei sollten die 
Bürgerinnen und Bürger mit allen 
heute üblichen digitalen Mitteln in 
die Beratungen einbezogen werden. 

Die Ausarbeitung eines Verfas-
sungsentwurfs würde nicht bei 
null beginnen. Als Ausgangspunkt 
können durchaus die gegenwärti-
gen Verträge über die Europäische 

Union (EUV) und über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) dienen. Allerdings müssen 
diese „bereinigt“ werden, indem al-
les, was üblicherweise nicht in eine 
Verfassung gehört, entfernt wird. 
Das ist im Wesentlichen alles, was 
im AEUV steht. In einem weiteren 
Schritt müssten die gewünschten 
Änderungen am Institutionenge-
füge juristisch sauber kodiert wer-
den. Und in einem dritten Schritt 
müsste der Entwurf auf Lesbarkeit 
gecheckt werden.

Ein direkt gewählter Konvent 
würde das schaffen, was man auf 
anderen Wegen kaum erreichen 
kann, was aber wesentlich ist für die 
Akzeptanz dieser Verfassung und 
der aus ihr hervorgehenden Institu-
tionen: die Erzeugung des Gefühls 
der „emotional ownership“ in der 

europäischen Bürgerschaft. Dazu 
gehört dann auch, dass das Ergeb-
nis der Beratungen dem Souverän 
zu einer europaweiten Abstimmung 
vorgelegt wird. 

Stützpfeiler 2: demokratisch 
legitimierte Institutionen 

Ein so großes und feingliedriges 
Gebilde wie die EU bedarf eines gut 
durchdachten und ausbalancier-
ten Machtgefüges. Die klassischen 
Lösungen „Präsidialsystem“ und 
„Parlamentarismus“, die in der ei-
nen oder anderen Form in den Mit-
gliedsstaaten etabliert sind, lassen 
sich nicht einfach auf die EU-Ebene 
übertragen. Sinnvoll wäre eine Ori-
entierung am Modell der Schweiz, 
in dem ein strikter, direkter und 
für jede Bürgerin und jeden Bürger 

erlebter Zusammenhang zwischen 
dem Souverän und den Gemein-
den, den Kantonen und dem Bund 
besteht.

Das EU-Parlament ist die am 
besten legitimierte Institution in 
der EU. Die Debatten haben einen 
relativ offenen Charakter und sind 
noch wenig durch Machtspielchen 
verfälscht. Das sollte unbedingt er-
halten bleiben. Hinzubekommen 
sollte das EU-Parlament allerdings 
das Initiativrecht im Gesetzge-
bungsverfahren und das alleinige 
Haushaltsrecht. 

Die zweite Parlamentskammer 
als Vertretung der Staaten sollte je-
doch nicht aus Vertreterinnen und 
Vertretern der nationalen Regie-
rungen bestehen, wie das heute in 
Deutschland im Bundesrat oder im 
heutigen Europäischen Rat der Fall 

Der Souverän hat bestimmte Kompetenzen  
an die EU-Ebene abgegeben, kann sie aber aus 

eigener Initiative nicht mehr zurückholen. 

Eine Neufundierung der EU 
wird nur gelingen, wenn sie sich deutlich 

abhebt von dem bisherigen Weg. 

ONLINETIPPS
Mehr Demokratie
Positionspapier Nr. 15
Für einen europäischen 
Bürgerkonvent
November 2017
http://t1p.de/kzn6

Positionspapier Nr. 11
Europa neu denken und  
gestalten
Juni 2016
http://t1p.de/4nu7

Positionspapier Nr. 6
Direkte Demokratie in der EU
April 2013
http://t1p.de/xdsn

Initiative
Starke Kommunen
Kommunen ins Zentrum der 
Demokratie rücken
http://t1p.de/pjtm
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Karl-Martin Hentschel
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ist. Stattdessen sollte die Staaten-
kammer durch einen europäischen 
Senat gebildet werden, der sich aus 
direkt gewählten Delegierten – Se-
natorinnen und Senatoren – zu-
sammensetzt. Wenn die Delegierten 
direkt in den Regionen gewählt 
würden, erhielten die Regionen 

eine größere Bedeutung im Institu-
tionengefüge der EU. 

An der Spitze der europäischen 
Verwaltung sollte anstelle der heu-
tigen von den Regierungen ernann-
ten EU-Kommission besser ein 
Kollegialrat treten, der nach dem 
Vorbild des Schweizer Bundesrates 
gebildet wird. In der Schweiz gibt 
es eine All-Parteien-Regierung, de-
ren Zusammensetzung von den je-
weiligen Fraktionsstärken abhängt. 
Diese Regierung verantwortet ihre 
Beschlüsse gemeinsam, d. h. kolle-
gial. Sie arbeitet sachbezogen, denn 
sie ist nicht von dem Machtspiel 
zwischen Regierung und Opposi-
tion beeinträchtigt. In der Schweiz 
sind über 80 % der Bürger mit der 
Arbeit ihrer Regierung zufrieden, 
in Deutschland nur 20 %. Da es in 
Europa darum geht, nicht nur un-
terschiedliche politische Richtun-
gen, sondern auch eine Vielfalt von 
Völkern, Regionen und Traditionen 
zu repräsentieren, erscheint die Bil-

dung einer Mehrheitsregierung, die 
die öffentliche Meinung polarisiert, 
nicht als geeignetes Instrument. 

Nach Schweizer Vorbild würde 
der Kollegialrat in gemeinsamer Sit-
zung von Parlament und Senat, in 
einer sogenannten „Europäischen 
Versammlung“, alle vier Jahre ge-

wählt. Die Besetzung kann auf Vor-
schlag der Fraktionen entsprechend 
ihrer Größe erfolgen – ähnlich wie 
die Ausschussbesetzung in Parla-
menten. Das Kollegium entschei-
det als Ganzes, aber die einzelnen 
Mitglieder sind zugleich zuständig 
für eine EU-Fachverwaltung – ent-
sprechend einem Ministerium. Der 
Vorsitz wechselt jährlich durch 
Beschluss der Europäischen Ver-
sammlung. 

Stützpfeiler 3:  
direkte Demokratie 

Gerade die direkte Demokratie ist 
ein wichtiger Faktor, um zu verhin-
dern, dass die EU-Ebene sich vom 
Rest der Gesellschaft abkapselt. Mit 
dem Initiativrecht würden die Bür-
gerinnen und Bürger die Möglich-
keit erhalten, politische Themen auf 
EU-Ebene verbindlich auf die Agen-
da zu setzen. Eine Initiative würde 
sich zunächst ans EU-Parlament 
richten. Wenn das EU-Parlament die 

Initiative ablehnt, hätten die Initia-
toren das Recht, die Frage vor die eu-
ropäische Bürgerschaft zu bringen. 

Beim Referendumsrecht geht 
es darum, dass die Bürgerinnen 
und Bürger auch das letzte Wort 
im Gesetzgebungsverfahren behal-
ten können. Eine Mindestzahl von 

Abstimmungsberechtigten kann so 
verlangen, dass ein vom EU-Parla-
ment beschlossenes Gesetz durch 
ein Referendum bestätigt werden 
muss, bevor es in Kraft tritt. We-
sentliche Verfassungsänderungen 
sollten obligatorisch zur Abstim-
mung gebracht werden.

Das Abstimmungsverfahren muss 
dialogorientiert sein: objektive Pro- 
und Contra-Berichterstattung in 
den Medien, lange Dauer der öffent-
lichen Debatte und neutrale Infor-
mationen durch die Wahlbehörde 
z. B. in Form eines Abstimmungs-
büchleins wie in der Schweiz. Bei der 
Abstimmung – wie übrigens auch 
bei der hier vorgeschlagenen Urab-
stimmung über die Europäische Ver- 
fassung – sollte das Prinzip der dop-
pelten Mehrheit gelten. Es muss also 
sowohl eine einfache Mehrheit der 
Abstimmenden als auch eine quali-
fizierte Mehrheit der Staaten – z. B. 
66 % oder 75 % – erreicht werden, 
damit eine Abstimmung gültig ist.

Stützpfeiler 4: Dezentralisierung 
und Regionalisierung 
Die neu gestaltete EU sollte mög-
lichst dezentral aufgebaut sein. 
Die Kompetenzen sollten auf den 
Ebenen angesiedelt werden, auf de-
nen sie am sinnvollsten bearbeitet 
und verwaltet werden können. Im 
Gegensatz zum Zentralstaat ist in 
einem Mehr-Ebenen-System nicht 
von vornherein klar, was auf wel-
cher Ebene verantwortet werden 
soll. Im Gegensatz zum Subsidia-
ritätsprinzip, bei dem letztendlich 
die obere Ebene entscheidet, welche 
Kompetenzen sie abgibt, sollten dies 
die Bürgerinnen und Bürger selber 
regeln. Hierzu könnten in den Ver-
fassungen für die verschiedenen 
Ebenen Kompetenzartikel einge-
führt werden. Gemischte Kompe-
tenzen sind möglichst zu vermeiden, 
da sonst für die Wählerschaft nicht 
deutlich wird, für welchen Aufga-
benbereich Kandidatinnen und 
Kandidaten gewählt werden sollen.

Als Vorbild eignen sich die 
Schweiz und auch die ausgeprägte 
kommunale Demokratie in Skandi-

navien. Kommunen und Regionen 
sollten gestärkt und die Zustän-
digkeiten auf der tiefstmöglichen 
Ebene angesiedelt werden. Insbe-
sondere die Angelegenheiten der 
Daseinsvorsorge – Energieversor-
gung, Abfallbeseitigung, Schulen, 
Sport, Verkehrsführung usw. – müs-
sen möglichst wohnortnah und im 
gemeinsamen Austausch der Bür-
gerschaft geregelt werden können. 

Dezentralisierung setzt auch vo-
raus, dass jede Ebene ihre eigenen 
Einnahmen hat und darüber verfü-

gen kann. Anstelle der zahlreichen 
Förderprogramme der EU, die dazu 
führen, dass die EU sich in alle De-
tails vor Ort mit ihren Richtlinien 
einmischt, sollte schrittweise ein 
horizontaler Ausgleichsmechanis-
mus treten, wie er innerhalb der 
Nationalstaaten zwischen Regionen 
und zwischen Kommunen existiert. 
Dann können die kommunalen, 
regionalen oder nationalen Parla-
mente autonom und demokratisch 
entscheiden, wofür die eingeworbe-
nen Steuermittel eingesetzt werden. 
Das setzt natürlich voraus, dass die 
Regionen eigene Parlamente haben, 
die über die Mittelverwendung ent-
scheiden können.

Die wachsende politische Zu-
sammenarbeit zwischen europäi-
schen Staaten sollte auf dem Prin-
zip der Freiwilligkeit beruhen. Es 
sollte also möglich sein, dass eine 
gemeinsame Politik in bestimmten 
Bereichen entwickelt wird, an der 
sich nicht alle Mitgliedsstaaten be-
teiligen wollen. Bei Abstimmungen 
im EU-Parlament würden dann 
nur die Abgeordneten der Staaten 

abstimmen, die bei der zur Ab-
stimmung stehenden Frage zusam-
menarbeiten, etwa wenn es um den 
Euro oder den Schengenraum geht. 
Die anderen hätten in diesem Fall 
nur eine beratende Funktion.

Mitgliedsländer sollten jeder-
zeit das Recht haben, aus der EU 
auszutreten, wenn dies durch ei-
nen Parlaments- oder durch einen 
Volksentscheid verlangt wird. De-
zentralisierung bedeutet auch, dass 
Gemeinden oder Regionen das 
Recht haben, sich per Bürgerent-

scheid aus einer übergeordneten 
Verwaltungseinheit zu lösen und 
gegebenenfalls mit einer anderen 
zusammenzuschließen. 

Weitere Fragen
Die bürgerfreundliche Weiterent-
wicklung der europäischen Institu-
tionen muss noch weitere Problem-
felder unserer Gesellschaft in den 
Blick nehmen: die Macht großer 
Unternehmen, Banken und Medien, 
den Euro und die wachsende euro-
päische Zusammenarbeit im mili-
tärischen Bereich. Die Verfassung 
sollte in diesen Fragen die Politik an 
Werten orientieren und ihr Grenzen 
setzen. 			              n

Das Ziel muss sein, wieder mehr  
Kompetenzen an die Ebenen zurückzugeben,  

die den Menschen näher sind. 

Stefan Padberg, 
Jahrgang 1959, stu-
dierte Informations-
technik und arbeitet 
als freiberuflicher 
Webprogrammierer. 
Seit 1998 ist er bei 
„Mehr Demokratie“ aktiv und dort 
unter anderem Moderator des Arbeits-
kreises Europa/Welt.

stefan.padberg@mehr-demokratie.de 

BUCHTIPPS
Dieter Grimm
Europa ja – aber 
welches?
Zur Verfassung der eu-
ropäischen Demokratie
C.H.Beck, Februar 2016
288 Seiten, 24.95 Euro

Karl-Martin Hentschel
Demokratie für 
morgen
Roadmap zur Rettung 
der Welt
UVK, Oktober 2018
292 Seiten, 17.99 Euro
978-3-86764-894-3

EU-Parlament in Brüssel – ein gigantischer Gebäudekomplex
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Über Klaus Buchners „Diktatur der Märkte“

Weniger Neoliberalismus 
durch mehr Demokratie

Die neoliberale Wirtschaftsordnung hat dazu geführt, dass vom erzeugten Wohlstand  
zunehmend eine kleine Elite profitiert. Diese Konzentration von Reichtum bedeutet auch: Macht.  
Sie gestaltet die Politik der EU maßgeblich mit – und damit auch die Politik ihrer Mitgliedsstaaten. 
Wie dies geschieht, das hat der ÖDP-Europaabgeordnete hautnah erlebt. 

von Claude Kohnen

K laus Buchner hat seine Er-
fahrungen als Europaabge-
ordneter und seine ganze 

Wut über die Exzesse des globa-
len Neoliberalismus in sein Buch 
„Diktatur der Märkte“ gepackt. Es 
ist eine knallharte Abrechnung mit 
gierigen Wirtschaftsvertretern, die 
mit willfähriger Unterstützung der 
Politik Geschäfte auf Kosten des 
Gemeinwohls und der Umwelt be-
treiben. Doch der Buch-Untertitel 
„Aufbruch in die sozio-ökologische 
Wende“ signalisiert, dass Buchner 
nicht nur kritisiert, sondern auch 
konkrete Lösungsansätze aufzeigt. 
So befasst er sich beispielsweise 
ausführlich mit der EU-Handels-
politik. Dabei kommen seine Aus-
führungen nicht von ungefähr: Im 
Europaparlament ist er stellvertre-
tendes Mitglied im Ausschuss für 
Internationalen Handel. 

Fairer Handel statt Freihandel
Dort hat er miterlebt, was die EU 
unter Handelspolitik versteht und 
wie die vom Volk gewählten Eu-
ropaabgeordneten bei den TTIP-
Verhandlungen größtenteils aus-
geschlossen wurden, während die 
Wirtschaftsvertreter laufend in 
Kontakt mit der EU-Delegation wa-
ren. 92 % der Lobby-Kontakte der 

EU-Kommission fanden mit Wirt-
schaftsvertretern statt, 4 % mit Ver-
tretern öffentlicher Interessen. Nur 
einige Europaabgeordnete konnten 
die Verhandlungstexte in einem 
Leseraum einsehen, durften sich 
dabei ausschließlich handschriftli-
che Notizen machen und mussten 
sich zu strengem Stillschweigen ver-
pflichten. Bei den Verhandlungen 
über andere Freihandelsabkommen 
war das Prozedere ähnlich. 

Mit der Intransparenz einher 
ging eine systematische Übertrei-
bung des Wirtschaftswachstums, 

das angeblich durch Freihandelsab-
kommen entsteht. Dabei gibt es für 
diese Behauptungen keinerlei gesi-
cherte Erkenntnisse. Mit „beinahe 
null“ gibt Joseph E. Stiglitz, mit dem 
Nobelpreis ausgezeichneter Wirt-
schaftswissenschafter, das durch 
Freihandelsabkommen entstehen-
de Wachstum an. Was durch die 
Freihandelsabkommen allerdings 

zunimmt, das ist die Ungleichheit 
in den Gesellschaften, denn die 
Abkommen sind auf die Interessen 
der multinationalen Konzerne zu-
geschnitten. Buchner beschreibt als 
Gefahren den Druck auf die Um-
welt- und Sozialgesetze, das Aufwei-
chen des Vorsorgeprinzips sowie die 
Einrichtung einer Paralleljustiz aus 
sogenannten „Schiedsgerichten“.

Um die Auswüchse der aktuel-
len Handelspolitik zu unterbinden, 
formuliert Buchner zehn Regeln 
für Handelsverträge. Dazu zählt 
etwa eine größere Transparenz bei 

den Verhandlungen und mehr Zeit 
für die Parlamentarier, sich in die 
komplexen Gesetzestexte einzuar-
beiten. Die Interessen der Menschen 
aus Ländern des globalen Südens 
müssen besser geschützt werden, 
indem z. B. die Spekulation mit 
Nahrungsmitteln verboten wird. 
Warenlieferungen sowie Maßnah-
men, die die soziale Lage der betrof-

Unabhängigkeit der Parteien von 
Geldern aus der Wirtschaft. Er for-
dert ein Verbot von Firmenspenden 
und Sponsoring. 

Darüber hinaus spricht sich 
Buchner dafür aus, die Rolle der 
kleinen Parteien zu stärken. Ne-

ben der Abschaffung der 5-Pro-
zent-Hürde bei Bundestagswahlen 
schwebt ihm ein anderes Wahlsys-
tem vor: Der Wähler sollte durch 
drei mögliche Bewertungen zu je-
der Partei ausdrücken, wie stark 
oder schwach seine Ablehnung je-
weils ist. Dadurch würde das poli-
tische Spektrum bunter und es wäre 
nicht mehr so leicht möglich, durch 
Wahlkampfspenden an eine oder 
zwei große Parteien das Wahlergeb-
nis zu beeinflussen.

Zu guter Letzt betont Buchner die 
wichtige Rolle von bundes- und eu-
ropaweiten Volksentscheiden für die 
Weiterentwicklung der Demokratie. 
Nur so lässt sich der Politikverdros-
senheit entgegenwirken sowie der 
Einfluss des von Konzernen und 
Wirtschaftsverbänden propagierten 
Neoliberalismus einschränken.      n

Buchner plädiert dafür, dass die EU-Kommission 
künftig vom Volk gewählt wird und das 

Europaparlament ein Zwei-Kammern-System 
erhält, wie wir es in Deutschland haben. 

Ihm schwebt ein anderes Wahlsystem vor: 
Der Wähler sollte durch drei mögliche 

Bewertungen zu jeder Partei ausdrücken, wie 
stark seine Ablehnung jeweils ist.

BUCHTIPP
Klaus Buchner
Diktatur der Märkte
Aufbruch in die sozio-
ökologische Wende
Tectum,  
September 2018
180 Seiten, 19.95 Euro
978-3-8288-4161-1

Buchautor Klaus Buchner, Jahrgang 
1941, war Professor an der TU Mün-
chen und von 2003 bis 2010 ÖDP-
Bundesvorsitzender. 2014 errang er als 
ÖDP-Spitzenkandidat ein Mandat im 
Europaparlament. Seine Schwerpunkte 
dort sind Auswärtige Angelegenheiten, 
Menschenrechte, Sicherheit und  
Internationaler Handel.

fenen Bevölkerung verschlechtern, 
zu Menschenrechtsverletzungen 
führen oder die Umwelt erheblich 
schädigen, sind zu unterbinden. Mit 
Nachdruck warnt Buchner vor Son-
derklagerechten für Investoren. Man 
wünscht sich, dass die für Handels-
politik zuständige EU-Kommissa-
rin Cecilia Malmström diese zehn 
Regeln über ihrem Schreibtisch 
aufhängt und jeden Tag einen Blick 
darauf wirft.

Mehr Demokratie auf  
allen Ebenen

Gemäß dem Wahlspruch der ÖDP 
„Ja zu Europa, aber ...“ aus dem Eu-
ropawahlkampf 2014 bezeugt Buch-
ner seinen Respekt vor dem großen 
Friedensprojekt EU, zeigt sich je-
doch besorgt über deren mangelnde 
demokratische Ausrichtung. Dabei 

ist nicht nur das übergroße Gewicht 
der Konzerne mit ihren Tausenden 
Lobbyisten in Brüssel gemeint, 
sondern auch die mangelhafte ins-
titutionelle Ausgewogenheit der EU. 
So plädiert Buchner dafür, dass die 
EU-Kommission künftig vom Volk 
gewählt wird. Aktuell muss der 
Kommissionspräsident zwar vom 
Europaparlament bestätigt werden, 
die einzelnen Kommissare müssen 
das jedoch nicht. Das Europapar-
lament kann die EU-Kommission 
nur als Ganzes ablehnen oder be-
stätigen. 

Des Weiteren tritt Buchner für 
eine Reform des Europaparlaments 
ein: für ein Zwei-Kammern-System, 
wie wir es in Deutschland haben. 

Die erste Kammer wäre ein Parla-
ment, in dem – anders als bislang – 
jede Abgeordneten-Stimme gleich 
viel zählt. Bislang haben die Abge-
ordneten der kleineren Länder ein 
überproportionales Gewicht. Da-
mit diese kleineren Länder nicht an 
den Rand gedrängt werden, sollte es 
eine zweite Kammer ähnlich dem 
deutschen Bundesrat geben.

Trotz allem zeigt sich Buchner 
nicht als Pessimist. Er zitiert den 
früheren Umweltminister Klaus 
Töpfer mit dem Satz „Die Lage ist 
zu ernst, als dass man pessimis-
tisch sein dürfte“ und verweist auf 
den wachsenden Widerstand ge-
gen die neoliberalen Praktiken. In 
Deutschland gingen an einem Tag 
mehr als 300.000 Menschen gegen 
CETA und TTIP auf die Straße. Ein 
wichtiger Punkt ist für Buchner die 
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Fairer Handel

„Unser Hauptproblem 
ist die Korruption“

Ghana könnte ein reiches Land sein. Doch Korruption, Vettern-
wirtschaft und die unzureichende Weiterverarbeitung der in 
Ghana gewonnenen Rohstoffe lähmen die Wirtschaft des Landes, 
begünstigen Armut in weiten Teilen der Bevölkerung und führen 
zu Träumereien über eine Migration nach Europa. Ein Bericht aus 
dem Land mit der zweitgrößten Kakaoproduktion weltweit.

von Paula Stier

Der alte Mann sieht erschöpft 
aus – so, als hätte jedes seiner 
Lebensjahre ihm viel Kraft 

abgerungen. Er ist Kakaofarmer in 
Ghana, seine Hände sind schwielig 
von der Arbeit, sein Gesicht wetter-
gegerbt. An diesem Tag trägt er das 
T-Shirt einer deutschen Fastfood-
Kette. Secondhand-Kleidung kann
man hier in jeder Kleinstadt erwer-
ben – wirklich neue Kleidung nur
in den Großstädten des Landes wie
Accra oder Kumasi. Er lächelt seine
Besucher aus Europa an, während
die Kinder des Dorfes kreischend
für Fotos posieren. Heute ist ein
guter Tag. Die Besucher kommen
aus der Schweiz. Sie sind Schoko-
ladenhersteller. Sie haben Süßigkei-
ten mitgebracht, die die Kinder des
Dorfes wenig später vor Schwierig-
keiten stellen werden, weil sie nicht
wissen, wie man die bunten Ver-
packungen öffnet. Vor allem aber:
Die Besucher haben gebrauchte
T-Shirts dabei, die sie kostenlos
verteilen. Der erschöpfe Mann lä-
chelt selig, während er das schwarze 
Hemd irgendeines Schweizer Jazz-
clubs auswählt.

Der erschöpfte Mann ist nach 
europäischen Standards arm. Sein 

deutsches Fastfood-Ketten-T-Shirt 
ist zerrissen, in der Gegend, in der er 
wohnt, gibt es viele Dörfer, die nicht 
an die Wasser- und Stromversorgung 
angeschlossen sind. Trotzdem geht 
es ihm, verglichen mit vielen anderen 
Farmern, nicht schlecht. Zum einen 
wohnt er im Süden des Landes. Im 
Süden von Ghana sind die Bauern 
vergleichsweise wohlhabend. Der 
Kakaoanbau hat sie reich gemacht. 
Zumindest im Vergleich zum Nor-
den, wo die Menschen dem kargen 
Boden kaum genug zum Überleben 
abringen können. Zum anderen pro-
duziert er seit über 7 Jahren Kakao 

nach ökologischen Standards. Eine 
Firma kauft diesen Kakao zu höhe-
ren Preisen auf, um ihn schließlich 
nach Europa zu verschiffen. Die Fir-
ma heißt Yayra Glover Ltd. Der Chef 
heißt auch Yayra Glover. Die Leute 
im Dorf kennen ihn.

Staatsversagen
Yayra Glover sitzt in seinem Büro 
und telefoniert. Vor 12 Jahren ist 
er nach Ghana zurückgekehrt, um 
hier sein Handelsunternehmen für 
ökologischen Kakao aufzubauen. 
Davor hat er 20 Jahre in der Schweiz 
gelebt. „Wenn du in Europa gelebt 
hast, dann wird dir klar, warum 

das System dort funktioniert und 
hier in Ghana nicht.“ Yayra lacht 
und schüttelt den Kopf: „Unser 
Hauptproblem ist die Korruption. 
Die Politiker sind korrupt, die Po-
lizisten, die Damen am Empfangs-
schalter. Und weil so viele davon 
profitieren, gibt es keinen echten 
staatlichen Willen, die Korruption 
in den Griff zu kriegen. Der Staat 
hier kommt seiner Verantwortung 
in vielen Punkten nicht nach. Wir 
haben eine Schulpflicht, aber Kin-
der, die nicht das Schulgeld bezah-
len können, werden vom Unterricht 
suspendiert. Wir haben offiziell 

eine Krankenversicherung, aber ich 
habe Leute sterben sehen, weil sie 
die 400 Euro für die Behandlung 
nicht zusammenkratzen konnten.“ 

400 Euro sind in einem Land, in 
dem das Durchschnittseinkommen 
104 Euro pro Monat (Stand 2016) 
beträgt, eine Menge Geld. Zumal 
das Geld ungleich verteilt ist: Die 

Oberschicht residiert in stattlichen 
Villen, während 28 % der Bevölke-
rung unter der globalen Armuts-
grenze (Stand 2013) leben. Gerade 
unter den Jugendlichen ist die Ar-
beitslosigkeit groß. Viele versuchen 
ihr Glück in den Großstädten – und 
scheitern. Manch einer träumt von 
Europa. „Europa erscheint hier 
vielen als das Paradies“, sagt Yayra. 
„Der Grund ist einfach: Eine Putz-
frau, die in Deutschland für den 
Mindestlohn arbeitet, verdient das 
10-Fache des ghanaischen Durch-
schnittseinkommens. Diese Frau ist
in Deutschland ein Niemand, aber
in Ghana kann sie Land kaufen, ein
großes Haus bauen, ein gutes Auto
fahren. Wer in Europa Arbeit gefun-
den hat, ist in Ghana tatsächlich
reich.“

Ein guter Ort zum Leben
Aber auch wenn die meisten weit 
entfernt von diesem Reichtum blei-
ben, ist Ghana kein schlechter Ort 
zum Leben. Im afrikanischen Ver-
gleich ist es sogar ein ausgespro-
chen guter Ort. Die Sicherheitslage 
ist vorbildlich. Die Pressefreiheit ist 

besser als in manch europäischem 
Land. Die politische Stabilität gilt 
als herausragend in Westafrika.

Trotzdem könnte das Land um 
Welten besser sein, sagen viele. Es 
könnte seine Potenziale besser nut-
zen. Die Landschaft ist exotisch 
und oft atemberaubend schön – 
aber eine touristische Vermarktung 
findet kaum statt. Millionen Cedi 
– Ghanas landesweite Währung –,
die dem Staat für Infrastruktur-
maßnahmen zur Verfügung stehen
würden, versickern weiterhin durch
Korruption im Nirgendwo. 

Mangelnde Weiterverarbeitung 
von Rohstoffen

Die Rohstoffe des Landes – Ghana 
ist unter anderem der zweitgrößte 
Produzent für Kakao weltweit, der 
drittgrößte Lieferant für Hartholz 
aus Afrika und ein relevanter Han-
delspartner für Gold, Erdöl und 

Diamanten – werden zumeist im 
Rohstadium ins Ausland exportiert. 
Die Verarbeitung der Rohstoffe und 
damit auch der Großteil der Wert-
schöpfung findet in den allerwe-
nigsten Fällen in Ghana selbst statt. 
Yayra Glover will zumindest bei der 
Rohstoffverarbeitung etwas verän-
dern: „Ab 2019 werden wir nicht 
mehr nur Kakaobohnen exportie-
ren, sondern auch die sogenannten 
Nibs – die gerösteten Kakaostück-
chen, aus denen die Schokolade 
schließlich hergestellt wird.“ Diese 
Verlagerung von Produktionsschrit-
ten von Europa nach Afrika soll 
die Einheimischen stärker an der 
Wertschöpfung beteiligen und Ar-
beitsplätze schaffen. Ähnliche Ziele 
verfolgen mittlerweile auch noch 
einige andere Unternehmen. Da ist 

beispielsweise die Firma fairafric – 
die die erste komplett in Afrika pro-
duzierte Schokolade auf den euro-
päischen Markt gebracht hat. Oder 
Cajou Espoir, ein Produzent, der 
die erste Fabrik zur Verarbeitung 
von Cashewnüssen in Togo betreibt. 

Wenn der erschöpfe Alte mit 
dem deutschen Fastfood-Ketten-
T-Shirt von solchen Unternehmen
hört, lächelt er. „Wir haben uns lan-
ge auf die Almosen von Fremden
verlassen. Das hat den Kontinent ge-

lähmt. Es wird Zeit, dass wir unser 
Schicksal wieder selbst in die Hand 
nehmen.“ Dann greift er nach dem 
schwarzen Jazzclub-Hemd, das die 
Besucher aus der Schweiz kosten-
los verteilt haben, und lacht – halb 
glücklich, halb bitter. 	           n

Die Yayra Glover Ltd.,
einziges lizenziertes Unternehmen 
Ghanas für Produktion und Handel 
von ökologischem Kakao, bietet 
Praktika für Studenten, Hochschul-
absolventen und Personen mit 
abgeschlossener Berufsausbildung 
an. Weitere Informationen bei Pau-
la Stier.

Paula Stier, geboren 
1997, studiert BWL 
und verbrachte drei 
Monate als Prak-
tikantin in Ghana. 
Spätestens seit dieser 
Zeit in Afrika ist 
ihr bewusst, in welchem Luxus sie in 
Deutschland leben kann. In der ÖDP ist 
Paula Stier seit 2015 aktiv im Vorstand 
des Landesverbandes Brandenburg.

p.stier.berlin@aol.de

Wer in Europa Arbeit gefunden hat, 
ist in Ghana tatsächlich reich.

Kakaobauer beim Trocknen der Bohnen

Ein Dorf im Süden Ghanas
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Unsere Überlegung daher: Über starke Gefühle in den 
Bauch, nicht mit Programmzitaten in den Kopf!

Dass wir mit diesem Ansatz anscheinend richtig liegen, 
beweist gerade auch die Diskussion um Merkels Nachfol-
ge in Berlin. So wird gemutmaßt, in welche Richtung der/
die neue Vorsitzende denn die CDU bewegen könnte. Da 
ist viel von rechten und linken Flügeln, von wertkonser-
vativ, liberal, wirtschaftsfreundlich, modern etc. die Rede. 
Und es ist nichts zu hören von Programmlagen, Beschlüs-
sen oder Gesetzesvorlagen. Die CDU sucht ihren Platz im 
Parteiengefüge, so wie dies auch die SPD mit wachsender 
Verzweiflung tut. Und auch die ÖDP wird sich einsortie-
ren müssen, ob uns das gefällt oder nicht. Unser EU-Pro-
gramm für 2019 ist umfassend und ausgewogen. Es bildet 
damit eine gute Grundlage für einen Wahlerfolg. Entschei-
dend wird aber sein, unter welchem Blickwinkel, und mit 
welcher großen Klammer wir die Partei mit ihrem Pro-
gramm nach außen hin darstellen können. 

Es muss uns gelingen, die Wachstumskritik als unseren 
Markenkern so zu präsentieren, dass sichtbar wird, wie 
sehr sich die Lebensqualität jedes Einzelnen verbessern 
könnte. Viele Menschen in ganz Europa haben erkannt, 
dass sich nicht nur das Klima überhitzt, sondern auch 
unser gesamtes gesellschaftliches Leben. Am Ende blei-
ben ausgebrannte Seelen und gefühlte Leere inmitten des 
Überflusses. Hier unsere Stimme hörbar zu machen, mit 
der Forderung, das richtige Maß wieder zu finden, sehe 
ich als eine, vielleicht als unsere einzige Chance. Ich glau-
be, diese Ansprache werden viele Wählerinnen und Wähler 
ohne lange Erklärungen verstehen.

Es grüßt Sie herzlich

Ihr Christoph Raabs
Bundesvorsitzender

An alle Mitglieder 
von Christoph Raabs
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Dr. Claudius 
Moseler
Generalsekretär, 
ÖDP Bundespoliti- 
sches und Kommu-
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Neckarstr. 27 – 29 
55118 Mainz 
Tel.: (0 61 31) 67 98 20 
Fax: (0 61 31) 67 98 15 

politik@oedp.de

Gemeinsame Konferenz der 
Bundesarbeitskreise

Mitte September 2018 hat der Bun-
desvorstand der ÖDP sämtliche 
Vertreter der Bundesarbeitskreise, 
der Bundesvereinigungen sowie der 
Bundesprogrammkommission zu 
einer gemeinsamen Konferenz nach 
Würzburg eingeladen. Ziel des Tref-
fens war die Verbesserung der Pro-
grammarbeit der ÖDP. So soll es 
mehr Flexibilität beim Zuschnitt 
der Arbeitskreise geben, damit 
eine zielgenauere inhaltliche Arbeit 
möglich ist. Außerdem sollen exter-
ne Experten stärker in die fachliche 
Arbeit eingebunden werden kön-
nen. Der Bundesvorstand wird zu 
aktuellen Themen auch kurzfristig 
Experten in Kommissionen einset-
zen. Auch soll diskutiert werden, ob 
bestimmte Bundesarbeitskreise ggf. 
in Bundesvereinigungen umgewan-
delt werden können. Im Sommer 
2019 will man sich wieder in dieser 
Runde treffen.

Vorbereitung der Europawahl
Am 17.11.2018 steht eine Sitzung des 
Bund-Länderrates an, auf dem die 
bevorstehende Europawahl vorbe-
reitet werden soll. Danach findet 
eine Klausurtagung des Bundesvor-
standes statt, zu dem auch die Spit-
zenkandidaten der EU-Bundesliste 
der ÖDP geladen sind. Der Bundes-
vorstand hat zudem Arbeitsgrup-
pen, z. B. zu den Bereichen Strategie 
und Werbemittel, eingesetzt.

Landtagswahlen in Bayern und 
Hessen im Oktober 2018

Der Bundesverband bedankt sich 
zunächst einmal herzlich bei allen 

Neues aus dem Bundesverband
von Dr. Claudius Moseler

Wahlen werden bei den Planungen 
für die EU-Wahl berücksichtigt. 
Ideen und Stellungnahmen unserer 
Mitglieder zu dieser Grundüberle-
gung würden mich sehr interessie-
ren.

ÖDP weiterhin in vier 
Bezirkstagen vertreten

Die ÖDP hat bei den Bezirkstags-
wahlen insgesamt 5 Sitze gewonnen, 
einen Sitz weniger als 2013. Die Er-
gebnisse auf dieser Ebene veränder-
ten sich in einem ähnlichen Trend 
wie bei den gleichzeitig stattfin-
denden Landtagswahlen. Mit 2,6 % 
wurden Bürgermeister Rolf Beuting 
(Murnau) und Markus Raschke 
(München) neu in den Bezirkstag 
Oberbayern gewählt. Mit 3,7 % wur-
de der 2. Bürgermeister Urban Man-
gold (Passau) erneut in den Bezirks-
tag von Niederbayern gewählt. Der 
Memminger Alexander Abt wurde 
mit 2,1 % in den Bezirkstag Schwa-
ben und die Mönchsrotherin Ingrid 
Malecha mit 1,8 % in den Bezirkstag 
Mittelfranken wiedergewählt. Der 
ÖDP-Bundesverband gratuliert an 
dieser Stelle allen neu gewählten Be-
zirksräten. Leider reichte es im Be-
zirkstag Oberpfalz mit 2,5 % nicht 
mehr für einen Sitz, den bisher der 
Regensburger ÖDP-Stadtrat Joa-
chim Graf innehatte. Wir danken 
allen für die geleistete Arbeit für die 
ÖDP und die Menschen der Region.

Wahlkämpferinnen und Wahlkäm-
pfern in Bayern und Hessen.

Die ÖDP hat bei der Landtags-
wahl in Bayern lediglich 1,6 % der 
Stimmen erhalten (2013: 2,0 %). In 
absoluten Stimmen bedeutet dies 
einen Rückgang von rund 27.000 
Stimmen auf rund 211.000 Stim-
men. Es war von Anfang an klar, 
dass von ungünstigen Rahmenbe-
dingungen auszugehen war, vor al-
lem durch die größere Auswahl von 
neu kandidierenden Parteien sowie 
eine immer aggressivere Art, Wahl-
kampf zu führen.

In Hessen konnten wir uns von 
0,1 auf 0,3 % steigern und auch in 
einigen Wahlkreisen ordentliche 
Erststimmenergebnisse erringen. In 
absoluten Zahlen hat sich die ÖDP 
von 4024 auf 7520 Zweitstimmen 
(Landesstimmen) gesteigert. Den 
größten Zugewinn an absoluten 
Stimmen hat die ÖDP im Regie-
rungsbezirk Darmstadt zu dem 
auch das Rhein-Main-Gebiet ge-
hört. Aber auch der punktuelle Ein-
satz mit Plakatierung und anderen 
Wahlkampfmaßnahmen führte zu 
Stimmenzuwächsen im Raum Gie-
ßen, Fulda und dem Vogelsberg bei 
den Landesstimmen.

Gut 1.300 Stimmen Zugewinn an 
Zweitstimmen gab es in den sechs 
Landtagswahlkreisen, in denen Di-
rektkandidaten der ÖDP angetreten 
sind. Trotzdem können uns diese 
Ergebnisse nicht zufrieden stellen. 
Daher müssen wir in Zukunft noch 
stärker das Profil der ÖDP weiter 
entwickeln und im Wahlkampf the-
matisieren. Ein reiner Themenwahl-
kampf wird uns vermutlich nicht 
weiterhelfen. Die Erkenntnisse der 

Christoph Raabs bei seiner Rede am 55. Bundesparteitag

Liebe ÖDP-Mitglieder,  
liebe Freundinnen und Freunde,
hinter uns liegt ein wahrlich heißer Oktober. Nicht nur 
das Wetter hielt hohe Temperaturen parat, auch die Wahl-
kämpfe in Bayern und Hessen, sowie die daraufhin er-
folgten Reaktionen in Berlin, trieben vielen von uns die 
Schweißperlen auf die Stirn. 

Ich möchte auch an dieser Stelle noch einmal den ak-
tiven Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfern in Bayern 
und Hessen für die herausragende Arbeit der letzten Wo-
chen danken. Euer aller Einsatz hätte in der Tat weitaus 
bessere Wahlergebnisse verdient, als jene, die nun in den 
Büchern stehen. Ich weiß, dass es vielerorts gelungen ist, 
durch Überzeugungsarbeit am Infostand, durch gute Auf-
tritte in Podiumsdiskussionen und durch insgesamt sym-
pathisches und authentisches Argumentieren den ein oder 
anderen Wähler auf unsere Seite zu ziehen. Allerdings 
müssen wir nun unter dem Strich feststellen, dass es für 
einen nennenswerten Schritt nach vorne nicht ausreicht, 
jede Wählerin und jeden Wähler einzeln von unserer Sa-
che begeistern zu wollen. 

Als politische Partei mit einem Vollprogramm, und dem 
daraus abgeleiteten Anspruch, für breite Schichten der Be-
völkerung eine wählbare Alternative anbieten zu wollen, 
können wir mit 1,6 % in Bayern und 0,3 % in Hessen nicht 
zufrieden sein. Unser Europaabgeordneter Klaus Buchner 
hat in seiner Rede in Bingen davon gesprochen, dass für 
eine Verteidigung des Mandates im kommenden Jahr etwa 
300.000 Wähler nötig sein werden. Damit liegt die Mess-
latte für einen Wahlerfolg der ÖDP bei der Europawahl 
sehr hoch. 

Der Bundesvorstand befasst sich bereits seit einigen 
Wochen mit der Vorbereitung des EU-Wahlkampfes. Zu 
diesem Zweck wurden mehrere Arbeitsgruppen gebildet, 
die sich u.a. mit Social Media, Layout, Radio- und Fern-
sehwerbung, und natürlich mit Strategieüberlegungen 
befassen. Einig sind sich die handelnden Personen darin, 
dass wir im kommenden Jahr etwas anderes versuchen 
müssen, als in den letzten Jahrzehnten. Es muss uns dies-
mal gelingen, den Kern der ÖDP herauszuarbeiten und an 
die Bürgerinnen und Bürger zu transportieren. Der Wahl-
kampf muss den Gesetzen der Werbung folgen, die seit 
Langem verstärkt auf die Erzeugung eines Images setzt, 
und weniger auf die Vermittlung von Daten und Fakten. 
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rung sein. Juncker legt in seiner Rede einen besonderen 
Fokus auf die Zusammenarbeit mit den afrikanischen 
Staaten und fordert, Handelsverträge auf Augenhöhe 
auszuhandeln. Diese Idee ist zwar gut, aber die aktuel-
len Verhandlungen der Verträge mit afrikanischen Staaten 
zeigen genau das Gegenteil: Der afrikanische Markt soll 
mit hochsubventionierten europäischen Produkten geflu-
tet werden und so die einheimische Wirtschaft zerstören. 
Das ist kein Handel auf Augenhöhe!

Ich setze mich für einen fairen Handel ein, der das 
Gemeinwohl vor die Interessen der Großkonzerne stellt. 
Die Parlamente müssen über die Verträge frühzeitig infor-
miert werden und dann darüber abstimmen. Das Vorsor-
geprinzip muss verankert werden und Bürgerinnen und 
Bürger sowie Vertreter der Zivilgesellschaft müssen in die 
Verhandlungen mit einbezogen werden. Auf die Wahrung 
der Menschenrechte muss ein besonderes Augenmerk ge-
legt werden. Nur so funktioniert eine Handelspolitik „auf 
Augenhöhe“. 

Es grüßt Sie
Ihr

Klaus Buchner 

Neues aus dem Europaparlament
von Prof. Dr. Klaus Buchner

Liebe Leserinnen, liebe Leser!

Das Thema Menschenrechte hat mich in den vergangenen 
Monaten wieder sehr beschäftigt. Im September habe ich 
mich mit einer Gruppe von Bürgern aus Hongkong getrof-
fen, die mir über die Situation der Menschenrechte vor Ort 
berichtet haben. Im Jahr 1997 wurde Hongkong als briti-
sche Kolonie aufgelöst und der Volksrepublik China über-
geben. Seitdem ist es eine chinesische Sonderverwaltungs-
zone unter Beibehaltung einer freien Marktwirtschaft und 
hoher innerer Autonomie. In Hongkong ist die Schere zwi-
schen Arm und Reich sehr weit aufgegangen: Der Anteil 
der Millionäre und Milliardäre ist in Hongkong so hoch 
wie sonst nirgends auf der Welt, demgegenüber leben aber 
rund 20 % der Menschen deutlich unter der Armutsgren-
ze. Die Kritik an diesen sozialen Missständen und der 
Ruf nach mehr demokratischer Mitbestimmung bilden 
die Hauptthemen der Proteste und Demonstrationen in 
jüngster Zeit. Den Kontakt zu den Bürgern aus Hongkong 
hatte die Gesellschaft für bedrohte Völker hergestellt. Ich 
finde es enorm wichtig, mich regelmäßig mit NGOs, die 
sich für Menschenrechte einsetzen, auszutauschen. Nur 
gemeinsam können wir Druck auf Regierungen machen 
und den von Menschenrechtsverletzungen Betroffenen 
zeigen, dass wir an ihrer Seite stehen.

Auch die Situation im Iran bereitet mir Kopfzerbre-
chen. Das wichtigste Ziel ist und bleibt es, ein nukleares 
Wettrüsten im Mittleren Osten zu verhindern. Die Eu-
ropäische Union setzt sich geschlossen für die Aufrecht-
erhaltung des Nuklear-Abkommens ein, auch wenn die 
USA dieses Abkommen einseitig aufgekündigt haben. 
Insbesondere müssen die europäischen Unternehmen, die 
im Iran investieren, Planungssicherheit haben und not-
falls von der Europäischen Investitionsbank finanziell 
unterstützt werden – auch gegen den massiven Sankti-
onsdruck der USA. Der Iran hat sich nachweislich an 
alle Verpflichtungen des Atom-Abkommens gehalten, der 
Schritt der Amerikaner, die Verträge zu kündigen, war ein 
großer Fehler.

Kommentiert habe ich auch die Rede von Kommissi-
onspräsident Jean-Claude Juncker. Dieser hat zwar recht, 
wenn er sagt, dass wir uns gegen antieuropäische Kräfte 
innerhalb und außerhalb Europas stellen müssen. Aber 
die Antwort darauf kann nicht eine stärkere Militarisie-
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Gespräch über Menschenrechte in Hongkong. Auf dem Foto 
(v. l. n. r.): Heidi Wang-Kaeding, Benny Tai, Prof. Buchner, Carol 
Jones, Prof Weidenholzer, Malte Kaeding, Joseph Lian, Tim Pringle
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Bundesparteitag und 
Aufstellungsversammlung 
zur EU-Wahl 2019

Rund 150 delegierte Vertreterinnen und Vertreter trafen sich am 27. und 28. Oktober in Bingen 
am Rhein, um dort die Kandidatinnen und Kandidaten der ÖDP für die Europawahl 2019 zu küren. 
Prof. Dr. Klaus Buchner führt die Bundesliste der ÖDP erneut an.

von Dr. Claudius Moseler

M it Spannung war die Auf-
stellungsversammlung zur 
Nominierung der Kandi- 

datinnen und Kandidaten der ÖDP 
zur Europawahl in Bingen erwartet 
worden. Für die ersten 10 Listen-
plätze gab es in vielen Fällen Kampf-
kandidaturen. Dennoch wurde eine 
Liste erstellt, bei der unter den ers-
ten zehn Listenplätzen, die auch 
namentlich mit Beruf, Wohnort 
und Bundesland auf dem Stimm-
zettel erscheinen, die Bewerberin-
nen und Bewerber aus immerhin 
neun Bundesländern stammen.

Erwartungsgemäß wurde unser 
Europaabgeordneter Prof. Dr. Klaus 
Buchner (München, Bayern) bei 
fünf Gegenkandidaten mit 110 von 
148 Stimmen deutlich auf Platz 1 
der Liste gewählt. Er konnte bei den 
Stimmberechtigen mit seiner gro-
ßen Erfahrung und seinen vielen 
politischen Initiativen im Europa-
parlament punkten. In seiner Rede 
hob er seine Mitwirkung am Dual-
Use-Bericht sowie seine Kampagne 
gegen die unnötige Verwendung 
von Reserve-Antibiotika in der in-
dustriellen Massentierhaltung her-
vor. 

Auf Platz 2 konnte sich in einer 
Stichwahl die Juristin und EU-
Referentin für Umwelt & Land-
wirtschaft, Manuela Ripa aus Saar- 

brücken mit 86 Stimmen gegen 
Alexander Abt (39 Stimmen) durch-
setzen. Manuela Ripa ist stellvertre-

tende Landesvorsitzende des wieder 
neu belebten Landesverbandes im 
Saarland und Mutter zweier Kin-
der. Sie prangerte in ihrer Rede 
den maßlosen Konsum in Europa 
mit scharfen Worten an. Der Poli-

zeibeamte und schwäbische ÖDP-
Bezirksrat Alexander Abt, der in 
Memmingen (Bayern) lebt, wurde 

nach einer kämpferischen Rede zur 
Zukunft der ÖDP mit 73 von 122 
Stimmen im ersten Wahlgang auf 
Platz 3 der Europaliste gewählt.

Der Grundschullehrer Jens-
Eberhard Jahn aus Leipzig (Sach-

Dr. Björn Benken leitete zum letzten Mal das Parteitagspräsidium.

Prof. Klaus Buchner konnte bei den Stimm- 
berechtigten mit seiner großen Erfahrung und  
seinen vielen politischen Initiativen punkten.
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sen) sowie der Chemotechniker 
Guido Klamt, Landesvorsitzender 
der ÖDP Baden-Württemberg aus 
dem Kreis Ludwigsburg folgen auf 
den Plätzen 4 und 5. Als Kandi-
dat des hohen Nordens wurde der 
Dipl.-Finanzwirt Volker Behrendt, 
Landesvorsitzender der ÖDP Ham-
burg, auf Platz 6 gewählt. Als jun-
ge Kandidatin und Mitglied der 

Jungen Ökologen (JÖ) wurde die 
27-jährige Berlinerin Lisa Stemmer 
von den Vertreterinnen und Vertre-
tern der Landesverbände auf Platz 7 
aufgestellt. Der rheinland-pfälzische 
Landesvorsitzende und Bio-Winzer 
Johannes Schneider aus Maring-
Noviand steht auf Platz 8. Alle Kan-
didaten ab Platz 4 konnten sich erst 
in Stichwahlen durchsetzen.

Auf Platz 9 wurde im ersten 
Wahlgang die stellvertretende 

Delegierte bei der Abstimmung

NRW-Vorsitzende und technische 
Einkäuferin Renate Mäule aus Ha-
gen gewählt, auf Platz 10, in einer 
Stichwahl, die hessische Landesvor-
sitzende Angela Binder, die freibe-
ruflich tätig ist. Insgesamt wurden 
vom Parteitag für die Europawahl-
liste 99 Bewerberinnen und Bewer-
ber gewählt (siehe S. 48).

In einem Leitantrag hatte der 
ÖDP-Bundesvorstand die Schwer-
punkte zur bevorstehenden Euro-
pawahl auf die Tagesordnung ge-
setzt. Dieser Antrag, der unter der 
Mitwirkung der Landesverbände 
entstand, trägt die Überschrift: 
„Die ÖDP steht für den Erhalt der 
Lebensgrundlagen – für wirksa-
men Klimaschutz und umweltge-
rechte Wirtschafts- und Agrarpoli-
tik in Europa“. Der Leitantrag des 
Bundesvorstands enthält einerseits 
ein klares Bekenntnis zu einem 
Europa der Bürger und der Regio- 
nen, andererseits betont er zahl-
reiche erforderliche Reformen der 

EU-Politik sowie der EU selbst. 
Mit Ergänzungsanträgen wurde 
eine sofortige Beschränkung von 
Rüstungsexporten von EU- und 
NATO-Staaten gefordert sowie ein 
Kapitel zum Tier- und Verbrau-
cherschutz von den Delegierten er-
gänzt. Die Anträge wurden schließ-
lich mit großer Mehrheit von den 
Delegierten beschlossen.

Abgelehnt wurden hingegen drei 
weitere Anträge, die sich mit Ände-
rungen und Ergänzungen zum be-
reits im Mai 2018 beschlossenen Eu-
ropawahlprogramm befassten. Dies 
betraf die Änderung der Präambel 
sowie Ergänzungen zu den The-
men Bürgerkonvent und Bürgerräte. 

Emilia Kirner, 1. stellv. Bundesvorsitzende 
der Jungen Ökologen, hielt das Grußwort 
für die Jugendorganisation der ÖDP.

Prof. Dr. Klaus Buchner (li.) gratuliert Manula Ripa (re.) zu ihrer Wahl auf den zweiten 
Listenplatz.  

Manuela Ripa und Alexander Abt (Listenplatz 3)  posieren fürs Foto.

Damit ist die Programmdebatte im 
Hinblick auf die EU-Wahl nun voll-
ständig abgeschlossen.

Der Bundesvorstand erhielt in 
einem weiteren Antrag den Ar-
beitsauftrag, sich stärker mit dem 
Thema Gemeinwohlökonomie zu 
befassen. In Zusammenarbeit mit 
den anderen zuständigen Gremi-
en sollen die ÖDP-Programme auf 
widersprüchliche Aussagen zur Ge- 
meinwohlökonomie überprüft wer-

den. Ein Antrag zur Erhöhung der 
Mehrwertsteuer auf Fleisch- und 
Milichprodukte wurde hingegen 
abgelehnt. In Teilen beschlossen 
wurde ein Antrag zum Thema 
„Kinderrechte im Grundgesetz“, 
mit dem der Artikel 6 im Grund-
gesetz ergänzt werden soll.

Die Arbeit in Bingen war von 
einer konstruktiven und sachlichen 
Atmosphäre geprägt. Die Kandida-
tinnen und Kandidaten gingen re-
spektvoll miteinander um. Wir im 
Bundesverband gehen davon aus, 
dass es aufgrund der allgemeinen 
politischen Großwetterlage, wohl 
eher nicht zu einer kurzfristigen 
Wiedereinführung einer Sperrklau-

sel bis zur Europawahl 2019 kom-
men wird. Daher gilt es jetzt, einen 
Wahlkampf vorzubereiten, der den 
Wählerinnen und Wählern die po-
litische Option ÖDP angemessen 
präsentiert und gleichzeitig auf 
die Wahl ohne Hürde konsequent 
hinweist. Mit dem Mix an Kandi-
datinnen und Kandidaten auf den 
Spitzenplätzen der Liste kann man 
zuversichtlich sein, dass uns dies 
auch gelingen wird.

Videos zum Parteitag finden Sie in 
unserem Youtube-Kanal unter:
www.youtube.com/user/oedptv
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Unterstützungs- 
unterschriften
Die ÖDP muss gemäß dem Euro-
pawahlgesetz mindestens 4.000 
Unterstützungsunterschriften 
bundesweit für die Teilnahme 
an der Europawahl sammeln. 
Der Bundesverband wird in den 
nächsten Wochen dazu auf die 
Kreisverbände zukommen, um 
die Sammlung entsprechend zu 
organisieren. Wir bitten um Ihre 
Mithilfe.
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Baden-Württemberg

Vorbereitungen zur Kommunalwahl 2019

In Baden-Württemberg nehmen die Vorbereitungen zur 
Kommunalwahl inzwischen konkrete Formen an. So 
sind in folgenden Kreisen Antritte geplant: Heilbronn, 
Rems-Murr, Schwäbisch Hall, Rottweil, Emmendingen, 
Biberach, Ravensburg und Heidenheim. Auch in der 
Region Stuttgart werden wir wieder antreten. Hinzu 
kommen Planungen für Antritte in folgenden Gemein-
den: Bad Rappenau, Stuttgart, Urbach, Waiblingen, 
Schramberg, Denzlingen, Teningen, Friedrichshafen, 
Dischingen und Gerstetten. Des Weiteren ist ein Antritt 
noch im Kreis Waldshut sowie in Albbruck, Strauben-
hardt, Adelsheim und Freiburg möglich. In allen diesen 
Kreisen und Gemeinden suchen wir dringend noch 
Kandidat(inn)en. Wenn Sie selbst zur Kandidatur be-
reit sind oder eine Person kennen, die bereit sein könn-
te, dann melden Sie sich doch bitte umgehend bei dem 
Landesgeschäftsführer Uli Stein. Ob die ÖDP bekann-
ter wird und vorankommt, hängt in einem hohen Maße 
von unserer Präsenz in den Kreisen und Kommunen ab. 
Wo wir vor Ort aktiv sind, erzielen wir gewöhnlich die 
besten Wahlergebnisse.

Auch in den vergangenen Monaten mangelte es 
nicht an Aktivitäten. So unterstützt die ÖDP Baden-
Württemberg weiterhin gemeinsam mit einem Bündnis 
den von Mehr Demokratie e. V. initiierten Volksantrag 
„Mehr Demokratie in den Landkreisen“ (www.mitent-
scheiden.de), mit dem gefordert wird, in Baden-Würt-
temberg auf der Ebene der Landkreise Bürgerbegehren, 
Bürgerentscheide und Einwohneranträge einzuführen. 
Benötigt werden für die Zulassung des Volksantrags 
39.000 Unterschriften, die sämtlich bis zum 13. Februar 
2019 vorliegen müssen. Im Rahmen der Unterschrif-
tensammlung für den Volksantrag nahm die ÖDP am 
14. Juli auch an der Demonstration für mehr Bürger-
mitsprache in Göppingen teil.

Sehr erfolgreich sind die inzwischen schon zu einer 
festen Institution gewordenen Bücherflohmärkte der 
ÖDP in Bad Rappenau und Heilbronn. Die Auswahl an 
Büchern ist immer riesig und das Interesse groß. Abge-
geben werden die Bücher gegen eine freiwillige Spende. 
Zuletzt gingen jeweils 1.000 Euro Spende an die Süd-
stadtkids Heilbronn und an die Behindertenschule 
Heilbronn-Sontheim. Südstadtkids ist eine sozialmissi-
onarische Einrichtung. Deshalb ist es ihr ein Anliegen, 
den Kindern und Jugendlichen unter anderem auch 
Werte und Grundlagen des christlichen Glaubens zu 

vermitteln. Prävention und Integration (schulisch, be-
ruflich und gesellschaftlich) sind Teil der zahlreichen 
Angebote. Neben dem Buchverkauf bieten die Bücher-
flohmärkte auch weitere Aktivitäten: Beispielsweise 
können Kinder ein kleines Insektenhotel bauen. In-
sektenhotels schaffen Lebensräume für viele nützliche 
Insekten, wie zum Beispiel Wildbienen, und sollten in 
keinem Garten fehlen.

Außerdem trafen sich Mitglieder und weitere Inte-
ressierte der Kreisverbände Reutlingen, Tübingen und 
Esslingen bei Manuela und Markus Heim in Walddorf-
häslach (Kreis Reutlingen), um sich auf ihrem kleinen, 
der Selbstversorgung dienenden Acker über ihre Er-

fahrungen im Rahmen des Forschungsprojektes „1000 
Gärten – Das Soja-Experiment“ zu informieren. Das 
Projekt wurde von der Landessaatzuchtanstalt der Uni-
versität Hohenheim und dem Tofu-Hersteller Taifun 
initiiert. Ziel ist die Förderung des biologischen, gen-
technikfreien Anbaus von Sojabohnen in Deutschland. 
Heimisches Soja soll genmanipuliertes, häufig Tausen-
de von Kilometern aus Übersee (meist Amerika) trans-
portiertes Soja ersetzen. Dazu gilt es, die besten Sorten 
und Stämme, aus denen neue Sojasorten gezüchtet wer-
den können, herauszufinden.

Am 29. September fand in Stuttgart der Landespar-
teirat statt. Dieser war zum einen vom Austausch und 
der Information u. a. über die bevorstehende Kom-
munalwahl geprägt, zum anderen von Vorträgen und 
Diskussionen zum Thema „Flächenfraß“. Hier ging 
es in erster Linie um den Zusammenhang von Bevöl-
kerungsentwicklung und Flächenfraß sowie um Wege 
ökologisch und sozial verträglicher Innenentwicklung 
von Gemeinden.

Am 3. und 4. November wird die ÖDP mit einem 
Stand auf dem Heldenmarkt – Die Messe für alle, die 

Bücherflohmarkt des KV Heilbronn
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1 Prof. Dr. 
Klaus Buchner

MdEP, Physiker LV 
Bayern

3 Alexander 
Abt

Polizeibeamter LV 
Bayern

5 Guido 
Klamt

Chemotechniker
LV
Baden-
Württemberg

7 Lisa 
Stemmer

Fachassistentin LV 
Berlin

9 Renate
Mäule

Technische 
Einkäuferin

LV
Nordrhein-Westfalen

2 Manuela 
Ripa

Juristin LV 
Saarland

4 Jens-Eberhard
Jahn

Grundschullehrer LV 
Sachsen

6 Volker
Behrendt

Dipl.-Finanzwirt 
(Betriebsprüfer)

LV
Hamburg

8 Johannes
Schneider

Winzer,  
Dipl.-Ing. oen

LV
Rheinland-Pfalz

10 Angela 
Binder

freiberuflich LV
Hessen

11 Agnes Becker Tierärztin LV Bayern

13 Paula Stier Studentin LV Brandenburg

15 Jorgo Chatzimarkakis Generalsekr. Hydrogen Europe LV Saarland
17 Kurt Rieder Diplom-Verwaltungswirt (FH) LV Nordrhein-Westfalen
19 Klaus Mrasek Polizeibeamter LV Bayern
21 Tobias Ruff Gewässerökologe LV Bayern
23 Thomas Müller Apotheker LV Bayern
25 Urban Mangold 2. Bürgermeister LV Bayern
27 Dr. Claudius Moseler Dipl.-Geograph LV Rheinland-Pfalz
29 Ludwig Maier Heilerziehungspflegehelfer LV Bayern
31 Dr. Reinhold Reck Asylsozialberater LV Bayern
33 Dr. Hauke Stöwsand Rechtsanwalt LV Bayern
35 Jürgen Reuß Industriekaufmann LV Hessen
37 Josef Wagner Mathematiker LV Baden-Württemberg
39 Frieda Büchner Studentin LV Thüringen
41 Christine Stankus Gymnasiallehrerin LV Baden-Württemberg
43 Yasmin Finkbohner Kunsthistorikerin, Geographin LV Hessen
45 Franz Pohlmann Dipl.-Ing. agr. LV Nordrhein-Westfalen
47 Christian Holdt Online-Marktforscher LV Bayern
49 Wolfgang Winter kfm. Angestellter LV Bayern
51 Lucia Fischer Wirtschaftsinformatikerin LV Bayern
53 Sieglinde Josefine Zierke Arztpraxismanagerin LV Bayern
55 Christian Pettinger Software-Ingenieur LV Bayern
57 Bernhard Schmitt Geschäftsführer LV Bayern
59 Richard Borrmann Oberbault. Spezialtiefbau LV Berlin
61 Franz Hofmaier EDV-Systemplaner LV Bayern
63 Jürgen Osterlänger Entwicklungsingenieur LV Bayern
65 Eduard Boeser Krankenhausangestellter LV Bayern
67 Werner Roleff Pastoralref./Klinikseelsorger LV Nordrhein-Westfalen
69 Hans Kauert Elektroinstallateur-Meister LV Nordrhein-Westfalen
71 Walter Stadelmann Diakon/Case Manager LV Bayern
73 Hanno Sombach Anwendungsentwickler LV Bayern
75 Reinhard Hümmer Kaufm. Angestellter LV Bayern
77 Dirk Uehlhein Steuerberater LV Baden-Württemberg
79 Peter Limmer Briefzusteller LV Bayern
81 Michael Krapp Geschäftsführer LV Nordrhein-Westfalen
83 Dieter Zielke Dipl.-Volkswirt LV Baden-Württemberg
85 Doris Hüben-Holomos Kfm. Geschäftsführerin LV Bayern
87 David Gundlach Dachdecker LV Rheinland-Pfalz
89 Peter Schädel Lehrer i. R. LV Mecklenburg-Vorpommern
91 Franziska Frühholz Arzthelferin LV Bayern
93 Heidi Schilling Bio-Landwirtin LV Bayern
95 Pablo Ziller Dipl.-Politologe LV Berlin
97 Stephan Schmidt Steuerungstechniker LV Bayern
99 Markus Raschke Projektmanager LV Bayern

12 Martin Truckenbrodt IT-Administrator LV Thüringen
14 Tim-Oliver Kray Student LV Niedersachsen
16 Bernd Wimmer Informatiker LV Bayern
18 Dr. Krzysztof Malowaniec Diplom-Informatiker (PL) LV Bayern
20 Barbara Engleder Verwaltungsangestellte LV Bayern
22 Martin Schauerte Servicemanager IT LV Nordrhein-Westfalen
24 Ute Göggelmann Pfarrsekretärin LV Baden-Württemberg
26 Helmut Kauer Servicetechniker LV Bayern
28 Jessica Kratz Kommunikationsdesignerin LV Nordrhein-Westfalen
30 Carina Peretzke Pressereferentin LV Nordrhein-Westfalen
32 Dirk Zimmermann Architekt LV Sachsen
34 Susann Mai Krankenschwester LV Thüringen
36 Willi Reinbold Diplom Finanzwirt (FH), Ökologe LV Bayern
38 Katharina Molitor Theaterregisseurin LV Saarland
40 Sebastian Högen Imker LV Sachsen
42 Jochen Piehl Sozialversicherungsfachangestellter LV Rheinland-Pfalz
44 Klaus Wilhelm Rentner LV Rheinland-Pfalz
46 Heide Weidemann Kommunalbeamtin a. D. LV Rheinland-Pfalz
48 Friedrich Zahn Lehrer i. R. LV Baden-Württemberg
50 Peter Jonny Hofer Persönlichkeits- & Marketingtrainer LV Rheinland-Pfalz
52 Dr. Peter Schneider Informatiker LV Thüringen
54 Christoph Ley Arzt LV Nordrhein-Westfalen
56 Steven Wiegel Dachdeckermeister LV Rheinland-Pfalz
58 Johannes Stirnberg Rentner LV Nordrhein-Westfalen
60 Leander Hahn Altenpfleger LV Rheinland-Pfalz
62 Klaus Göggelmann Realschullehrer LV Baden-Württemberg
64 Michael Andres Betriebsratsvorsitzender LV Mecklenburg-Vorpommern
66 Klaus-Dieter Hoffmann Schauspieler LV Saarland
68 Manfred Reinhart Gymnasiallehrer LV Bayern
70 Patrick Ehlich Sachbearbeiter LV Berlin
72 Franz Weber Lehrer i. R. LV Baden-Württemberg
74 Dr. Ulrich Honecker Dipl.-Geograph LV Saarland
76 Prof. Dr. Felix Leinen Mathematiker LV Rheinland-Pfalz
78 Prof. Dr. Herbert Einsiedler Professor LV Nordrhein-Westfalen
80 Martin Kiefer Juwelier LV Thüringen
82 Jens Look Postbeamter LV Berlin
84 Angelika Hagedorn Gemeindepädagogin LV Nordrhein-Westfalen
86 Günther Newen Techn. Angestellter LV Rheinland-Pfalz
88 Dr. Harald Graetschel Biologe LV Berlin
90 Stefanos Miaris Polizeibeamter LV Nordrhein-Westfalen

92 Heiko Helmbrecht Software-Entwickler LV Bayern

94 Walter Widler Dipl.-Betriebswirt LV Baden-Württemberg

96 Martin Weinmann Krankenpfleger LV Baden-Württemberg
98 Erik Hofmann Winzer LV Rheinland-Pfalz

Bundesliste der ÖDP zur Europawahl 2019
aufgestellt am 27. / 28. Oktober 2018 durch die Vertreterversammlung in Bingen/Rhein
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Zulegen konnten ausnahmslos jene Parteien, denen bei 
den vorherigen Umfragen der Einzug in den Landtag 
prognostiziert worden war. Es darf daher vermutet wer-
den, dass der Anteil taktischer Wähler diesmal weit hö-
her lag als noch vor 5 Jahren. Vor diesem Hintergrund 
dankt die ÖDP ihren bayerischen Wählerinnen und 
Wählern, die ihrer Überzeugung treu geblieben sind. 
Und natürlich allen aktiven Wahlkämpfern für ihren 
unermüdlichen Einsatz. Zwar konnte an der Wahlur-

ne kein dem Aufwand angemessener Ertrag eingefah-
ren werden. In den letzten Monaten hat die bayerische 
ÖDP aber über 400 neue Mitglieder gewonnen. Dies 
nährt die Hoffnung darauf, dass unsere Partei auch in 
den kommenden Jahren eine starke, wahrnehmbare au-
ßerparlamentarische Opposition darstellen wird.

Bei der zeitgleich stattfindenden Bezirkstagswahl 
konnte die ÖDP in Oberbayern mit den neu gewählten 
Bezirksräten Rolf Beuting und Markus Raschke zwei 
Mandate halten. In Schwaben, Niederbayern und Mit-
telfranken wurden die amtierenden Bezirksräte Alexan-
der Abt, Urban Mangold und Ingrid Malecha wieder 
gewählt. In der Oberpfalz mit nur 16 Mandaten und 
der folglich größten Mandatshürde hat es für unseren 
Bezirksrat Jockl Graf leider nicht mehr gereicht.

Kontakt:ÖDP Bayern 
Heuwinkel 6, 94032 Passau
Tel.: (08 51) 93 11-31, Fax: (08 51) 93 11-92
bayern@oedp.de, www.oedp-bayern.de

Berlin

Neuer Landesvorstand in Berlin
Am Samstag, den 8. September 2018 fand in Berlin-
Friedrichshain der ordentliche Parteitag der ÖDP 
Berlin statt. Der bisherige Landesvorsitzende Manfred 
Tessin aus Friedenau war nicht mehr angetreten. Zum 
Landesvorsitzenden wählten die Mitglieder Richard 

Borrmann aus Mitte. Neben seiner abgeschlossenen Be-
rufsausbildung hat er seinen Master-Studienabschluss 
im interdisziplinären Studiengang Wasserwirtschaft 
gemacht.

Die ökonomische und ökologische Veränderung des 
natürlichen Systems war Bestandteil seines naturwis-
senschaftlichen Studiums und hat ihn bis heute geprägt. 
Sein Ziel ist es, die Partei und ihre Themen wieder ver-
stärkt in die öffentliche Wahrnehmung zu rücken. 

Die bewährten drei Säulen der ÖDP, die ökologische 
Ausrichtung der Wirtschaftspolitik, eine familienorien-
tierte Sozialpolitik und die Leidenschaft für die direkt-
demokratische Teilhabe, sollen im Kern der nächsten 
zwei Jahre stehen. Dieses Ziel soll sich auch in der Fo-
kussierung auf die Europawahl im Mai 2019 widerspie-
geln, sodass die ÖDP an ihren Erfolg, im Europaparla-
ment vertreten zu sein, anknüpfen kann. „Wir erleben 
in all den Krisen den Offenbarungseid der Kurzfristig-
keit. Alle Sektoren sind darauf ausgerichtet, kurzfristig 
möglichst viel Profit zu machen und die mittel- und 
langfristigen Kosten auszublenden, zu sozialisieren, 
auf die Umwelt abzuschieben“, so Klaus Töpfer. Laut 
dem neuen Landesvorsitzenden versteht sich die ÖDP 
als politischer Partner zur Vereitelung der weiteren Un-
tergrabung des ökologischen und demokratischen Sys-
tems durch staatliche und nicht staatliche Akteure. 

Zum ersten stellv. Landesvorsitzenden wählten die 
Mitglieder das „ÖDP-Urgestein“ Dr. Harald Graet-
schel aus Spandau. Der Biologe und das ÖDP-Grün-
dungsmitglied hatte bisher das Amt des Beisitzers im 
Landesvorstand inne und möchte sich weiter verstärkt 
programmatisch einbringen und die Ökologie in den 
Mittelpunkt des politischen Handelns stellen.

Als zweite stellv. Landesvorsitzende wurde Lisa Ca-
rolin Stemmer aus Lichtenberg gewählt. Als Fachange-
stellte bei der Bundesagentur für Arbeit möchte sie ihre 
kontraproduktiven Erfahrungen mit der derzeitigen So-
zialpolitik einfließen lassen und sich für die familien-

Rolf Beuting Alexander Abt Ingrid MalechaMarkus Raschke Urban Mangold
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was besser machen wollen in Stuttgart vertreten sein. 
Ebenfalls in Stuttgart findet am 1. Dezember der nächs-
te Landesparteitag statt. Auf diesem soll u. a. das Ergeb-
nis der Mitgliederbefragung zur weiteren Entwicklung 
der ÖDP diskutiert werden.

Kontakt:Landesgeschäftsführer Uli Stein  
Tel.: (07 11) 6 36 46 44
info@oedp-bw.de

Regionalbeauftragter Matthias Dietrich  
Tel.: (0 71 21) 88 01 04 
matthias.dietrich@oedp-bw.de

Bayern

Landtags- und Bezirkstagswahl 2018

„Der ÖDP-Landesvorstand hätte sich ein besseres 
Wahlergebnis erhofft. Die unbegründete Angst vor 
der verschenkten Stimme hat das Ergebnis verzerrt. 
Die 5-%-Hürde verhindert, dass viele Bürgerinnen 
und Bürger ihre Zustimmung zu unserem Programm 
auch in einer Stimmabgabe äußern“, erklärten Land-
tagsspitzenkandidatin Agnes Becker und ÖDP-Landes-
vorsitzender Klaus Mrasek zum Ausgang der Wahl. Die 
bayerische ÖDP will im November das Wahlergebnis 
beraten. „Resignieren werden wir aber nicht, sondern 
uns ab sofort gezielt auf die Europawahl im Mai vorbe-
reiten, bei der es keine 5-%-Hürde gibt. Wir plädieren 
dafür, die Parlamentsparteien wie bisher durch außer-
parlamentarische und direktdemokratische Aktionen 
in Bewegung zu halten. Gleich im Frühjahr läuft die 
Eintragungszeit für unser Volksbegehren ,Rettet die 
Bienen!‘. Wenn wir dieses Projekt schaffen, ändert sich 
immens viel in Bayern und die Frage nach der Wirkung 

der ÖDP stellt sich für niemanden mehr“, so Mrasek 
und Becker.

Erfreulich sei, dass es in den großen Städten Mün-
chen und Nürnberg sowie im Bezirk Oberfranken 
gelungen ist, leichte Zuwächse zu erkämpfen. „Unser 
herzlicher Dank geht an alle Wahlkämpferinnen und 
Wahlkämpfer, die in den letzten Wochen und Monaten 
ehrenamtlich und mit viel Herzblut für eine zukunfts-
fähige Politik eingetreten sind“, so Becker und Mrasek. 
Über 3 % bei den Gesamtstimmen lag die ÖDP in den 
Stimmkreisen Rottal-Inn (3,6 %), Memmingen (3,6 %), 
Passau-Ost (3,5 %), Passau-West (3,3 %), Straubing 
(3,2 %) und Weilheim-Schongau (3,0 %). Erststimmen-
ergebnisse über 4 % erzielten nur Prof. Dr. Buchberger 
im Stimmkreis Memmingen (4,1 %) und Walter Dan-
kesreiter im Stimmkreis Passau-West (4,0 %). Die Ana-
lyse fällt nicht leicht: Unter den Kreisverbänden, die 
erhebliche Verluste einstecken mussten, sind auch to-
paktive mit großen Kreistags- oder Stadtratsfraktionen. 
In einem Stimmkreis fand zeitgleich mit der Wahl ein 
Bürgerentscheid statt, den die ÖDP als einzige Partei 
aktiv unterstützte. Auf das Wahlergebnis wirkte sich der 
Einsatz trotzdem nicht aus. 

Ganz offensichtlich hatten viele für die ÖDP grund-
sätzlich erreichbare Bürgerinnen und Bürger diesmal 
die Grünen gewählt, um dem Erstarken der AfD und 
der CSU ein parlamentarisches Gewicht gegenüberzu-
stellen. Leider ist es uns nicht gelungen, die Botschaft 
zu transportieren, dass es kaum einen Unterschied 
macht, ob dieses Gegengewicht 15 oder 18 % erhält. Ein 
entsprechender Zuwachs bei der ÖDP hätte dagegen 
eine völlig neue Dynamik für eine ökologische Politik 
entfachen können. 

Auffallend ist, dass alle kleineren Parteien gegen-
über der Landtagswahl 2013 Stimmen verloren haben. 

Landesvorsitzender Klaus Mrasek Landesspitzenkandidatin Agnes Becker
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Landesparteitag legt Schwerpunkte fest
Beim Landesparteitag im September legten die Mit-
glieder erste Themenschwerpunkte zur Landtagswahl 
2019 fest. So soll es um die Förderung des ökologischen 
Landbaus gehen und um eine erhebliche Verbesserung 
der Ernährung in Kita, Schule, Pflegeheim und Kran-
kenhaus. Der Ausstieg aus der Braunkohle, die Förde-
rung regionaler, ökologischer Energiegewinnung und 
-speicherung sowie der Aufbau regionaler Wirtschafts-
kreisläufe bilden weitere Schwerpunkte. Zur weiteren 
Entwicklung wurde eine Programmkommission aus 
drei Mitgliedern gebildet. Die Landtagswahl findet im 
September 2019 statt. Das Landtagswahlprogramm 
soll auf dem nächsten Landesparteitag beschlossen 
werden.

Präsenz in Potsdam
Mit einem Infostand auf dem Umweltfestival zeigte die 
ÖDP Mitte September in der Landeshauptstadt Prä-
senz. In der Interessenten- und Mitgliederwerbung soll 
Potsdam ein Schwerpunktgebiet werden, um auch hier 
lokale Strukturen aufbauen und an der Kommunal-
wahl teilnehmen zu können.

Kontakt: ÖDP Brandenburg
Reiterweg 1, 14469 Potsdam
info@oedp-brandenburg.de, www.oedp-brandenburg.de

Hessen

Erfolgreicher Wahlkampf in Hessen
Bei der Landtagswahl am 28.10.2018 konnte der Lan-
desverband Hessen unser Ergebnis von 0,1 auf 0,3 % 
steigern. Wir erhielten 87 % mehr Stimmen als bei der 
letzten Landtagswahl 2013. Die ÖDP Hessen wurde 
damit fünftstärkste Kraft unter den nicht im Landtag 
vertretenen Parteien.

Dank des aktiven Wahlkampfteams und des un-
ermüdlichen Einsatzes unserer Vorsitzenden Angela 
Binder haben sich viele, gerade auch neue Mitglieder 
im Wahlkampf eingebracht. Durch sechs Direktkan-
didaten, zwei weitere verantwortlich Aktive, ca. weitere 
13 Mitglieder und zwei Interessenten wurde in 22 von 
55 Wahlkreisen flächendeckend bzw. in weiten Teilen 
und darüber hinaus einzelne Gemeinden plakatiert, 
was nach erster Durchsicht meist eine Verdopplung des 
Ergebnisses brachte, wo stark und professionell plaka-
tiert war. 

Hinter diesem Erfolg steht eine langfristige strategi-
sche Planung seit 2014 sowie ein umfängliches Gesamt-
konzept zum Aufbau des Gesamtverbandes, das den 
„Aufbau vor Ort“ von einem zusammenhängenden 
landesweiten Konzept her angeht. Insbesondere aber 
einer inhaltlich kohärenten Linie an politischen Forde-
rungen, die Angesprochene überzeugt. 

Wir konnten mitarbeitende Interessierte und neue 
Mitglieder gewinnen, sodass der Landesverband jetzt 
aus 125 Mitgliedern besteht, ein Zuwachs von rund 
54 % seit Januar 2017. Wir freuen uns daher auf den 
Europawahlkampf, bei dem wir die politische Aktivität 
mit einem klaren Ziel vor Augen fortsetzen können. Wir 
hoffen, vom Bundesverband gegen Ende Januar EU-
Wahlwerbemittel zu erhalten, damit wir mit Infostän-
den und Vorträgen quasi direkt an diesen Wahlkampf 
anknüpfen können. 

Zur Landtagswahl haben wir konkret ein Landes-
programm, einen Flyer und drei neue Plakatmotive er-
stellt, gesamt rund 6.000 Plakate, darunter 2.000 neue 
aufgehängt, rund 28.000 Flyer verteilt, den Werbespot 
durch einen privaten Sender 20-mal ausstrahlen lassen, 
je eine Anzeige in allen Ausgaben des Kulturmagazins 
FRIZZ geschaltet, etliche Infostände betreut, die Face-
bookseite recht häufig bespielt und Beiträge beworben, 
den Twitter-Account fast täglich bedient sowie in der 
letzten Woche Instagram hinzugenommen. Inwiefern 
Einsatz und Ergebnis genau zusammenhängen könn-
ten, werden wir ab nächste Woche analysieren und die 
Auswertung im internen Teil der Website interessierten 
Mitgliedern anderer Landesverbände bzw. in der nächs-
ten Ausgabe der ÖP veröffentlichen.

orientierte Sozialpolitik der ÖDP einsetzen. Weiter wird 
sie sich der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit widmen, 
um den Bekanntheitsgrad der ÖDP in der Hauptstadt 
zu verbessern.

Der Diplom-Politologe Pablo Ziller aus Neukölln 
wurde zur Fortführung seiner Tätigkeit als Schatzmeis-
ter auch im neuen Vorstand bestätigt. Seiner sparsamen 
Haushaltsführung ist es zu verdanken, dass die Finan-
zen der Berliner ÖDP sich stabilisierten und damit der 
anstehende Europawahlkampf professionell bestritten 
werden kann.

Der Angestellte Patrick Ehlich aus Charlottenburg 
wurde von den Mitgliedern zum Beisitzer im Landes-
vorstand gewählt. Er wird sich insbesondere der Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit widmen, um den Bekannt-
heitsgrad der ÖDP in der Hauptstadt zu verbessern.

Zu Rechnungsprüfern wurden erneut Dr. Albrecht 
Walsleben und Dr. Björn Benken gewählt.

Der neue Vorstand dankt allen ausgeschiedenen 
Landesvorstandsmitgliedern für ihre geleistete Arbeit. 
Als der Versicherungskaufmann Manfred Tessin sich 
im November 2016 bereit erklärte, den Landesvorsitz 

zu übernehmen, sah er sich zusammen mit seinen bei-
den Stellvertretern Florence von Bodisco und Claude 
Kohnen vor die Aufgabe gestellt, den Landesverband 
grundsätzlich neu zu strukturieren und für den Bun-
destagswahlkampf fit zu machen. Durch Stammtische 
in verschiedenen Berliner Ortsteilen, durch regelmä-
ßige Vortragsveranstaltungen und einen monatlichen 
Newsletter konnten mehrere Mitglieder, die zuvor nicht 
aktiv waren, zu einer Mitarbeit bewegt werden. Auf 

Anregung des Landesvorsitzenden wurde im Frühjahr 
ein hochwertiges Themen-Glücksrad angeschafft, wel-
ches Anknüpfungspunkte für Gespräche mit Passanten 
schuf und Kinder glücklich machte. Auch den ausge-
schiedenen Mitgliedern des Landesvorstands wün-
schen wir viel Glück für ihre Zukunft!

Kontakt: ÖDP Berlin 
Erich-Weinert-Straße 134, 10409 Berlin
Tel./Fax: (0 30) 49 85 40 50
info@oedp-berlin.de, www.oedp-berlin.de

Brandenburg

Erster Kreisverband in Brandenburg
10 ÖDP-Mitglieder haben Ende Juli in der Kreisstadt 
Beeskow den ersten Kreisverband im Landesverband 
Brandenburg gegründet. Zum Vorsitzenden wurde der 
Student David-Alexander Astinet gewählt. Stellvertre-
tende Vorsitzende wurde die Biolandwirtin Benedicta 
von Branca. Zur Schatzmeisterin wählten die Mitglie-
der die IT-Entwicklerin Dörte Brosch. In der ersten 
Vollversammlung nach der Gründung ging es um lo-
kale Schwerpunktthemen – z. B. wo Windkraftausbau 
sinnvoll ist und wo nicht oder wie die Schulwege der 
Kinder sicherer gestaltet werden können. Es wurden 
bereits konkrete Aktionen geplant (Exkursion zu Wind-
kraftanlagen, Diskussionsforen zu alternativen Energi-
en und Ernährung, Müllsammelaktion an der Spree, 
Film- und Infoabende). In einzelnen Orten prüft der 
Kreisverband eine Teilnahme an der Kommunalwahl 
im Mai 2019.

Der neue Berliner Landesvorstand (v. l.): Pablo Ziller, Richard 
Borrmann, Lisa Carolin Stemmer, Patrick Ehlich und Dr. Harald 
Graetschel
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Der Vorstand des Kreisverbands Oder-Spree der ÖDP (v. l.): Dörte 
Brosch (Schatzmeisterin), Benedicta von Branca (Stellv. Vorsitzen-
de), David-Alexander Astinet (Vorsitzender)
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Infostand mit Spitzenkandidatin Angela Binder (li.), Listenkandi-
dat Martin Ratuschny und Mitglied Johanna Rauberger (re.)
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Landesvorsitzende wurde der Cheffahrer a. D. Klaus 
Wilhelm (Mainz) und der Winzer Erik Hofmann (Tra-
ben-Trarbach) gewählt. Als Landesschatzmeister be-
stätigte der Parteitag den Dipl.-Mathematiker Prof. Dr. 
Felix Leinen (Mainz) und als Landesschriftführer den 
Dipl.-Geografen Dr. Claudius Moseler (Mainz). Zu Bei-
sitzern wählte der Landesparteitag Heide Weidemann 
(Erden), Jonny Hofer (Westerburg), Stephan Krell (Al-
zey), Leander Hahn (Idar-Oberstein), Andreas Rößler 
(Münster-Sarmsheim) und Annette Rößler (Münster-
Sarmsheim).

„Angesichts der Politikverdrossenheit ist es drin-
gend notwendig, den Menschen eine Partei mit bür-
gernahen und unverbrauchten politischen Kräften zu 
präsentieren – Mensch vor Profit, Wachstumskritik 
und Firmenspendenfreiheit sind nur einige Werte der 
ÖDP.“ Vorsitzender Schneider betonte auf dem Lan-
desparteitag, dass die ÖDP in Rheinland-Pfalz bei den 
Kommunalwahlen im Mai 2019 wieder in einer Reihe 
von Städten, Kreisen und Gemeinden zur Kommunal-
wahl antreten werde, so beispielsweise in der Landes-
hauptstadt Mainz, in den Kreisen Bernkastel-Wittlich, 
Mainz-Bingen und Alzey-Worms. Hierzu laufen bereits 
die Vorbereitungen im ÖDP-Landesverband.

Das tonnenweise Ablassen von Flugtreibstoff (bei 
Notlandebedarf kurz nach dem Start) wird nach Mei-
nung der ÖDP von den Behörden verharmlost. Die 
ÖDP fordert daher, dass die Flugaufsicht Genehmigun-
gen zum „Fuel-Dumping“ zeitgleich veröffentlicht, z. B. 
über Radio, Verkehrsfunk und Internet sowie soziale 
Medien, damit sich Betroffene darauf einstellen und 
davor schützen können.
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V. l. n. r.: Klaus Wilhelm, Dr. Claudius Moseler, Heide Weidemann, Erik Hofmann, Stephan Krell, Johannes Schneider, Annette Rößler, 
Jonny Hofer, Andreas Rößler, Prof. Dr. Felix Leinen, Leander Hahn

Ganz herzlich dankt der Vorstand an dieser Stelle al-
len Mitgliedern, ob sie nun eine Kleinigkeit zum Wahl-
antritt bzw. zum Wahlkampf beigetragen oder einige 
Wochen bzw. Monate an Vollzeiteinsatz geleistet haben! 

Gesonderter Dank geht auch an Sebastian Högen, 
der uns Plakate aus dem Osten mitgebracht und in 
fünf Tagen rund 620 Stück für uns aufgehängt hat, an 
Volker Behrendt, der unermüdlich unseren Twitter-Ac-
count bespielt hat, sowie an unseren Ansprechpartner 
im Bundesvorstand, Klaus von Birgelen, der in medi-
alen Gestaltungsfragen stets für fachkundigen Rat an-
sprechbar war.

Kontakt: ÖDP Hessen
Karlstr.11, 63589 Linsengericht
Tel.: (0 60 51) 72 800
info@oedp-hessen.de, www.oedp-hessen.de

Nordrhein Westfalen

ÖDP NRW auf der FAIRFRIENDS 
in Dortmund
Wie auch 2017 war die ÖDP NRW wieder auf der FAIR 
FRIENDS, der Messe für nachhaltige Lebensstile, Fai-
ren Handel und gesellschaftliche Verantwortung mit ei-
nem eigenen Stand vertreten. Die Messe fand vom 06.–
09.09.2018 in den Westfalenhallen in Dortmund statt.

Vier Tage mit Gesprächen und Vorträgen sowie 
Workshops rund um die Themen Nachhaltigkeit, Fai-
rer Handel und gesellschaftliche Verantwortung. Nach 
dem Start der Petition „Rettet die dunkle Biene“ am 
Donnerstag und dem Messe-„Tag der Schulen“ mit 
Besuch von Schulklassen und Wissensralley, kam der 
größte Besucheransturm am Wochenende. Am Messe-
Sonntag beehrte uns Prof. Dr. Klaus Buchner MdEP 
mit seinem Vortrag zum Thema Massentierhaltung. 

Mit der „Klaus-graust’s“-Kampagne zeigt Buchner die 
Zusammenhänge von industrieller Massentierhaltung 
und der Entstehung multiresistenter Keime auf. „In der 
Massentierhaltung werden große Mengen Antibiotika 
vorbeugend eingesetzt. Wegen der nicht artgerechten 
Tierhaltung würden die Tiere ansonsten krank wer-
den. Die dadurch entstehenden multiresistenten Kei-
me gelangen über die Gülle auf die Felder und damit 
ins Grundwasser“, klärt der ÖDP-Politiker auf. Ein 
Mensch, der mit einem solchen Keim besiedelt sei, zei-
ge in der Regel keine Krankheitssymptome. Überträgt 
er diesen Keim auf einen kranken oder geschwächten 
Menschen, führen solche Infektionen immer häufiger 
zu Multiorganversagen mit Todesfolge. Da diese Folgen 
überwiegend in Krankenhäusern und medizinischen 
Einrichtungen auftreten, werden diese Erreger oft als 
„Krankenhauskeime“ bezeichnet.  Rund 100 Menschen 

lauschten gespannt dem Vortrag, anschließend ergaben 
sich Frage- und Gesprächsmöglichkeiten. Wir bedan-
ken uns bei allen, die uns am Stand besucht oder unter-
stützt haben und heißen die neu gewonnenen Mitglie-
der und Interessenten herzlich willkommen.

Kontakt: ÖDP NRW 
Weseler Str. 19 – 21, 48151 Münster 
Tel.: (02 51) 76 02 67 45 
info@oedp-nrw.de, www.oedp-nrw.de

Rheinland-Pfalz

Johannes Schneider als 
Landesvorsitzender bestätigt
Die ÖDP Rheinland-Pfalz hat den 61-jährigen Winzer 
Johannes Schneider aus Maring-Noviand als Landes-
vorsitzenden der ÖDP bestätigt. Als stellvertretende 

Links: Petra Beck, Mitglied im Landesvorstand; rechts: Stefanos 
Miaris, Mitglied im Kreisvorstand KV Bonn/Rhein-Sieg

Links: Martin Schauerte, Landesvorsitzender; rechts: Petra Beck, 
Mitglied im Landesvorstand
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ÖDP Rheinland-Pfalz 
Neckarstr. 27–29, 55118 Mainz 
Tel.: (0 61 31) 67 98 20, Fax: (0 61 31) 67 98 15 
buero@oedp-rlp.de, oedp-rlp.de

Sachsen

Aufstellungsparteitag
Am Samstag, den 29.09. fand in Dresden der Landes-
parteitag Sachsen statt. Ziel war es, eine Landesliste 
für die Landtagswahl in Sachsen aufzustellen. Mit ei-
nem einstimmigen Ergebnis wurde Sebastian Högen 
(Beisitzer im BuVo) zum Spitzenkandidaten für die 
Landtagswahl nominiert. Die Landesliste, die aus 11 
Personen besteht, lässt Grund zur Hoffnung auf einen 
tatkräftigen und vielversprechenden Wahlkampf. Nun 
gilt es, die nötigen 1.000 Unterstützungsunterschriften 
zu sammeln, damit der LV Sachsen seine Premiere, bei 
einer Landtagswahl teilzunehmen, feiern kann.

Parallel zur Landesliste möchte der Landesvorstand 
mit möglichst vielen Direktkandidaten antreten. Ange-
strebt wird, mindestens 10 der 60 Wahlkreise zu beset-
zen. Die Chancen dafür stehen rund ein Jahr vor der 
Wahl recht gut. Die Hoffnung ist, dass die ÖDP bei der 
EU-Wahl ein gutes Ergebnis einfährt und so einen Auf-
wind für die Landtagswahl hinterlässt. 

Bienen in der Stadt
Am Montag, den 10.09. hielt Sebastian Högen in Dres-
den die Premiere seines Vortrags „Bienen in der Stadt“. 
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Passaus 2. Bürgermeister Urban Mangold (ÖDP) will die 
Bekämpfung der Ausbeutung auf Kreuzfahrtschiffen 
voranbringen. Auf seine Einladung kamen Kriminal-
hauptkommissar Hubert Griepe vom Landeskriminal-
amt und der ÖDP-Europaabgeordnete Prof. Dr. Klaus 
Buchner zu einem Fachgespräch in Passau zusammen. 
„Dass in der Dreiflüssestadt und anderen Donaustäd-
ten auf Deck fröhlich gefeiert und unter Deck für weni-
ger als 3 Euro brutto die Stunde geschuftet wird, dürfen 
wir nicht hinnehmen. Ausbeutung ist eine Straftat“, so 
Mangold. Das Fazit des Fachgesprächs: Visa für aus-
ländische Arbeitnehmer aus Nicht-EU-Staaten sollten 
nur noch ausgestellt werden, wenn ein Arbeitsvertrag 
nach deutschem Arbeitsrecht abgeschlossen wurde. 
Mangold und Buchner wollen sich hierzu noch im Ok-
tober an Außenminister Heiko Maas wenden. Buchner 
will zudem im EU-Parlament darauf drängen, dass 
Deutschland die EU-Richtlinie gegen ausbeuterische 
Arbeitsverhältnisse auch für unter ausländischer Flag-
ge fahrende Schiffe konsequent umsetzt und Schlupf-
löcher beseitigt.

Ausbeutung auf 
Kreuzfahrtschiffen

Auf Initiative von Urban Mangold wird derzeit im 
Passauer Rathaus geprüft, ob auch die Stadt als Län-
derbehörde Möglichkeiten hat, das Anlegen solcher 
Schiffe zu verweigern. Mangold hat bereits die Ober-
bürgermeister und Bürgermeister der Donaustädte von 
Linz bis Regensburg Mitte August bei einem Treffen in 
Straubing hierüber informiert und ein gemeinsames 
Vorgehen vorgeschlagen.

Anlass der Debatte sind Ermittlungen des LKA: Im 
Mai wurde in Passau festgestellt, dass auf zwei von drei 
untersuchten Schiffen Menschen im Hotelbereich für ei-

nen „Lohn“ von 2,86 Euro brutto schuften mussten (die 
Medien berichteten hierüber). „Der Grundsatz der Baye-
rischen Verfassung, dass man von jeder ehrlichen Arbeit 
leben können muss, darf sich nirgendwo in Luft auflö-
sen“, fordert Mangold. Falls die Visa-Abteilung des Aus-
wärtigen Amtes nicht bereit ist, die Ausstellung von Visa 
an Arbeitsverträge nach deutschem Recht zu koppeln, 
will der ÖDP-Bezirksrat eine Petition hierzu starten.
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V. r.: Passaus 2. Bürgermeister Urban Mangold hat Kriminalhauptkommissar Hubert Griepe vom Landeskriminalamt und den ÖDP- 
Europaabgeordneten Prof. Dr. Klaus Buchner zu einem Fachgespräch gegen Ausbeutung auf Kreuzfahrtschiffen nach Passau eingeladen.

„Der Grundsatz der Bayerischen 
Verfassung, dass man von jeder 

ehrlichen Arbeit leben können muss, 
darf sich nirgendwo in Luft auflösen!“

zu den Kommunal- und Bundestagswahlen aktiv ein-
gesetzt hat und einen großen Anteil zur Erreichung der 
Mandate bei den Kommunalwahlen beitrug. Sie vertritt 
die Interessen der ÖDP im Ortschaftsrat in Leinefelde. 
Die Positionen der ÖDP in Bezug auf Ökologie, Mei-
nungsbildung und gute Lebensweise vermittelt sie be-
sonders in ihrer Tätigkeit als Gesundheitstrainerin. Mit 
dieser Nachwahl ist der Vorstand des Landesverbandes 
Thüringen wieder vollzählig. 

Großes Augenmerk legt der neue Vorstand auf die 
Gründung von neuen Untergliederungen, um die An-

bindung der Mitglieder an kleinere Strukturen und 
ihre Mitarbeit zu verbessern. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Tätigkeit des Vor-
standes ist die Vorbereitung des Wahljahres 2019. Alle 
Mitglieder haben mit der Einladung zum LPT einen 
Entwurf eines Positionspapiers, das besonders auf die 
Situationen in Thüringen eingeht, zugeschickt bekom-
men. Diese Ausarbeitung wurde durch eine PP-Prä-
sentation vom 1. stellvertretenden Landesvorsitzenden 
näher beleuchtet und Vorschläge für die weitere Vor-
gehensweise unterbreitet. Die anwesenden Mitglieder 
griffen in der Diskussion die Themen auf, zeigten noch 
fehlende Themengebiete auf und erklärten sich bereit, 
auf ihrem Sachgebiet an der weiteren Vervollständigung 
mitzuarbeiten. Auf dem nächsten Landesparteitag im 
Frühjahr 2019 soll dann das Papier als Programm für 
die Kommunal- und Landtagswahl beschlossen werden. 

Kontakt: ÖDP Thüringen 
Alte Chaussee 3, 37339 Worbis 
Tel.: (03 60 74) 9 25 95 
info@oedp-thueringen.de, www.oedp-thueringen.de 

Bei der gut besuchten Veranstaltung wurden die Zu-
hörer über die Vor- und Nachteile des Stadtimkerns 
aufgeklärt und die Unterschiede zwischen Stadt und 
Land verdeutlicht. Zudem wurde auf die Probleme für 
Mensch und Biene eingegangen.

Bei der anschließenden Diskussion konnten viele 
Fragen rund um das Imkern und die Bienen beantwor-
tet werden.

Stadtparteitag Dresden
Beim ersten Parteitag nach der Kreisverbandsgrün-
dung in Dresden wurde der Wille zur Teilnahme an der 
Stadtratswahl im Mai 2019 bekräftigt. Hierzu wurden 
die ersten strategischen Überlegungen erörtert. Ein 
Wahlantritt ist trotz allem als schwierig zu betrachten, 
da die Hürden in Dresden nicht unerheblich sind. 

Kontakt: ÖDP Sachsen 
Zur Pappel 8, 01728 Bannewitz
Tel.: (03 51) 4 17 28 21
info@oedp-sachsen.de, www.oedp-sachsen.de 

Thüringen

Landesvorstand wieder komplett
Auf seiner Mitgliederversammlung und dem ordent-
lichen Landesparteitag am 29.09.2018 wählte der Lan-
desverband Thüringen in einer Nachwahl einen neuen 
Beisitzer. Diese Wahl wurde erforderlich, nachdem der 
bei der Neuwahl des Landesvorstandes am 28.04.2018 
gewählte Beisitzer sein Amt aus persönlichen Gründen 
niedergelegt hatte. Zum neuen Beisitzer wurde Verena 
Weidemann gewählt. Sie ist ein Mitglied des Landes-
verbandes, die sich besonders bei den Vorbereitungen 
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Zu Beginn des gut besuchten Vortrags „Bienen in der Stadt“

V. l. n. r.: Landesvorsitzender Franz-Josef Mai, Landesschatzmeister 
Martin Kiefer, 2. stellvertretender Landesvorsitzender Thomas 
Hanf, 1. stellvertretender Landesvorsitzender Martin Truckenbrodt
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ÖDP reicht fast 100.000 Unterschriften 
für Volksbegehren „Rettet die Bienen!“ ein

Die Ökologisch-Demokratische Partei hat am 5. Oktober 2018 mit einer  
großen Dankeschön-Aktion den Antrag zur Zulassung des Volksbegehrens 
„Rettet die Bienen!“ im Innenministerium eingereicht.

Insgesamt liegen bis heute 94.700 
Unterschriften für die Zulassung 
des Volksbegehrens vor. „Das ist 

eine fantastische Zahl und rund 
doppelt so viele Unterschriften 
wie beim Volksbegehren ,Betonflut 
eindämmen‘“, stellt die Sprecherin 
und ÖDP-Spitzenkandidatin Agnes 
Becker fest. „Wir, die ÖDP, und Tau-
sende bedrohter Arten bedanken 

uns sehr herzlich bei Tausenden 
fleißigen Unterstützern.“ Die ÖDP 
hatte dieses Volksbegehren zusam-
men mit über 80 Bündnispartnern 
im Mai gestartet, weil sie dem größ-
ten Artensterben seit Menschenge-
denken nicht mehr tatenlos zuse-
hen konnte. So sind bereits 54 % der 
Bienen bedroht und über 75 % der 
Falter verschwunden. Auch Vögel 
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Beim „Danke-Zug“ zum Innenministerium (v. r.): Der bayerische ÖDP-Chef Klaus Mrasek, Volksbegehren-Sprecher Bernhard Suttner,  
1. stellv. Landesvorsitzende Agnes Becker, der Münchner Stadtrat Tobias Ruff und Karl Schweisfurth brachten mit vielen Unterstützern 
fast 100.000 Volksbegehren-Unterschriften in Schubkarren zur Einreichung. 

setzes sollen die Lebensgrundlagen 
gesichert und damit den gefährde-
ten Arten geholfen werden.

Wir wollen auch die 
Bauern retten

Karl Schweisfurth, einer der acht 
Fachsprecher des Volksbegehrens: 
„Wichtig ist uns aber auch, dass wir 
für die Landwirte eine Trendwende 
einläuten. Denn wir haben ja nicht 
nur ein massives Artensterben, 
sondern dazu auch noch ein mas-
sives Höfesterben.“ Nach Meinung 
der ÖDP und der unterstützenden 
Initiativen muss endlich der Irrweg 
der exportorientierten Turboland-
wirtschaft gestoppt werden, der 
zudem auch noch die Bauern in 
den Entwicklungsländern ruiniert. 
„Selbstverpflichtungen helfen nicht 
weiter. Wir wollen endlich faire Be-
dingungen für unsere Landwirte“, 
so Becker. Und da helfen keine hilf-
losen Appelle an die Freiwilligkeit, 
keine Alibi-Veranstaltungen wie 
Show-Blühpakte und auch keine 
wirkungsarmen Online-Petitionen, 
sondern ausschließlich verbindli-
che Gesetze.

ÖDP erwartet die zweite 
Phase des Volksbegehrens 
im März 2019

Nach materieller und formaler Prü-
fung des Volksbegehrens muss das 
Innenministerium bis spätestens 
16. November entscheiden, ob es 
den Gesetzentwurf zulässt oder 
ablehnt. Da der Gesetzentwurf mit 
Fachanwälten entwickelt und ge-
prüft wurde, geht die ÖDP davon 
aus, dass es im Frühjahr 2019 zum 
Volksbegehren „Rettet die Bienen – 
stoppt das Artensterben“ kommen 
wird. Dann müssen sich 10 % der 
Bayerischen Wahlberechtigten in-
nerhalb von 14 Tagen in den Rat-
häusern eintragen, um den Volks-
entscheid zu erwirken.

„Selbstverpflichtungen helfen nicht  
weiter. Wir wollen endlich 

faire Bedingungen für unsere Landwirte“

und viele andere Arten sind in ihren 
Beständen drastisch dezimiert.

Mit dem vorgelegten Gesetz-
entwurf soll nicht nur der Ausbau 
der Ökolandwirtschaft verbindlich 
werden, sondern auch ein Biotop-
verbund in Bayern geschaffen wer-
den, der für den Erhalt der Arten-
vielfalt unabdingbar ist. In weiteren 
sieben Artikeln des Naturschutzge-

Neben einem breiten, offenen 
Bündnis sieht die ÖDP ihre eigene 
große Erfahrung mit der direkten 
Demokratie als gewichtiges Pfund, 

um auch dieses Volksbegehren zum 
Erfolg zu führen. Mittels Volksbe-
gehren/Volksentscheiden hat die 
ÖDP bereits die Abschaffung des 
Senats, die Streichung von fünf 
Atomkraftwerks-standorten und 
den konsequenten Nichtraucher-

schutz durchgesetzt, trotz der Igno-
ranz der CSU-Landtagsmehrheit 
und gegen starke Lobbyverbände. 
„In dieser Weise werden wir uns 

jetzt zusammen mit vielen enga-
gierten Fachleuten und Organi-
sationen für die Bienen, für den 
gesamten Artenreichtum und für 
die Schönheit Bayerns einsetzen“, 
versprach die ÖDP-Landtagsspit-
zenkandidatin Agnes Becker.         n

Satire für alle:

De'SatÖre – die ökologische Satireseite

Julia Klöckner widmet 
Lebensmittelindustrie 
ersten Wunschzettel 
In einem feierlichen Akt hat Bun-
deslandwirtschaftsministerin Julia 
Klöckner (CDU) die Vorweihnachts-
zeit eingeläutet, indem sie den er-
sten Wunschzettel des Jahres ver- 
fasste und verlas. Auch die „Süddeutsche Zeitung“ berichtete. Klöckner 
richtete den Brief an die deutsche Lebensmittelindustrie. Sie wünscht sich 
von den Unternehmen, dass diese freiwillig und ohne gesetzliche Vor-
schriften Zucker, Salz und Fett in ihren Produkten reduzieren. Immerhin 
gehe es um die Gesundheit und das Übergewicht der Menschen. Beson-
ders eindrückliche Textpassagen in ihrem Wunschzettel waren „Och bitte“, 
„Tut es für eure lieben Kunden!“ und „Denkt doch mal einer an die ‚beson-
ders vulnerablen‘ Kinder!“. Als Gegenleistung versprach Klöckner, das Gan-
ze nur locker zu überwachen, weil sie an das Gute in der Wirtschaft glaube. 
Luise Molling von der Verbraucherorganisation Foodwatch war davon sehr 
gerührt: „Das ist der einzig richtige Weg: Man muss das Herz ansprechen.“

In den nächsten beiden Wochen wollen Bundeswirtschaftsminister Peter 
Altmaier (CDU) und Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) mit einem 
Wunschzettel an Volkswagen, Audi, Seat und Škoda bzw. an die Deutsche 
Bank und andere Finanzinstitute nachziehen.

www.facebook.com/desatoere www.twitter.com/DeSatOEre
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von multiresistenten Keimen ge-
führt hat. In nordischen Ländern, 
z. B. Schweden, ist die routinemä-
ßige Vergabe von Antibiotika an 
ganze Tiergruppen verboten, hier 
werden Tiere individuell therapiert.

Doch anstatt eine Agrarwende 
einzuleiten, welche die katastro-

phalen Missstände endlich besei-
tigt, macht das Bundeslandwirt-
schaftsministerium Werbung für 
ein neues „Tierwohl-Label“. Dieses 
sogenannte Tierwohl-Label liegt 
aber bei der Eingangsstufe kaum 
über den bisherigen gesetzlichen 
Mindestanforderungen. Essenzielle 
Informationen über Antibiotika- 
Behandlung in der Tiermast und 
Herbizid-behandeltes Genfutter aus 
Monokulturen finden keinerlei Er-
wähnung. Dies ist skandalös und 
eine Verbrauchertäuschung. Tier- 
und Umweltschützer lehnen dieses 
Alibi-Label ab, zumal es auch noch 
freiwillig ist.

Eine Agrarwende kann nur ge-
lingen, wenn wir eine gemeinsame 
Lösung für Landwirte und Verbrau-
cher finden. Deshalb müssen die 
Agrarsubventionen besser verteilt 
und qualitativ hochwertiges Fleisch 

  |  ÖDP INTERN  

Petition von Prof. Dr. Klaus Buchner

Agrarwende jetzt!
Seit zwei Jahren läuft die Kampagne „Klaus graust’s“, mit der Prof. Dr. Klaus Buchner,  
Mitglied im Europäischen Parlament, auf den Zusammenhang von Massentierhaltung  
und multiresistenten Keimen aufmerksam macht. Aktuell geht es um ein  
verpflichtendes EU-Qualitätssiegel für alle Tierprodukte.

F leisch muss so gekennzeichnet 
werden, dass Verbraucherin-
nen und Verbraucher auf den 

ersten Blick sehen, wo das Fleisch 
herkommt, wie die Tiere gehalten 
wurden, ob sie mit Antibiotika be-
handelt wurden und welches Futter 
sie bekommen haben. Nur so kann 
man sich aktiv und mündig für bes-
sere Lebensbedingungen der Tiere 
entscheiden.

Die bisherigen Vorschriften hin-
ken der Realität in der industriellen 
Tierhaltung hinterher, es fehlt an 
gesetzlichen Regelungen und Kon-

trollen. Fakt ist, in der industriellen 
Massentierhaltung werden in den 
meisten EU-Ländern und leider 
auch in Deutschland nach wie vor 
extrem große Mengen an Antibioti-
ka inklusive Reserveantibiotika ein-
gesetzt. Auch gesunde Tiere erhalten 
vorbeugend Antibiotika, was nach-
weislich zu einer steigenden Anzahl 
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Aktuelle Petition des 
EU-Abgeordneten der ÖDP 
Prof. Dr. Klaus Buchner

Agrarwende-jetzt.de

Was wollen wir erreichen?
✔	 Artgerechte Tierhaltung
✔	 Keine Antibiotika an gesunde Tiere
✔	 Verbot von Reserveantibiotika in der Tierhaltung
✔	 Kein Genfutter aus Monokulturen
✔	 Verzicht auf Totalherbizide
✔	 Saatgut in bäuerliche Hand
✔	 Mehr Subventionierung ökologisch 
	 nachhaltiger Landwirtschaft
✔	 Gerechtere Verteilung der EU-Fördergelder
✔	 Ein gesundes Ökosystem

Bitte unterschreiben Sie 
auf  Agrarwende-jetzt.de!

Vielen Dank!

Weg mit dem Siegel-Dschungel!
Wir wollen EIN einheitliches, für alle EU-Staaten 	
verbindliches SIEGEL zu allen Tierprodukten!

Mit regelmäßigen Kontrollen über	
•  Art der Tierhaltung  •  Antibiotikabehandlung  •  Tierfutter  •  Totalherbizide

Der ÖDP Europaabgeordnete 

Prof. Dr. Klaus Buchner informiert 

über seine aktuelle Kampagne.

Für Flyer und Interesse an Aktio- 

nen sowie Vorträgen von Klaus Buchner  

wenden Sie sich bitte an Florence von Bodisco, 

die Büroleiterin des Abgeordnetenbüros 

in Berlin, unter folgender E-Mail-Adresse:

bodisco@klausbuchner.eu

Der Konsument ist beim Kauf von Lebens-
mitteln oft überfordert.
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besser gekennzeichnet werden. Mit 
einem Siegel, dem die Verbraucher 
vertrauen, steigt der Verkauf von 
besseren Produkten rapide an. 

Wer Fleisch einkauft, muss wis-
sen, was auf den Teller kommt und 
unter welchen Bedingungen es pro-
duziert wurde. Die Konsumenten 

müssen detailliert darüber aufge-
klärt werden, wie das Tier gehalten 
wurde, ob es Antibiotika bekom-
men hat und welche Tiernahrung 
verwendet wurde. Erforderlich ist 
ein allumfassendes Verbraucher-, 
Tier- und Umwelt-Label. 

Die EU gibt rund 40 % ihres 
Budgets für die Förderung der 
Landwirtschaft aus. Das sind sage 
und schreibe 60 Milliarden Euro 
pro Jahr. Eine Neuausrichtung der 
Agrarpolitik in Deutschland und 
Europa muss auf die Politikagenda. 
Die EU-Agrarsubventionen sollten 
zukünftig nur in nachhaltige Land-
wirtschaft fließen, d. h. nur den 
Landwirten zugutekommen, die 
ausschließlich gesunde Lebensmit-
tel herstellen. Die Subventionierung 
umweltschädlicher und tierquäleri-
scher Massenproduktionen muss 
dagegen beendet werden.              n

Es ist allerhöchste Zeit für eine 
transparente, EU-einheitliche 

Kennzeichnungspflicht aller Tierprodukte!
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Personelle Verstärkung für die 
Bundesgeschäftsstelle in Berlin
Seit Mitte August arbeitet in 
der Berliner ÖDP-Bundesge-
schäftsstelle im Bereich Öf-
fentlichkeitsarbeit die neue 
Mitarbeiterin Mandy Bütt-
ner. Frau Büttner ist 31 Jahre 
alt und wohnt mit ihrer Fa-
milie in Berlin. Die studierte 
Kommunikationsdesignerin 
hat Agenturerfahrung und 
arbeitete auch als freischaf-
fende Fotografin. Sie wird 
den Bundesverband im Bereich Grafik und Design mit 
einer halben Stelle unterstützen. Dieser Aufgabenbe-
reich wurde die letzten Jahre ausschließlich von exter-
nen Dienstleistern betreut. Frau Büttner soll die Kom-
petenzen hier nun wieder innerhalb der ÖDP bündeln 
und auch die Durchsetzung eines einheitlichen ÖDP-
Designs voranbringen sowie den Untergliederungen 
auf Landes- und Ortsebene bei grafischen Arbeiten 
zuarbeiten und der ÖDP ein frisches Äußeres im anste-
henden Europawahlkampf verleihen.

Kontakt: mandy.buettner@oedp.de 
Tel.: (030) 48 81 76 47

ÖDP und Mitstreiter initiieren 
ersten Laufener Park(ing) Day

Den Rottmayrplatz zu einem echten autofreien „Le-
bensraum“ gemacht – das haben mehr als 70 Men-
schen beim 1. Laufener PARK(ing) day. Einmal zeigen, 
was möglich ist, wo sich sonst acht Autostellplätze be-
finden. Entsprechend viel geboten wurde von den Ver-
anstaltern: 

„Verwandle den Parkplatz in einen Raum für Men-
schen“ – unter diesem Motto luden die Veranstalter 
ÖDP, Bund Naturschutz, SPD, Biohof Lecker, Weltladen 
Laufen und kath. Pfarrgemeinde Laufen-Leobendorf 
alle Bürgerinnen und Bürger zum Mitmachen ein. Ins-
besondere im Rahmen der Europäischen Mobilitäts-
woche war es den Organisatoren sehr wichtig, diesen 
internationalen Aktionstag auch in Laufen im Berchtes-
gadener Land zu initiieren. 

Beim Spazieren mit dem extra gebauten Gehzeug in 
der Größe eines Kleinwagens konnten die Besucher di-
rekt erleben, wie viel Platz ein Auto einnimmt – sowohl 
auf der Straße wie auch im geparkten Zustand. Als ge-

ÖDP informiert sich über 
Bio-Geflügelhaltung in Wallkofen

Spazieren mit dem extra gebauten Gehzeug in der Größe eines 
Kleinwagens
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sunde und klimafreundliche Alternative zum Pkw stell-
te der Biohof Lecker sein Lastenrad vor, das mit elek-
trischem Antrieb alle Einkäufe einfach transportieren 
lässt. Übrigens passen in 70 % der Fälle die Einkäufe 
auch aufs normale Fahrrad! 

Das PARK-Café unter der großen Linde lud zu viel 
Austausch und Gespräch zwischen den Besuchern ein. 
Bei fairem Kaffee, der vom Weltladen gesponsert wurde, 
und verschiedenen Kuchen machten sich viele Besucher 
Gedanken, wie Laufen lebenswerter gestaltet werden 
könnte: mehr Grünflächen und alte Bäume, fahrrad-
freundlich, ein belebter Stadtplatz ohne Verkehr, auto-
freie Altstadt und viele weitere Ideen. Ein Gitarren-Trio 
sorgte für ein perfektes Ambiente. 

Im September 2019 findet der PARK(ing) Day wie-
der statt und die Initiatorin Barbara Paiva (ÖDP) freut 
sich jetzt schon auf kreative Platz-Ideen für ein lebens-
wertes Laufen! Auch anderen Kreisverbänden sei der 
jährlich am dritten Freitag im September stattfindende 
PARK(ing) Day empfohlen, um durch kreative Aktions-
formen auf ÖDP-Politik aufmerksam zu machen.        

Ihre Schnäbel sind nicht abgezwickt, sie laufen und 
picken im großzügig bemessenen Freiland, ihr Futter 
kommt aus der Ökomühle und wenn es ans Schlachten 
geht, bleibt ihnen ein langer Transport und der damit 
verbundene Stress erspart: Die Puten und Hähnchen 

vom Naturlandhof Lehner in Wallkofen werden so ge-
halten, wie es sich immer mehr Verbraucher wünschen. 
Um sich über diese Produktionsform ein genaues Bild 
zu verschaffen, ließ sich der ÖDP-Kreisvorstand der 
ÖDP Straubing-Bogen Mitte Mai von Philomena und 
Walter Lehner die kleine Landwirtschaft in Wallkofen 
zeigen und das Konzept einer überschaubaren Geflü-
gelhaltung erläutern.

Kreisvorstandsmitglied Michael Hirtreiter hatte den 
Kontakt vermittelt und bedankte sich bei den Hofinha-
bern für die Bereitschaft, die Türen zu öffnen und Rede 
und Antwort zu allen Fragen der Geflügelhaltung zu 
stehen. Walter Lehner erläuterte den Werdegang seines 
Betriebes: Zunächst habe man auf dem von den Eltern 
übernommenen Hof Weihnachtsbäume in ökologi-
scher Weise erzeugt. Später dann seien erste Versuche 
mit ökologischer Putenhaltung im sehr kleinen Maß-
stab dazugekommen. Heute halte man nach den Richt-
linien des Naturland-Verbandes 330 Puten und jährlich 
2 x 500 Masthähnchen. „Unser Hof steht sozusagen 
unter dreifacher Beobachtung: Zum einen kontrolliert 
uns das staatliche Veterinäramt; dazu kommt dann 
die Überwachung im Auftrag des Naturlandverbandes 

und was für uns besonders wichtig ist: Als Selbstver-
markter stehen wir im ständigen Kontakt zu unseren 
Kunden, die sich auf dem Hof umschauen und sich 
selbst ein Bild von den Haltungsbedingungen machen 
können.“ Lehner sieht z. B. keine Notwendigkeit, den 
330 Puten die Schnäbel zu kupieren: „Unsere Tiere ha-
ben genügend große Freilauf-Räume – das beugt der 
Gefahr des gegenseitigen Pickens wirksam vor!“ Ganz 
selbstverständlich werde nicht mit Antibiotika-Gaben 
gearbeitet. Gute Erfahrungen hinsichtlich des Tierwoh-
les macht der Landwirt mit regelmäßigen Brottrunk-
Gaben.

Die ÖDP-Kreisvorstandsmitglieder zeigten sich von 
der Gesamtsituation auf dem Lehner-Hof beeindruckt. 
Bernhard Suttner äußerte die Überzeugung, dass „der 
Weg der Landwirtschaft in Bayern auf allen Gebieten 
in Richtung Gemeinwohl-Ökonomie gehen werde“. 
Darunter versteht er die Abkehr von der „Ideologie 
des Wachsens oder Weichens“ und die Änderung der 
Förderpolitik: „Wir müssen konkrete Leistungen der 
landwirtschaftlichen Betriebe z. B. für die Reinheit des 
Grundwassers, für mehr Artenvielfalt und weniger Gift 
auf den Fluren, für tiergerechte Haltung und für eine 
weitgehende Regionalisierung der Erzeugung hono-
rieren und die pauschalen Zahlungen auch an riesige 
Agrarunternehmungen zurückdrängen.“	            

Was ist Twitter?  
Wie wird getwittert? 
Twitter ist ein wichtiges Kommuni-
kationsmedium für unsere politischen 
Botschaften. Wenn Sie sich für die Nut-
zung von Twitter interessieren, aber noch unsicher 
bei der Betreuung eines Accounts sind, schauen Sie in 
unseren neuen Twitter-Leitfaden rein. Hier werden Sie 
über bestimmte Begriffe aufgeklärt und erhalten auch 
noch ein paar Tipps zum erfolgreichen Zwitschern 
(übersetzt von twittern). 

Den Twitter-Leitfaden erhalten Mitglieder im internen 
Bereich unserer Webseite unter Gremien und Parteiar-
beit/Social Media oder gerne auf Wunsch per E-Mail-
Anfrage an: info@oedp.de .

ÖDP-Kreisvorstand bei der Betriefbsbesichtigung des Naturland-
hofs Lehner in Wallkofen
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Der 40-jährige Wirtschaftsfachwirt Marcel Foré tritt für 
die Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP) zur Wahl 
des Städteregionsrats für die StädteRegion Aachen am 
4. November 2018 an. Der Stolberger Foré, Vater einer 
Tochter, sieht seine politischen Schwerpunkte im Um-
welt- und Klimaschutz, in der Stärkung der dualen 
Berufsausbildung und dem Ausbau von Präventivmaß-
nahmen in der Jugend- und Familienhilfe. Der zweite 
Kreisvorsitzende der ÖDP 
im Kreisverband Aachen/
Düren/Heinsberg setzt sich 
des Weiteren für den Aus-
bau eines kostengünstigen 
öffentlichen Personennah-
verkehrs, die Förderung 
von Handwerksbetrieben 
und die Unterstützung von 
Existenzgründungen ein. 

Die StädteRegion Aa-
chen ist ein Verband aus 
den Städten Aachen, Als-
dorf, Baesweiler, Eschwei-
ler, Herzogenrath, Monschau, Stolberg und Würselen 
sowie den Gemeinden Simmerath und Roetgen. Seit 
2009 hat sie die Stelle des Kreises Aachen eingenom-
men und bündelt viele Leistungen rund um die The-
men Lernen, Leben, Soziales und Freizeit. Die Städte-
Region Aachen hat ca. 550.000 Einwohner. Die Stadt 
Aachen ist mit etwa 245.000 Einwohnern weitaus  
größte Kommune. 

Der Städteregionsrat trat bei der Gründung der 
StädteRegion Aachen an die Stelle des hauptamtlichen 
Landrats. Der Städteregionstag besteht aus 73 Mitglie-
dern. 

Nachdem der derzeitige Städteregionsrat um Entlas-
sung aus dem Amt zum 01.01.2019 gebeten hatte, wurde 
durch die Regierungspräsidentin der Bezirksregierung 
Köln der Wahltag für die vorgezogene Neuwahl der 
Städteregionsrätin/des Städteregionsrats auf Sonntag, 
den 04.11.2018 festgesetzt. 			        

  |  ÖDP INTERN

Marcel Foré (ÖDP) 
kandidiert zum 
Städteregionsrat 
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Marcel Foré

noch lange etwas davon haben.“ 
Die Gewerbeflächen müssten nach 
Meinung der Fraktion dafür nicht 
wachsen, auch heute pendeln schon 
über 75.000 Arbeitnehmer täglich 
nach Regensburg. 

Die Stadt braucht die 
„richtigen“ Arbeitsplätze 

Daher hat die Fraktion auch für die 
ansässige Automobilindustrie ein-
schließlich ihrer Zulieferbetriebe 
eine Botschaft: „Gewachsene Struk-
turen sollen nicht zerstört werden. 
Aber die Verkehrskonzepte der Zu-
kunft müssen weg vom ausufern-
den Individualverkehr. Da müssen 
sich BMW und Co. etwas einfallen 
lassen. Was die eigenen Arbeitneh-
mer angeht, hat BMW dies längst 
erkannt. Der Autohersteller verfügt 
über ein ausgeklügeltes Mobilitäts-
konzept mit Firmenbussen – so wie 
wir es uns für andere Unternehmen 
wünschen würden. Fazit der ÖDP: 
Die Stadt muss lenkend eingreifen, 
was und wie auf ihrem Gebiet pro-
duziert wird.“		            n

Zukunftsfähige Stadtraum- 
gestaltung in Regensburg

„Zukunftsfähige Stadtraumgestaltung“ hat sich die ÖDP-Fraktion im Regensburger 
Stadtrat in diesem Kalenderjahr als Jahresthema vorgenommen. Eine komplexe Thematik, 
die von verschiedenen Seiten beleuchtet werden kann. 

Noch im ersten Quartal konn-
te die Fraktion verschiedene 
Aspekte zu Architektur und 

Verkehr im Rahmen einer „Neu-
jahrsfahrt“ beleuchten. Externe 
Referenten gaben Impulse, während 
sich die Zuhörer im voll besetzten 
Linienbus auf einer der Strecken 
der mittlerweile beschlossenen 
Stadtbahnlinien bewegten. Im Rah-
men der kommenden Haushaltsde-
batte fließt auch die Ausrichtung 
der städtischen Wirtschaftspolitik 
in das ÖDP-Konzept mit ein. „Uns 
wird gerne einmal Wirtschafts-
feindlichkeit vorgeworfen, gerade 
aus der Ecke der Grünen-Fraktion“, 
hält ÖDP-Stadträtin Astrid Lamby 
fest. „Grundsätzlich wirtschafts-
feindlich zu sein, wäre aber regel-
recht dumm. Wir alle wissen, dass 
uns die großen Gewerbesteuer-Ein-
nahmen der letzten Jahre auch im 
Bereich Nachhaltigkeit viel Gestal-
tungsspielraum geben.“ 

ÖDP-Fraktion will   
Diskussion über das Wie der  
Wirtschaftsförderung 

Die ÖDP-Fraktion weiß, dass die 
Stadt den ansässigen Unternehmen 
nicht lauter Steine in den Weg legen 
kann. „Doch es gibt Möglichkeiten, 
die wirtschaftliche Entwicklung zu 
beeinflussen. Wenn z. B. nachhalti-
ge Mobilitätskonzepte von Unter-
nehmen dazu führen, dass weniger 
Stellplätze nachzuweisen sind. Dann 
spart das Flächen ein, die nicht mehr 

für Parkraum gebraucht werden. 
Eine wichtige Ressource wird frei – 
Stadtraum, den ich anders und bes-
ser gestalten kann“, führt Fraktions-
vorsitzender Benedikt Suttner an. 

Stadt könnte Ansiedlung 
ökologischer und nachhaltig 
geführter Unternehmen fördern

Im kommenden Jahr wird der Stadt-
rat über einen neuen Referenten für 
Wirtschaft, Wissenschaft und Fi-
nanzen entscheiden. „Wir werden 
uns die Bewerber gezielt unter dem 
Aspekt ansehen, wie sie die Wirt-
schaftspolitik unserer Stadt auf 
Nachhaltigkeit ausrichten wollen“, 
ergänzt Lamby. So könnten große 
Photovoltaikanlagen auf Firmendä-
chern Unternehmen Pluspunkte bei 
der Vergabe von Gewerbeflächen 
verschaffen. Graf: „Das wäre zu-
kunftsorientierte Wirtschaftspoli-
tik – wenn wir Betriebe fördern, die 
sich der Ökologie in der Produkti-
on oder sogar der Herstellung von 
ökologischen Produkten verschrie-
ben haben, werden wir als Stadt 

Stadträte in Regensburg: Joachim Graf, Astrid Lamby und Benedikt Suttner
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organisatorischen Teil übernom-
men und anhand einer Checkliste 
die wichtigsten Aspekte vorgestellt, 
die man bei der Organisation ei-
ner Veranstaltung berücksichtigen 
muss. Damit die nötige Pressearbeit 
auch stimmt, hat der Pressesprecher 
der ÖDP, Pablo Ziller, einen Vortrag 
bezüglich erfolgreicher Pressearbeit 
gehalten und den Teilnehmenden 
mit Positiv- und Negativbeispielen 

aufgezeigt, wie man gute Pressemit-
teilungen schreiben kann. 

In die Rolle der Moderation 
schlüpften die Anwesenden durch 
den Workshop von Florence von Bo-
disco, der Leiterin des Berliner Ab-
geordnetenbüros, die an praxisna-
hen Beispielen zeigte, wie eine gute 
Moderation aussehen kann und 
was dabei zu beachten ist. Abgerun-
det wurden diese Fähigkeiten durch 
das Körpersprachemodul von Claas 
Würfel, einem Schauspieler und 
Schauspiellehrer, der den begeister-

„Mach Dein Ding!“ – 
Seminarwochenende 
mit großem Erfolg

Politische Veranstaltungen planen und durchführen

Da das erste Seminarwochen-
ende unter dem Namen 
„Mach Dein Ding!“ Anfang 

April so großen Zuspruch fand, hat 
das Büro des Europaabgeordneten 
Klaus Buchner entschieden, eine 
Wiederholung anzubieten und die-
ses Mal für alle Altersgruppen zu 
öffnen. So kamen Parteimitglieder 
und Nicht-Parteimitglieder unter-
schiedlichen Alters aus dem ganzen 

Bundesgebiet vom 20. bis 22. Juli im 
Berliner Büro des Europaabgeord-
neten zusammen. 

Pressearbeit, Moderation, 
Rhetorik und  
Veranstaltungsorganisation

Die Teilnehmenden lernten in einer 
lockeren, aber sehr konstruktiven 
Atmosphäre, wie sie Veranstaltun-
gen und Kampagnen erfolgreich 
organisieren und durchführen 
können. Evelyn Farkas und Doris 
Hüben-Holomos haben hier den 

ten Teilnehmenden mit seiner sym-
pathischen Art beibrachte, wie jeder 
mit der eigenen echten (das Wort 
authentisch sei zu abgedroschen) 
Art in der Öffentlichkeit und bei 
den Menschen überzeugen kann. 

Freizeitaktivitäten  
kamen nicht zu kurz

Am Freitagabend wurde der inhalt-
liche Horizont durch einen Vortrag 
über Vollgeld erweitert, der von 
Lino Zeddies gehalten wurde. Er 
setzt sich im Verein Monetative e. V. 
deutschlandweit für das Vollgeld-
system ein. Vollgeld würde neben 
Bargeld auch Buchgeld umfassen, 
welches in einem Vollgeld-System 
ebenfalls von der Zentralbank in 
Umlauf gebracht wird. Im Gegen-
satz dazu ist gegenwärtig das Buch-
geld auf Konten von Bankkunden 
kein vollwertiges Zahlungsmittel, 
sondern nur ein Anspruch auf sol-
ches.

Da sich so viel Inhalt erstmal set-
zen und verarbeitet werden muss, gab 
es genügend Freizeit. Das gemein-
same Frühstück und ein Picknick 
im Park trugen zu der entspannten 
Atmosphäre bei, sodass sich die 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen 
untereinander besser kennenlernten 
und ebenfalls neue Bekanntschaften 
geschlossen wurden. 

Da auch einige ÖDP-Mitglieder 
unter den Teilnehmenden waren, 
hoffen die Organisatoren, dass die 
mitgenommenen Erfahrungen in 
die Kreis- und Landesverbände ge-
tragen werden, um so die Parteiar-
beit vor Ort erfolgreicher und pro-
fessioneller zu gestalten.

Durch neu gewonnene Fähigkei-
ten und Kontakte sehr motiviert, 
verließen die Teilnehmenden das 
Seminar mit guten Ideen, um neue 
Dinge anzupacken, Veranstaltun-
gen zu organisieren und ihr Ding 
zu machen!	        	            n
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Auf den Bäumen 
muss die Freiheit wohl  
grenzenlos sein ...

Martin, Umweltaktivist und ÖDPler, hat sich an den friedlichen 
Protesten im Hambacher Wald beteiligt und berichtet über seine 
Erlebnisse exklusiv in ÖkologiePolitik.

Ich schaue unter mich: Wahnsinn! Ich 
bin gut 20 Meter über der Erde. Ich 
reiche einer befreundeten Aktivistin 
die Hand und habe es geschafft: Ich 
sitze in einem der berüchtigten Baum-
häuser im Hambacher Wald, liebevoll 
auch Hambi genannt. Mein Rucksack 
und mein Schlafsack werden parallel 
hochgezogen. Die Plattform wird 
die nächste Zeit mein Zuhause sein, 
fernab von meiner Wohnung und 
meinem Bett. Selbst nicht nur stiller 
Protestler sein, sondern aktiv am Wi-
derstand gegen den geplanten Braun-
kohletagebau teilhaben und mich mit 
meinen Fähigkeiten einbringen – das 
war mein Wunsch. Und das, obwohl 
mir klar ist, dass es nicht ungefähr-
lich ist und am Tag, an dem ich das 
zweite Mal den Hambi besuche, ein 
Mensch tödlich verunglückt ist.

lung beziehen. Wie auch? Im Land-
tag von Nordrhein-Westfalen haben 
die Grünen schließlich für die Ro-
dung gestimmt und so eiert er her-
um, während wir mit ihm sprechen 
und er skeptisch unsere Barrikaden 
begutachtet, die wir errichtet haben. 
Erleichtert wirkt er, als sein Han-
dy klingelt. Er müsse nun zu einem 
wichtigen Termin. Wir sind ebenfalls 
erleichtert. Erleichtert, dieses Rum-
gerede über „Arbeitsplätze“ und 
„Mehrheiten“ nicht länger anhören 
zu müssen, und genießen gemeinsam 
erst mal eine leckere vegane Gemü-
sepfanne. Einfaches, leckeres Essen, 
gemeinsames Yoga oder Spiele gehö-
ren zum Alltag im Wald, aber auch 
Seminare, gemeinsames Musizieren 
und Tanzen.

Zur Polizei. Es gibt durchaus 
Polizisten, wo Mensch bei der Poli-
zeikontrolle spürt, dass ihnen nicht 
wohl dabei ist, was sie hier gerade 
tun. Aber unsere Stimmung können 
sie nicht trüben, wenn sie nachts mit 
Scheinwerfern versuchen, uns wach 
zu halten, oder eine Reiterstaffel 
durch den Wald jagen, während wir 
um den Menschen trauern, der töd-
lich verunglückt ist.

Viele Anwohner aus den umlie-
genden Orten zeigen sich solidarisch 
mit uns. Sie lassen uns bei sich du-
schen oder die Wäsche waschen oder 
sie stellen Lebensmittel oder auch 
Hilfsmittel wie Decken zur Verfü-
gung.

Die ÖDP bei der Demo am Hambacher Forst am 06.10.2018
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Ein Baumhaus im Hambacher Wald

Während die Kohlekommission der 
Regierung über den Zeitplan für den 
Kohleausstieg verhandelt, will RWE 
im Hambacher Wald Fakten schaffen. 
Den uralten Wald roden. Sie wollen 
die Bäume fällen und damit neue Flä-
chen für den Kohleabbau erschließen. 
Das Unternehmen will scheinbar 
allen zeigen, dass der Konzern an ei-
nem gesellschaftlichen Diskurs zum 
Ausstieg aus dem umweltschädlichen 
Energieträger Braunkohle nicht inte-
ressiert ist. Die Flächen werden gar 
nicht gebraucht.

Die Politik schiebt die Verant-
wortlichkeiten von einer Instanz zur 
nächsten. Während meiner Zeit im 
Hambi kam auch Anton Hofreiter 
mit einer Delegation der Bundes-
tagsgrünen vorbei. In persönlichen 
Gesprächen will er keine klare Stel-
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Zusammengestellt von Pablo Ziller

  |  ÖDP INTERN  |  Presseticker

Verena Föttinger (ÖDP) beklagt 
Untätigkeit beim Insektensterben
(08.10.2018) Verena Föttinger, 2. stellvertretende Bun-
desvorsitzende der Ökologisch-Demokratischen Partei 
(ÖDP), ist enttäuscht über die Untätigkeit der EU- und 
Bundespolitik, aber auch ihrer eigenen schwarz-grünen 
Landesregierung, was die Förderung des Ökolandbaus 
und den Schutz der Artenvielfalt 
angeht. Erst kürzlich gab es eine 
neue wissenschaftliche Untersu-
chung zum Ackergift Glyphosat, 
die zeigt, dass dadurch die Mikro-
flora im Verdauungstrakt von Ho-
nigbienen geschädigt wird. „Das 
ist für mich sicher nicht das erste 
Alarmzeichen, was Glyphosat be-
trifft. Der Zusammenhang zwischen dem Einsatz die-
ses Pestizids und dem Bienensterben ist nicht mehr zu 
leugnen“, so Föttinger, die selbst ökologische Streuobst-
wiesen bei Rottweil besitzt und der das Wohl der Bienen 
und anderer Bestäuber daher besonders am Herzen liegt. 

Föttinger beurteilt eine aktuelle Petition der Grünen-
Europaabgeordneten Giegold und Häusling auf der 
Plattform change.org, die Bundeslandwirtschaftsminis-
terin Julia Klöckner dazu auffordert, den Totalausstieg 
aus Glyphosat bis spätestens 2020 voranzubringen, als 
positives Zeichen. „Ich frage mich aber, wie die Grünen 
wirklich an der Förderung des Ökolandbaus, am Arten- 
und Gewässerschutz oder der Luftreinhaltung in den 
eigenen Landesregierungen arbeiten wollen, wenn sie 
sich gegenüber Agrar- und Autolobbyisten nicht durch-
setzen“, so Föttinger. 

In Baden-Württemberg strebt die Landesregierung 
unter dem grünen Ministerpräsidenten Kretschmann 
einen Anteil des Ökolandbaus von 30 % bis 2030 an. 
Doch Ökolandwirte, wie auch die Arbeitsgemeinschaft 
für Ökologischen Landbau, kritisieren die mangelnde 
finanzielle Ausstattung des Plans und sehen darin leere 
Versprechungen. „Ökolandwirte fühlen sich von den 
Grünen im Stich gelassen. Das Höfesterben geht mun-
ter weiter“, so Föttinger. „Auch in Bayern könnten hier 
zukünftig massive Enttäuschungen drohen, denn die 
Grünen werden in einer CSU-geführten Landesregie-
rung gewaltige Kompromisse machen müssen. Die CSU 
war es ja, die beim Glyphosatverbot auf EU-Ebene vor 
der Bauernverbandslobby eingeknickt ist und damit 
das Insektensterben weiter vorangetrieben hat“, so Föt-

tinger. „Die meisten Bürger wollen den Wandel hin zu 
einem ökologischen Landbau. Die Grünen müssen hier 
von den Wählern stärker in die Pflicht genommen wer-
den. Eine Möglichkeit ist daher die Stimmabgabe für 
den konsequenteren Arm der ökologischen Bewegung, 
die ÖDP“, so Föttinger. 

Bestürzt zeigte sich Föttinger auch über eine Aussage 
des Bayer-Vorstandschefs Werner Baumann. Dieser hat-
te kürzlich in einem Interview behauptet, ohne das be-
sagte Unkrautvernichtungsmittel sei die Welt nicht zu 
ernähren. „Diese Anmaßung von Bayer ist entsetzlich 
und verdreht die Wahrheit: Wer weltweit Profit damit 
macht, dass Bienen im großen Stil geschwächt werden, 
sichert nicht, sondern gefährdet massiv die Ernährung 
der Menschheit.“ 

Forderung nach Mehrarbeit in der 
Pflege ist nicht nachvollziehbar!

(26.09.2018) ÖDP-Gesundheitspolitiker Andreas Roling 
kritisiert eine Aussage aus einem Zeitungsinterview 
mit Gesundheitsminister Jens Spahn, in dem dieser be-
hauptet hatte, der Pflegenotstand sei verbessert, wenn 
die Pflegenden ein paar Stunden mehr pro Woche ar-
beiteten. „Schuld am Personalmangel in der Pflege sind 
doch die schlechten Rahmenbedingungen. Die Aussage 
des Ministers ist ein Hohn für alle Pflegenden“, empört 
sich Roling. Trotzdem, so Roling, seien viele Pflegende 
bereit, auch über ihre persönlichen Grenzen hinauszu-
gehen, und meist ohne die Stunden offiziell zu doku-
mentieren. „Irgendwann aber ist eine Schmerzgrenze 
erreicht. Der Vorschlag zur Mehrarbeit des Ministers 
ist einfach weltfremd. Jens Spahn sollte sich mal einen 
ganz normalen Tag auf einer Station angucken“, meint 
der ÖDP-Politiker. 

Einer Umfrage des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des (DGB) zufolge klagt die Mehrzahl der Beschäftig-
ten in der Pflege über eine regelrechte „Arbeitshetze“. 
Der DGB hatte Interviews mit mehr als 1.800 Pflege-
kräften durchgeführt. Auf die Frage „Wie häufig fühlen 
Sie sich bei der Arbeit gehetzt oder stehen unter Zeit-
druck?“ hatten 76 % der Befragten mit „oft“ oder „sehr 
häufig“ geantwortet. 

Die ÖDP fordert von der Bundesregierung ein 
Maßnahmenpaket, um eine qualitativ gute Pflege zu 

sichern. Dazu gehört die Einführung einer verbindli-
chen Personalbemessungsgrenze in Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen (Mindestbesetzungsregel), die 
Steigerung der Attraktivität der Pflegeberufe durch leis-
tungsgerechte Bezahlung, das Recht auf geplante Frei-
zeit, die Schaffung von Springerstellen und die Förde-
rung von Fort- und Weiterbildung. Außerdem fordert 
Roling, dass die Gewinne der Pflegeinrichtungen die-
sen auch möglichst wieder direkt zugutekommen. Der 
eklatante Fachkräftemangel in der Pflege lasse sich nicht 
durch die Abwerbung von Pflegenden aus dem Ausland 
im großen Stil kompensieren, sondern nur durch eine 
Steigerung der Attraktivität des Berufsstandes. Daher 
brauche es die generalisierte Ausbildung und somit die 
Zusammenführung der drei Pflegeberufe und eine gesi-
cherte Finanzierung der Praxisanleiterausbildung und 
finanzierte Freistellung in der Praxis. Weiterhin hält 
Roling die bisherigen Kontrollen der Prüfinstanzen wie 
Heimaufsicht oder MDK für unzureichend und nicht 
transparent. „Hier brauchen wir eine einheitliche, wei-
sungsbefugte, möglichst bundesweit agierende Instanz, 
die Schaffung eines neuen pflegewissenschaftlich be-
gleitenden Prüfungsinstruments und Abschaffung der 
bisherigen nicht nachvollziehbaren Benotung durch 
den MDK“, so Roling. „Und wir brauchen eine stärke-
re Prüfung von formeller und psychosozialer Qualität 
von Führungskräften in den Einrichtungen“, so Roling 
abschließend.

Diesel-Plan: Autoindustrie 
bekommt Vorfahrt vor Gemeinwohl

(05.10.2018) „Was nach einem wirksamen Maßnah-
menpaket der Bundesregierung klingt, ist nichts als ein 
Minimalkonsens zur politischen Schadensbegrenzung. 
Zum einen vergisst die Regierung scheinbar, dass der 
Problematik ein betrügerisches, kriminelles Handeln 
insbesondere der deutschen Autokonzerne zugrunde 
liegt, zum anderen liegen offenbar keine verbindlichen 
Zusagen nicht deutscher Autohersteller vor, sich in ähn-
licher Weise an den Maßnahmen zu beteiligen“, kom-
mentiert Jan Altnickel vom Bundesvorstand der Ökolo-
gisch-Demokratischen Partei (ÖDP) die Einigung der 
Großkoalitionäre in Berlin beim Diesel-Plan. 

Es hat mehr als drei Jahre gedauert, bis die Bundes-
regierung eine greifbare Reaktion auf das Aufdecken 
manipulierter Abgaswerte bei VW-Dieselfahrzeugen 
vorlegen konnte. Dienstagfrüh einigte sich ein Gremi-
um auf ein so bezeichnetes „Konzept für saubere Luft 
und Mobilität“. Halter von Diesel-Pkw der Abgasnor-

men Euro 5 und Euro 4 sollen demnach zugunsten ei-
ner Kaufprämie einen neuen oder gebrauchten Euro-
6-Diesel, Benziner oder ein elektrisch angetriebenes 
Auto kaufen können. Wer einen Euro-5-Diesel besitzt, 
könne zudem wählen, ob er ihn auf Kosten der Her-
steller mit einer Hardwarenachrüstung an die vorgege-
benen Grenzwerte anpassen lässt. Man verspricht sich 
davon eine deutliche Reduzierung der Schadstoffkon-
zentrationen, insbesondere von Stickoxiden, in Bal-
lungszentren. Die angekündigten Maßnahmen sollen 
aber vorerst nur für 14 besonders stark belastete und 
von Fahrverboten bedrohte Städte gelten. Die über 50 
anderen Städte mit überhöhten Stickoxid-Grenzwerten 
haben das Nachsehen, wobei aber nur in etwa 1 % der 
rund 11.000 deutschen Städte und Gemeinden über-
haupt mit einer offiziellen Messstation die NO2-Belas-
tung überprüft wird. Es handelt sich also lediglich um 
eine Akutmaßnahme zur Abwendung von Klagen der 
EU-Kommission sowie zur Vermeidung von Fahrverbo-
ten. Auch die Landtagswahlen in Hessen und Bayern 
bereiteten der Bundesregierung Sorgen und veranlas-
sen sie nun zum Handeln. 

„Das vorgelegte Konzept betrügt die Bürgerinnen 
und Bürger, denn es ignoriert den Anspruch aller auf ge-
sunde Atemluft und beweist, dass die Bundesregierung 
wenig visionären Mut hat, wenn es um die Umsetzung 
der Mobilitätswende geht“, so Altnickel wütend. „Man 
verspielt ein weiteres Mal Vertrauen, stärkt populisti-
sche Bilder einer ideenlosen, wirtschaftshörigen Regie-
rungspolitik und verpasst die Chance, die Mobilitäts-
landschaft in Deutschland ökologisch umzugestalten. 
Ein ökologisches Mobilitätsverhalten der Bürger wird 
indirekt sogar noch bestraft, denn Fußgänger, Radfah-
rer und Bahnfahrer bleiben weiterhin ökonomisch ge-
sehen die Dummen. Die Autoindustrie ist Betrügerin 
und Siegerin zugleich“, so Altnickel. Außerdem sei die 
Einführung einer blauen Plakette überfällig, damit die 
in betroffenen Innenstädten verkehrenden Fahrzeuge 
effektiv kontrolliert werden können. 

Angesichts der Unausgegorenheit dieses Mobilitäts-
konzepts zieht Altnickel ein trauriges Gesamtfazit in 
Bezug auf die ökologische Wende: „Statt immer nur 
Probleme zu zeichnen, könnte man sich auch einfach 
mal daranmachen, diese Probleme zum Wohle der 
Bevölkerung, der Umwelt und des Klimas zu lösen. 
Anscheinend ist bzw. war diese Erwartung an die ge-
genwärtige Bundesregierung und ihre Vorgängerinnen 
aber zu hoch gegriffen. Eines Tages wird auf dem Grab-
stein der Menschheit stehen: Sie konnten nichts tun. 
Der Lobbyismus war leider zu mächtig.“

Verena Föttinger
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Beitrittsantrag
Ich beantrage die Mitgliedschaft in der Ökologisch- 
Demokratischen Partei und bin mindestens 14 Jahre alt.

Ich verstehe mich eher als

	 reguläre Mitgliedschaft       Schnuppermitglied

Schnuppermitglieder sind im ersten Jahr beitragsfrei, danach wer-
den Sie automatisch zahlendes Mitglied, solange Sie nicht kündigen.  
Kurz vor dem Ende der Schnuppermitgliedschaft erhalten Sie eine 
schriftliche Benachrichtigung. Eine Schnuppermitgliedschaft ist nur 
bei Neueintritten möglich und kann nicht verlängert werden.

X Pflichtfeld, bitte ausfüllen!

Name

Vorname

Straße/Hausnr.

Kreis

PLZ/Ort

Tel./Fax

Mobil

E-Mail

Beruf

Geburtstag

Der Beitritt wurde mir empfohlen von

X

X

X

X

X

Ich zahle (als Schnuppermitglied nach dem ersten Jahr) den

	 Regelbeitrag von 7,00 Euro pro Monat 
	 Familienbeitrag von 7,00 Euro pro Monat 
	 (bitte Familienmitglieder gesondert angeben)
	 Seniorenbeitrag von 3,50 Euro pro Monat
	 ermäßigten Beitrag von 1 Euro pro Monat 
	 (gilt für Schüler, Studenten, ALG-II-Empfänger)
	 Ich zahle freiwillig 12 Euro / Jahr für die Mitgliederzeitschrift 	
	 „ÖkologiePolitik“. 
	 Ich zahle außerdem einen zusätzlichen jährlichen 
	 Förderbeitrag (Zuwendung) in Höhe von                       Euro.
	Ich ermächtige die ÖDP bis auf Widerruf, meinen Beitrag 
	 von meinem Konto einzuziehen:
	 jährliche       halbjährliche Abbuchung

Kontoinhaber(in)

Name der Bank

Konto-Nr.			   BLZ

BIC				  

IBAN				  

Ich verpflichte mich, die Satzung der ÖDP einzuhalten und 
mich für ihre Ziele einzusetzen, wie sie im Grundsatzprogramm 
festgelegt sind. Unvereinbar mit der Mitgliedschaft in der ÖDP 
ist die gleichzeitige Mitgliedschaft bei anderen Parteien, der 
Organisation Scientology oder die Zugehörigkeit zur „Reichs-
bürgerbewegung“.

	 Ich möchte nicht automatisch Mitglied der „Bundesvereini-	
	 gung Junge Ökologen“ sein (nur Personen unter 33 Jahren).

Datum

Unterschrift

Bitte senden Sie diesen Antrag an:
ÖDP-Bundesgeschäftsstelle | Pommergasse 1 | 97070 Würzburg
Tel.: (09 31) 4 04 86 - 0 | Fax: (09 31) 4 04 86 - 29 | info@oedp.de

X

Wachstum ohne Grenzen? 
Das wollen wir für unsere Wirtschaft nicht!
Dennoch müssen WIR als Partei weiter wachsen. Nur so können wir unsere Anliegen in die Politik tragen.  
Dafür brauchen wir noch mehr engagierte Mitglieder. Helfen Sie durch Ihren ÖDP-Beitritt mit, den Druck auf 
die politisch Verantwortlichen zu verstärken, damit der Verbrauch an Energie, Rohstoffen und Steuermitteln 
deutlich gesenkt und die Verschmutzung von Wasser, Luft und Natur nachhaltig reduziert wird. 

✃

Frühere Parteimitgliedschaften:

Name der Partei 		             von	                   bis

Name der Partei 		             von	                   bis

Aktuelle Parteimitgliedschaft(en):

Name der Partei(en)

X

Zum Titelthema „Flächenfraß“, ÖP 177

Flächenverbrauch stoppen!

Mit einiger Traurigkeit habe ich im ÖDP-Journal ge-
lesen, dass Sie zwar gegen übermäßigen Flächenver-
brauch sind, aber ein gewisses Maß pro Tag zugestehen. 
Dabei kommen uns die Folgen des Klimawandels jetzt 
schon weit teurer zu stehen als alle Umweltschutzmaß-
nahmen, die das verhindern würden. Meiner Meinung 
nach dürfen nicht nur keine weiteren Flächen versiegelt 
werden, das Gegenteil muss kommen, versiegelte Flä-
chen, Straßen, Parkplätze, Industriegebiete müssen auf-
gelassen werden und wieder zu gewachsenem Boden, 
Wald, Wiese, Feld und landwirtschaftlicher Nutzfläche 
werden. 

Ich kritisiere auch, dass Sie Zölle im Handelsverkehr 
nur bedingt für sinnvoll halten und internationalen 
Handel fördern. Handel aber erzeugt Verkehr und Ver-
kehr ist Gift für das Klima. Darum sollten überregional 
nur solche Güter gehandelt werden, die in einer Region 
nicht wachsen oder nicht herstellbar sind. Um das zu 
regulieren, brauchen wir Zölle, die so hoch sind, dass 
eben überregionaler Handel verhindert wird. Ich meine, 
Naturschutz geht über alles, vor allem über Anspruchs-
denken. Die real existierende Demokratie buttert leider 
Gruppen wie Sie völlig unter. Demokratie ist, wenn drei 
Mann in einem Boot sitzen und zwei bohren ein Loch 
ins Boot und der dritte, vernünftige, ist überstimmt.

Johannes Jacobs, 61496 Kronberg

Liebe Leserinnen und Leser,

die Leserbrief-Seiten sind Ihr Forum in ÖkologiePolitik. 
Wir freuen uns über Ihre Zuschriften! Aber bitte bedenken 
Sie: In der Kürze liegt die Würze! Abdruck und Kürzungen 
behält sich die Redaktion vor. Bitte senden Sie Ihre Zuschrif-
ten bis zum 1. Januar 2019 an:

ÖkologiePolitik, Erich-Weinert-Str. 134, 10409 Berlin 
Fax (0 30) 49 85 40 50, presse@oedp.de

Zum Artikel „Landwirte gegen Umwelt-
schützer – ein unlösbarer Konflikt?“, ÖP 177

Glaubwürdigkeit bewahren
Ich empfinde es als sehr problematisch für das demo-
kratische Verständnis unserer Partei, wenn eine Debat-
te derart „weggebügelt“ wird. Ich kenne die Meinung 
und die Argumente des Buchautors nicht. Sollte er 
sich in beleidigender Weise geäußert haben, wäre eine 
Entscheidung des Nichtdruckens gerechtfertigt. Dies 
scheint aber nicht so gewesen zu sein. Jedenfalls wird 
in dem stattdessen gedruckten Text nicht auf Beleidi-
gendes eingegangen.

Der Eindruck entsteht bei mir, dass Argumente, die 
möglicherweise schmerzhaft sind, nicht wahr sein dür-
fen oder sollen. Eine fatale Einstellung für eine Partei, 
die sehr viele unangenehme Themen aufgreift und 
aufgreifen muss. Sie verliert dadurch ein großes Stück 
Glaubwürdigkeit!

Stefanos Miaris, 53773 Hennef

Anmerkung von Christoph Raabs, 
Bundesvorsitzender der ÖDP
Die Entscheidung über den Abdruck eines Artikels fällt 
grundsätzlich nicht anhand seiner inhaltlichen Ziel-
richtung oder seiner literarischen Qualität, sondern 
bewertet, ob die getroffenen Aussagen einer objektiven 
Überprüfung standhalten.

Weihnachtsurlaub 2018/2019
Die Bundesgeschäftsstellen haben wie folgt Urlaub:

Büro Würzburg: 21. Dezember 2018 bis 6. Januar 2019
Büro Mainz: 22. Dezember 2018 bis 6. Januar 2019
Büro Berlin: 22. Dezember 2018 bis 6. Januar 2019

Abrechnungen 2018
Alle Abrechnungen für dieses Jahr müssen bis spätes-
tens 15.12.2018 bei den zuständigen Gliederungen 
eingereicht sein. Alle nach diesem Termin eingereich-
ten Abrechnungen können nicht mehr berücksichtigt 
werden.

Wir wünschen allen Mitgliedern eine 
besinnliche Weihnachtszeit 
und einen guten Start ins Jahr 2019!

Mit Ihrer Unterschrift erteilen Sie gemäß Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO, Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a) 
Ihre Einwilligung zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten. Die ÖDP verarbeitet und speichert 
die in diesem Beitrittsantrag enthaltenen Angaben zu Ihrer Person ausschließlich für interne Zwecke der 
Partei und unter strikter Beachtung der Bestimmungen der EU-Datenschutzverordnung. Eine Weitergabe 
an Dritte außerhalb der Partei findet nicht statt.
Sie haben Recht auf Auskunft und Löschung und können einer werblichen Nutzung Ihrer Daten jeder-
zeit widersprechen. Zusätzliche Informationen finden Sie unter www.oedp.de/service/datenschutz.
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VORSCHAU

ÖkologiePolitik
im März 2019

Quo vadis, Europa?– Teil 2
Die Alternative zur heutigen EU ist nicht ein Zurück 
in den Nationalismus, wie das die Rechtspopulisten 
mehr oder weniger offen propagieren, sondern 
eine bessere EU. Um eine bessere EU zu schaffen, 
müssen ihre aktuellen Defizite klar benannt und 
schlüssige Lösungen entwickelt werden. Denn alle 
großen Herausforderungen unserer Zeit lassen sich 
nur auf der Basis von gegenseitigem Vertrauen ge-
meinsam lösen – auf der Basis von Vertrauen zwi-
schen den Staaten und auf der Basis von Vertrauen 
der europäischen Bürger in die Idee eines geeinten 
Europas. Das gelingt nur, wenn künftig Menschen-
würde, Freiheit, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 
und Gemeinwohl viel stärker die zentralen Werte 
sind, für welche die EU steht. 
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Sa. 10.11.2018	 Landesparteitag ÖDP Niedersachsen 	
	 (Wagenfeld)

Sa. 10.11.2018	 Landeshauptausschuss ÖDP Bayern 		
	 (Ingolstadt)

Sa. 17.11.2018	 Bund-Länder-Rat der ÖDP (Würzburg)

Sa. 24.11.2018	 Landeshauptausschuss ÖDP NRW

Sa. 01.12.2018	 Landesparteitag ÖDP Baden-Württem- 
	 berg (Stuttgart)

So. 26.05.2019	 Europawahl

So. 26.05.2019	 Kommunalwahlen in Bremen, Baden- 
	 Württembg., Brandenburg, Hamburg,  
	 Meckl.-Vorpommern, Rheinland-Pfalz,  
	 Saarland, Sachsen-Anhalt und Thüringen

So. 01.09.2019	 Landtagswahlen in Brandenburg und 
	 Sachsen

So. 27.10.2019	 Landtagswahl in Thüringen
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